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II 

(Rechtsakte ohne Gesetzescharakter) 

INTERNATIONALE ÜBEREINKÜNFTE 

BESCHLUSS DES RATES 

vom 18. Juli 2011 

über die Unterzeichnung des Abkommens zwischen der Europäischen Union und Neuseeland zur 
Änderung des Abkommens zwischen der Europäischen Gemeinschaft und Neuseeland über die 

gegenseitige Anerkennung der Konformitätsbewertung im Namen der Union 

(2011/464/EU) 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, insbesondere auf Artikel 207 Absatz 4 Unterabsatz 1 in 
Verbindung mit Artikel 218 Absatz 5, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Das Abkommen zwischen der Europäischen Gemein­
schaft und Neuseeland über die gegenseitige Anerken­
nung der Konformitätsbewertung ( 1 ) (nachstehend „das 
Abkommen über die gegenseitige Anerkennung“) ist am 
1. Januar 1999 ( 2 ) in Kraft getreten. 

(2) Am 8. Juli 2002 hat der Rat die Kommission ermächtigt, 
mit Neuseeland Verhandlungen über eine Änderung des 
Abkommens über die gegenseitige Anerkennung auf­
zunehmen. Die Verhandlungen wurden am 29. Juni 
2009 mit der Paraphierung des Abkommens zwischen 
der Europäischen Union und Neuseeland zur Änderung 
des Abkommens zwischen der Europäischen Gemein­
schaft und Neuseeland über die gegenseitige Anerken­
nung der Konformitätsbewertung (nachstehend „das Ab­
kommen“) in Brüssel erfolgreich abgeschlossen. 

(3) Infolge des Inkrafttretens des Vertrags von Lissabon am 
1. Dezember 2009 ist die Europäische Union an die 
Stelle der Europäischen Gemeinschaft getreten, deren 
Rechtsnachfolgerin sie ist. 

(4) Das Abkommen sollte unterzeichnet werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Unterzeichnung des Abkommens zwischen der Europäi­
schen Union und Neuseeland zur Änderung des Abkommens 
zwischen der Europäischen Gemeinschaft und Neuseeland über 
die gegenseitige Anerkennung der Konformitätsbewertung 
(nachstehend „das Abkommen“) wird im Namen der Union 
vorbehaltlich des Abschlusses des besagten Abkommens geneh­
migt ( 3 ). 

Artikel 2 

Der Präsident des Rates wird ermächtigt, die Person(en) zu be­
stellen, die befugt ist (sind), das Abkommen vorbehaltlich seines 
Abschlusses im Namen der Union zu unterzeichnen. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Annahme in Kraft. 

Geschehen zu Brüssel am 18. Juli 2011. 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 

M. DOWGIELEWICZ
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( 1 ) ABl. L 229 vom 17.8.1998, S. 62. 
( 2 ) ABl. L 5 vom 9.1.1999, S. 74. 

( 3 ) Der Wortlaut des Abkommens wird zusammen mit dem Beschluss 
über dessen Abschluss veröffentlicht.



BESCHLUSS DES RATES 

vom 18. Juli 2011 

zur Änderung der durch den Beschluss 2009/618/EG über den Abschluss des 
Konsultationsverfahrens mit der Republik Guinea gemäß Artikel 96 des Abkommens von 

Cotonou angenommenen geeigneten Maßnahmen und zur Aufhebung dieses Beschlusses 

(2011/465/EU) 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf das am 23. Juni 2000 in Cotonou unterzeichnete 
Partnerschaftsabkommen zwischen den Mitgliedern der Gruppe 
der Staaten in Afrika, im Karibischen Raum und im Pazifischen 
Ozean einerseits und der Europäischen Gemeinschaft und ihren 
Mitgliedstaaten andererseits, ( 1 ), überarbeitet in Ouagadougou, 
Burkina Faso, am 22. Juni 2010 ( 2 ) (im Folgenden „AKP- 
EU-Partnerschaftsabkommen“), insbesondere auf Anhang IV 
Artikel 96, 

gestützt auf das Interne Abkommen zwischen den im Rat ver­
einigten Vertretern der Regierungen der Mitgliedstaaten über die 
zur Durchführung des AKP-EG-Partnerschaftsabkommens zu 
treffenden Maßnahmen und die dabei anzuwendenden Verfah­
ren ( 3 ), insbesondere auf Artikel 3, 

gestützt auf den Vorschlag der Europäischen Kommission, 

im Einvernehmen mit der Hohen Vertreterin der Union für 
Außen- und Sicherheitspolitik, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Republik Guinea hat bei der Umsetzung der in dem 
Schreiben im Anhang des Beschlusses 2009/618/EG des 
Rates vom 27. Juli 2009 über den Abschluss des Kon­
sultationsverfahrens mit der Republik Guinea gemäß 
Artikel 96 des Abkommens von Cotonou ( 4 ) beschriebe­
nen Verpflichtungen, die Voraussetzung für die Auf­
hebung der geeigneten Maßnahmen sind, Fortschritte er­
zielt. 

(2) Die Republik Guinea hat beim Übergang zur Wiederher­
stellung der verfassungsmäßigen Ordnung und der Schaf­
fung einer demokratischen Regierung insbesondere durch 
die Ernennung eines in freien und transparenten Prä­
sidentschaftswahlen gewählten Präsidenten und die Ein­
setzung einer Zivilregierung Fortschritte erzielt. 

(3) Mit der Durchführung der Präsidentschaftswahlen und 
der Ernennung des neuen Präsidenten wurde das 
letzte in dem Schreiben im Anhang des Beschlusses 
2009/618/EG festgelegte Zwischenziel zum Teil erreicht. 

(4) Das vierte und letzte Zwischenziel, das das Ende des 
Übergangsprozesses kennzeichnet, wird am 27. Juli 
2011, d. h. zu dem Termin, an dem die Geltungsdauer 
der Beschlusses 2009/618/EG endet, nicht erreicht sein. 

(5) Unter Berücksichtigung der bei der Rückkehr zur verfas­
sungsmäßigen Ordnung erzielten Fortschritte sollte der 
Beschluss 2009/618/EG daher aufgehoben werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die nach Artikel 96 Absatz 2 Buchstabe c des AKP-EU-Part­
nerschaftsabkommens vorgesehenen geeigneten Maßnahmen 
werden in dem diesem Beschluss als Anhang beigefügten Schrei­
ben präzisiert. 

Artikel 2 

Der Beschluss 2009/618/EG wird aufgehoben. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Annahme in Kraft. 

Er läuft am 19. Juli 2012 aus. 

Er wird im Bedarfsfall nach etwa 6 Monaten auf der Grundlage 
der Schlussfolgerungen einer Vor-Ort-Mission der Europäischen 
Union überprüft. 

Geschehen zu Brüssel am 18. Juli 2011. 

Im Namen des Rates 
Die Präsidentin 

C. ASHTON
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( 1 ) ABl. L 317 vom 15.12.2000, S. 3. 
( 2 ) ABl. L 287 vom 4.11.2010, S. 3. 
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ANHANG 

ENTWURF EINES SCHREIBENS 

Sehr geehrter Herr Präsident, 

sehr geehrter Herr Premierminister, 

Die Europäische Union begrüßt die Fortschritte, die die Republik Guinea bei der Rückkehr zur verfassungsmäßigen 
Ordnung insbesondere dank des friedlichen Ausgangs der Präsidentschaftswahlen im Jahr 2010 und der Ernennung eines 
demokratisch legitimierten Präsidenten und der Einsetzung einer Zivilregierung erzielt hat. Die vor Kurzem abgeschlossene 
Präsidentschaftswahl ist die erste tatsächlich freie Wahl mit konkurrierenden Parteien seit der Unabhängigkeit der Republik 
Guinea und stellt eine entscheidende Etappe bei der Rückkehr zur demokratischen Legitimität dar. 

Sie sehen sich nun der enorme Herausforderung gegenüber, Ihr Land auf den Weg der Stabilität und des Wirtschafts­
wachstums zu bringen, und haben sich dieser Aufgabe gestellt, indem Sie für die Annahme eines ehrgeizigen Reform­
programms gesorgt haben. In Anbetracht der wirtschaftlichen und sozialen Schwierigkeiten, die die Republik Guinea zu 
bewältigen hat, und um Sie in dieser bedeutenden Endphase des politischen Übergangs zu begleiten, hat der Rat der 
Europäischen Union beschlossen, die Bedingungen, die für den Eintritt in die letzte Phase der Wiederaufnahme der 
Zusammenarbeit zwischen der Europäischen Union und der Republik Guinea — d. h. Unterzeichnung eines Länder­
strategiepapiers und des Nationalen Richtprogramms (LSP/NRP) für den 10. Europäischen Entwicklungsfonds (EEF), das 
die Zusammenarbeit mit der Republik Guinea bis zum Jahr 2013 abdeckt — gelten, anzupassen. 

Nach diesem Beschluss kann die Europäische Union das LSP/NRP mit der Republik Guinea unterzeichnen, sobald diese 
fertig gestellt sind und sobald Guinea der Europäischen Union in einer förmlichen Mitteilung einen von den zuständigen 
Behröden ausgearbeiteten und angenommenen detaillierten Zeitplan übermittelt hat, in dem der Termin und die Zwi­
schenziele für die Abhaltung von Parlamentswahlen vor Ende 2011 aufgeführt werden. 

Sobald das LSP/NIP unterzeichnet ist, können die Mittel für die unmittelbare Unterstützung der Bevölkerung, die für 
grundlegende soziale Dienste bestimmt sind, bereitgestellt werden. Die technischen Vorbereitungen für die anderen in 
diesen Dokumenten vorgesehenen Projekte und Programme sowie mögliche neue Maßnahmen der Europäischen Inves­
titionsbank (EIB) ( 1 ) können ebenfalls fortgesetzt werden, die entsprechenden Mittel können jedoch erst nach der Ab­
haltung freier und transparenter Wahlen bereitgestellt werden. 

Nach Auffassung der Europäischen Union sind die Präsidentschaftswahlen durchaus grundlegend für den Übergang zur 
Demokratie, gleichzeitig sind jedoch die Parlamentswahlen und die Einrichtung einer neuen Nationalversammlung wei­
terhin entscheidend, wenn der Übergang zum Abschluss gebracht und ein vollständiger demokratischen Rahmen ge­
schaffen werden soll. Die Europäische Union ist weiterhin zuversichtlich, dass die Parlamentswahlen — wie von den 
Behörden Guineas angekündigt — spätestens im letzten Quartal 2011 abgehalten werden und sie ist nach wie vor bereit, 
die Organisation dieser Wahlen (mit einem Richtbetrag von 5 Mio. EUR) finanziell zu unterstützen. 

Die Europäische Union verpflichtet sich, im Rahmen von Artikel 8 des Abkommens von Cotonou mit der Regierung von 
Guinea einen regelmäßigen politischen Dialog zu den wesentlichen Bereichen dieses Abkommens gemäß dessen Artikel 9 
fortzusetzen, insbesondere zu den Menschenrechten, den demokratischen Grundsätzen und der Rechtsstaatlichkeit, wie 
auch zu den Themen nationale Aussöhnung, Beendigung der Straflosigkeit und Reformen in den Bereichen politische, 
justizielle und wirtschaftliche Führung sowie Sicherheitssektorreform. 

Die Regierung der Republik Guinea kann auf ihrem ehrgeizigem Weg, der das Land zurück zu nachhaltigem Wachstum 
und zum Wohlstand ihrer Bevölkerung führen soll, weiterhin auf die Unterstützung und Begleitung der Europäischen 
Union zählen. 

Mit vorzüglicher Hochachtung 

… 

Brüssel, den … 

Für die Europäische Union 

…
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( 1 ) Die Maßnahme ist nicht anwendbar auf die Maßnahmen zum Interimsschuldenerlass, die von der EIB im Rahmen der Initiative für 
hochverschuldete arme Länder bereits eingeleitet wurden, einschließlich der Tilgung von Rückständen aus EEF-Darlehen, die von der EIB 
verwaltet werden.



ANHANG 

ABLAUF DER VERPFLICHTUNGEN 

Verpflichtungen der Republik Guinea Verpflichtungen der Europäischen Union 

1. Ausarbeitung und Annahme eines detaillierten Zeitplans 
(Daten und Zwischenschritte/vorbereitende Maßnahmen) 
durch die zuständigen Behörden vor Ende 2011 zur 
Abhaltung freier und transparenter Parlamentswahlen 

1.1. Unterzeichnung des LSP/NRP für den 10. EEF sobald 
Programmierung abgeschlossen 

1.2. Technische Vorbereitungen für die im LSP/NRP vor­
gesehenen Projekte/Programme 

1.3. Bereitstellung der Mittel zur unmittelbaren Unterstüt­
zung der Bevölkerung 

2. Abhaltung freier und transparenter Parlamentswahlen 2.1. Finanzierungsbeschlüsse und Durchführung der ver­
bleibenden Projekte/Programme des 10. EEF
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BESCHLUSS DES RATES 

vom 19. Juli 2011 

über den Abschluss eines Abkommens über die Sicherheit der Zivilluftfahrt zwischen der 
Europäischen Gemeinschaft und Kanada 

(2011/466/EU) 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, insbesondere auf Artikel 100 Absatz 2 und Artikel 207 
Absatz 4 Unterabsatz 1 in Verbindung mit Artikel 218 
Absatz 6 Buchstabe a und Absatz 7 und Artikel 218 
Absatz 8 Unterabsatz 1, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

nach Zustimmung des Europäischen Parlaments ( 1 ), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Kommission hat im Namen der Union gemäß dem 
Beschluss des Rates, durch den die Kommission zur Auf­
nahme von Verhandlungen ermächtigt wurde, ein Ab­
kommen über die Sicherheit der Zivilluftfahrt zwischen 
der Europäischen Gemeinschaft und Kanada ( 2 ) („Abkom­
men“) ausgehandelt. 

(2) Das Abkommen wurde am 6. Mai 2009 im Namen der 
Union vorbehaltlich seines möglichen späteren Abschlus­
ses in Übereinstimmung mit dem Beschluss 
2009/469/EG des Rates ( 3 ) unterzeichnet. 

(3) Nach dem Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon am 
1. Dezember 2009, sollte die Europäische Union gegen­
über Kanada eine Mitteilung im Hinblick auf die Rechts­
nachfolge der Europäischen Gemeinschaft durch die Eu­
ropäische Union abgeben. 

(4) Das Abkommen sollte genehmigt werden. 

(5) Für die Beteiligung der Union in den durch das Abkom­
men geschaffenen gemeinsamen Gremien sowie für die 
Annahme bestimmter Entscheidungen über die Änderung 
des Abkommens und seiner Anhänge, die Hinzufügung 
neuer Anhänge, die Kündigung einzelner Anhänge, Kon­
sultationen, Streitbeilegung und die Annahme von 
Schutzmaßnahmen müssen verfahrenstechnische Rege­
lungen getroffen werden. 

(6) Die Mitgliedstaaten sollten die erforderlichen Maßnahmen 
treffen, um sicherzustellen, dass ihre bilateralen Abkom­

men mit Kanada in demselben Bereich zum Zeitpunkt 
des Inkrafttretens des Abkommens gekündigt worden 
sind — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Das Abkommen über die Sicherheit der Zivilluftfahrt zwischen 
der Europäischen Gemeinschaft und Kanada („Abkommen“) 
wird im Namen der Union genehmigt. 

Der Wortlaut des Abkommens ( 4 ) ist diesem Beschluss bei­
gefügt. 

Artikel 2 

Der Präsident des Rates wird ermächtigt, die Person(en) zu be­
nennen, die befugt ist/sind, die Notifizierung gemäß Artikel 16 
Absatz 1 des Abkommens vorzunehmen und folgende Mittei­
lung abzugeben: 

„Infolge des Inkrafttretens des Vertrags von Lissabon am 
1. Dezember 2009 ist die Europäische Union an die Stelle 
der Europäischen Gemeinschaft getreten und deren Rechts­
nachfolgerin geworden; von diesem Zeitpunkt ab übt sie alle 
Rechte der Europäischen Gemeinschaft aus und übernimmt 
alle ihre Verpflichtungen. Daher müssen alle Bezugnahmen 
auf die ‚Europäische Gemeinschaft‘ im Wortlaut des Abkom­
mens, soweit angemessen, als Bezugnahmen auf die ‚Europäi­
sche Union‘ gelesen werden.“ 

Artikel 3 

(1) Die Europäische Union wird in dem durch Artikel 9 des 
Abkommens eingesetzten Gemeinsamen Ausschuss der Parteien 
durch die Europäische Kommission vertreten, die von der Eu­
ropäischen Agentur für Flugsicherheit unterstützt und von den 
Luftfahrtbehörden als Vertretern der Mitgliedstaaten begleitet 
wird. 

(2) Die Union wird in dem nach Anhang A Absatz 2 des 
Abkommens vorgesehenen Gemeinsamen Unterausschuss für 
Zertifizierung und in dem nach Anhang B Absatz 4 des Ab­
kommens vorgesehenen Gemeinsamen Unterausschuss für In­
standhaltung durch die Europäische Agentur für Flugsicherheit, 
unterstützt von den durch die Tagesordnung der einzelnen Sit­
zungen unmittelbar betroffenen Luftfahrtbehörden, vertreten.
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Artikel 4 

(1) Die Kommission legt nach Konsultation des vom Rat 
eingesetzten Sonderausschusses den von der Union im Gemein­
samen Ausschuss der Parteien zu vertretenden Standpunkt zu 
folgenden Angelegenheiten fest: 

— Annahme oder Änderung der Geschäftsordnung des Ge­
meinsamen Ausschusses der Parteien gemäß Artikel 9 
Absatz 3 des Abkommens. 

(2) Die Kommission kann nach Konsultation des in Absatz 1 
genannten Sonderausschusses und unter umfassender Berück­
sichtigung dessen Standpunkts folgende Maßnahmen treffen: 

— die Anordnung von Sicherheitsmaßnahmen gemäß Artikel 6 
des Abkommens, 

— die Beantragung von Konsultationen gemäß Artikel 15 des 
Abkommens, 

— die Anordnung von Aussetzungsmaßnahmen gemäß 
Artikel 10 des Abkommens, 

— sofern die Kommission eine sorgfältige Tatsachenanalyse der 
Wirkungen und der Machbarkeit der beabsichtigten Ände­
rungen durchgeführt hat, Änderung der Anhänge des Ab­
kommens gemäß Artikel 16 Absatz 5 des Abkommens, 

soweit solche Änderungen mit den einschlägigen Rechts­
akten der Union übereinstimmen und keine Änderungen 
dieser Rechtsakte bedingen, 

— Streichung einzelner Anhänge gemäß Artikel 16 Absätze 3 
und 5 des Abkommens, 

— Anordnung sonstiger Maßnahmen, die von einer Partei auf­
grund des Abkommens zu treffen sind, vorbehaltlich des 
Absatzes 3 dieses Artikels und des Unionsrechts. 

(3) Der Rat beschließt mit qualifizierter Mehrheit und im 
Einklang mit den Vertragsbestimmungen über einen Vorschlag 
der Kommission zu allen anderen Änderungen des Abkom­
mens, die nicht in den Anwendungsbereich des Absatzes 2 
dieses Artikels fallen. 

Artikel 5 

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Annahme in Kraft. 

Geschehen zu Brüssel am 19. Juli 2011. 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 
M. SAWICKI
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BESCHLUSS DES RATES 

vom 19. Juli 2011 

über den Standpunkt, den die Europäische Union im Gemischten Ausschuss EU-Schweiz, der mit 
Artikel 14 des Abkommens zwischen der Europäischen Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten 
einerseits und der Schweizerischen Eidgenossenschaft andererseits über die Freizügigkeit eingesetzt 
wurde, zur Ersetzung des Anhangs III (Gegenseitige Anerkennung von Berufsqualifikationen) zu 

diesem Abkommen zu vertreten hat 

(2011/467/EU) 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, insbesondere auf Artikel 218 Absatz 9 in Verbindung 
mit den Artikeln 46, 53 und 62, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Das Abkommen zwischen der Europäischen Gemein­
schaft und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft andererseits über die 
Freizügigkeit (im Folgenden „Abkommen“) wurde am 
21. Juni 1999 unterzeichnet und trat am 1. Juni 2002 
in Kraft. 

(2) Artikel 14 des Abkommens errichtet einen Gemischten 
Ausschuss. Nach Artikel 18 des Abkommens werden 
Änderungen, unter anderem des Anhangs III (Gegensei­
tige Anerkennung von Berufsqualifikationen), von diesem 
Gemischten Ausschuss beschlossen. 

(3) Zur Gewährleistung der kohärenten und korrekten An­
wendung der Rechtsakte der EU und zur Vermeidung 
administrativer und etwaiger rechtlicher Schwierigkeiten 
sollte Anhang III des Abkommens geändert werden, um 
neue Rechtsakte der EU, auf die in dem Abkommen noch 
nicht Bezug genommen wird, aufzunehmen. 

(4) Aus Gründen der Klarheit und Rationalität sollte Anhang 
III des Abkommens konsolidiert und durch einen neuen 
Anhang ersetzt werden. 

(5) Der Standpunkt der Union in dem Gemischten Aus­
schuss EU-Schweiz sollte daher auf dem beigefügten Be­
schlussentwurf beruhen — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Der Standpunkt, den die Europäische Union in dem mit 
Artikel 14 des Abkommens zwischen der Europäischen Ge­
meinschaft und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Schwei­
zerischen Eidgenossenschaft andererseits über die Freizügigkeit 
eingesetzten Gemischten Ausschuss EU-Schweiz zur Ersetzung 
des Anhangs III (Gegenseitige Anerkennung von Berufsqualifi­
kationen) zu diesem Abkommen zu vertreten hat, beruht auf 
dem Entwurf des Beschlusses des Gemischten Ausschusses EU- 
Schweiz, der diesem Beschluss beigefügt ist. 

Artikel 2 

Der Beschluss des Gemischten Ausschusses EU-Schweiz wird im 
Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Annahme in Kraft. 

Geschehen zu Brüssel am 19. Juli 2011. 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 
M. SAWICKI
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ENTWURF 

BESCHLUSS Nr. …/2011 DES GEMISCHTEN AUSSCHUSSES EU-SCHWEIZ 

der mit Artikel 14 des Abkommens zwischen der Europäischen Gemeinschaft und ihren 
Mitgliedstaaten einerseits und der Schweizerischen Eidgenossenschaft andererseits über die 

Freizügigkeit eingesetzt wurde 

vom … 

über die Änderung von Anhang III (Gegenseitige Anerkennung von Berufsqualifikationen) dieses 
Abkommens 

DER GEMISCHTE AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Abkommen zwischen der Europäischen Ge­
meinschaft und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Schwei­
zerischen Eidgenossenschaft andererseits über die Freizügig­
keit ( 1 ) (im Folgenden „Abkommen“), insbesondere auf die 
Artikel 14 und 18, 

gestützt auf das Protokoll zu dem Abkommen im Hinblick auf 
die Aufnahme der Republik Bulgarien und Rumäniens als Ver­
tragsparteien infolge ihres Beitritts zur Europäischen Union ( 2 ), 
insbesondere den Artikel 4 Absatz 2, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Das Abkommen wurde am 21. Juni 1999 unterzeichnet 
und trat am 1. Juni 2002 in Kraft. 

(2) Der Anhang III (Gegenseitige Anerkennung von Berufs­
qualifikationen) des Abkommens wurde zuletzt durch 
den Beschluss Nr. 1/2004 des Gemischten Ausschusses 
EU-Schweiz ( 3 ) geändert und sollte aktualisiert werden, 
um den neuen Rechtsakten der Europäischen Union (EU), 
die seit 2004 angenommen wurden, insbesondere der 
Richtlinie 2005/36/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 7. September 2005 über die Aner­
kennung von Berufsqualifikationen ( 4 ) Rechnung zu 
tragen. 

(3) Anhang III des Abkommens sollte zur Berücksichtigung 
des Beitritts der Republik Bulgarien und Rumäniens zu 
der EU am 1. Januar 2007 angepasst werden. 

(4) Aus Gründen der Klarheit und Rationalität sollte Anhang 
III des Abkommens konsolidiert und durch einen neuen 
Anhang ersetzt werden. 

(5) Die Schweiz sieht gemäß der Richtlinie 93/16/EWG des 
Rates vom 5. April 1993 zur Erleichterung der Freizügig­
keit für Ärzte und zur gegenseitigen Anerkennung ihrer 

Diplome, Prüfungszeugnisse und sonstigen Befähigungs­
nachweise ( 5 ) und der Richtlinie 2005/36/EG einen ein­
zigen Befähigungsnachweis und eine einzige Berufs­
bezeichnung für Allgemeinärzte vor, die für alle prakti­
zierenden und angehenden Allgemeinärzte gleichermaßen 
gelten. 

(6) Um eine wirksame Umsetzung der Richtlinie 
2005/36/EG zwischen den Vertragsparteien zu gewähr­
leisten, arbeitet die Kommission weiterhin eng mit der 
Schweiz zusammen und wird insbesondere weiterhin da­
für sorgen, dass die Schweizer Experten in geeigneter 
Weise konsultiert werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Anhang III (Gegenseitige Anerkennung von Berufsqualifikatio­
nen) des Abkommens wird durch den Text im Anhang dieses 
Beschlusses ersetzt. 

Artikel 2 

Die Schweiz wendet die erworbenen Rechte, die in der Richt­
linie 2005/36/EG vorgesehen sind, gemäß der in diesem Be­
schluss und seinem Anhang festgelegten Bedingungen uneinge­
schränkt an. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss ist in bulgarischer, dänischer, deutscher, eng­
lischer, estnischer, finnischer, französischer, griechischer, italie­
nischer, lettischer, litauischer, maltesischer, niederländischer, 
polnischer, portugiesischer, rumänischer, schwedischer, slowaki­
scher, slowenischer, spanischer, tschechischer und ungarischer 
Sprache abgefasst, wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbind­
lich ist. 

Artikel 4 

Dieser Beschluss tritt am Tag nach der Notifikation des Ab­
schlusses der internen Verfahren zur Umsetzung dieses Be­
schlusses durch die Schweiz in Kraft. 

Er wird ab dem ersten Tag des zweiten Monats nach seiner 
Annahme mit Ausnahme des Titels II der Richtlinie 
2005/36/EG, der ab dem Inkrafttreten dieses Beschlusses gilt, 
vorläufig angewendet.
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Sollte die in Absatz 1 genannte Notifikation nicht innerhalb von 24 Monaten nach der Annahme dieses 
Beschlusses erfolgt sein, ist dieser Beschluss hinfällig. 

Geschehen zu Brüssel am … 

Im Namen des Gemischten Ausschusses 

Der Vorsitzende Die Sekretäre
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ANHANG 

„ANHANG III 

GEGENSEITIGE ANERKENNUNG VON BERUFSQUALIFIKATIONEN 

(Diplome, Prüfungszeugnisse und sonstige Befähigungsnachweise) 

I. Die Vertragsparteien kommen überein, die Rechtsakte und Mitteilungen der Europäischen Union (EU), die in Abschnitt 
A dieses Anhangs aufgeführt sind, im Bereich der gegenseitigen Anerkennung beruflicher Berufsqualifikationen ent­
sprechend dem Geltungsbereich des Abkommens anzuwenden. 

II. Soweit nicht anderweitig festgelegt, ist der Begriff ‚Mitgliedstaat(en)‘ in den in Abschnitt A dieses Anhangs aufgeführ­
ten Rechtsakten außer auf die durch die betreffenden Rechtsakte der EU erfassten Staaten auch auf die Schweiz 
anzuwenden. 

III. Für die Zwecke der Anwendung dieses Anhangs nehmen die Vertragsparteien die Rechtsakte der EU, die in Abschnitt 
B dieses Anhangs aufgeführt sind, zur Kenntnis. 

ABSCHNITT A: RECHTSAKTE, AUF DIE BEZUG GENOMMEN WIRD 

1a. 32005 L 0036: Richtlinie 2005/36/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 7. September 2005 über die 
Anerkennung von Berufsqualifikationen (ABl. L 255 vom 30.9.2005, S. 22), 

geändert durch: 

— Richtlinie 2006/100/EG des Rates vom 20. November 2006 zur Anpassung bestimmter Richtlinien im Bereich 
Freizügigkeit anlässlich des Beitritts Bulgariens und Rumäniens (ABl. L 363 vom 20.12.2006, S. 141), 

— Verordnung (EG) Nr. 1430/2007 der Kommission vom 5. Dezember 2007 zur Änderung der Anhänge II und III 
der Richtlinie 2005/36/EG des Europäischen Parlaments und des Rates über die Anerkennung von Berufsquali­
fikationen (ABl. L 320 vom 6.12.2007, S. 3), 

— Verordnung (EG) Nr. 755/2008 der Kommission vom 31. Juli 2008 zur Änderung des Anhangs II der Richtlinie 
2005/36/EG des Europäischen Parlaments und des Rates über die Anerkennung von Berufsqualifikationen 
(ABl. L 205 vom 1.8.2008, S. 10), 

— Verordnung (EG) Nr. 279/2009 der Kommission vom 6. April 2009 zur Änderung des Anhangs II der Richtlinie 
2005/36/EG des Europäischen Parlaments und des Rates über die Anerkennung von Berufsqualifikationen 
(ABl. L 93 vom 7.4.2009, S. 11), 

— Verordnung (EU) Nr. 213/2011 der Kommission vom 3. März 2011 zur Änderung der Anhänge II und V der 
Richtlinie 2005/36/EG des Europäischen Parlaments und des Rates über die Anerkennung von Berufsqualifika­
tionen (ABl. L 59 vom 4.3.2011, S. 4), 

— Mitteilung der Bezeichnungen von Architekturdiplomen (ABl. C 332 vom 30.12.2006, S. 35), 

— Mitteilung der Bezeichnungen von Architekturdiplomen (ABl. C 148 vom 24.6.2006, S. 34), 

— Mitteilung der Bezeichnungen von Architekturdiplomen (ABl. C 3 vom 6.1.2006, S. 12), 

— Mitteilung der Kommission — Mitteilung der Bezeichnungen des Zahnarztes (ABl. C 165 vom 19.7.2007, S. 18), 

— Mitteilung der Kommission — Mitteilung der Befähigungsnachweise für Fachärzte und Allgemeinärzte (ABl. C 165 
vom 19.7.2007, S. 13), 

— Mitteilung der Kommission — Meldung von Ausbildungsnachweisen von Fachärzten, Krankenschwestern/Kran­
kenpflegern für allgemeine Pflege, Fachzahnärzten, Hebammen und Architekten (ABl. C 137 vom 4.6.2008, S. 8), 

— Mitteilung — Meldung von Ausbildungsnachweisen — Richtlinie 2005/36/EG über die Anerkennung von Berufs­
qualifikationen (Anhang V) (ABl. C 322 vom 17.12.2008, S. 3),
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— Mitteilung der Kommission — Bekanntmachung der in Anhang I der Richtlinie 2005/36/EG aufgelisteten Berufs­
verbände oder -organisationen, die die Bedingungen des Artikels 3 Absatz 2 erfüllen (ABl. C 111 vom 15.5.2009, 
S. 1), 

— Mitteilung der Kommission — Meldung von Ausbildungsnachweisen — Richtlinie 2005/36/EG über die Aner­
kennung von Berufsqualifikationen (Anhang V) (ABl. C 114 vom 19.5.2009, S. 1), 

— Mitteilung der Kommission — Meldung von Ausbildungsnachweisen — Richtlinie 2005/36/EG über die Aner­
kennung von Berufsqualifikationen (Anhang V) (ABl. C 279 vom 19.11.2009, S. 1), 

— Mitteilung der Kommission — Meldung von Ausbildungsnachweisen — Richtlinie 2005/36/EG über die Aner­
kennung von Berufsqualifikationen (Anhang V) (ABl. C 129 vom 19.5.2010, S. 3), 

— Mitteilung der Kommission — Meldung von Ausbildungsnachweisen — Richtlinie 2005/36/EG über die Aner­
kennung von Berufsqualifikationen (Anhang V) (ABl. C 337 vom 14.12.2010, S. 10), 

— Berichtigung der Richtlinie 2005/36/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 7. September 2005 über 
die Anerkennung von Berufsqualifikationen (ABl. L 271 vom 16.10.2007, S. 18), 

— Berichtigung der Richtlinie 2005/36/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 7. September 2005 über 
die Anerkennung von Berufsqualifikationen (ABl. L 93 vom 4.4.2008, S. 28). 

b. Die Richtlinie 2005/36/EG gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgenden Anpassungen: 

1. Die in den folgenden Artikeln der Richtlinie festgelegten Verfahren finden keine Anwendung zwischen den 
Vertragsparteien: 

— Artikel 3 Absatz 2 Unterabsatz 3 — Verfahren für die Aktualisierung von Anhang I der Richtlinie, 

— Artikel 11 Buchstabe c Ziffer ii letzter Satz — Verfahren für die Anpassung von Anhang II der Richtlinie, 

— Artikel 13 Absatz 2 Unterabsatz 3 — Verfahren für die Aktualisierung von Anhang III der Richtlinie, 

— Artikel 14 Absatz 2, Unterabsätze 2 und 3 — Verfahren im Falle einer Abweichung von der für die Antrag­
steller bestehenden Wahlmöglichkeit zwischen Anpassungslehrgang und Eignungsprüfung, 

— Artikel 15 Absätze 2 und 5 — Verfahren für die Annahme oder den Widerruf gemeinsamer Plattformen, 

— Artikel 20 — Verfahren für die Änderung von Anhang IV der Richtlinie, 

— Artikel 21 Absatz 6 Unterabsatz 2 — Verfahren für die Aktualisierung der Kenntnisse und Fähigkeiten, 

— Artikel 21 Absatz 7 — Verfahren für die Aktualisierung von Anhang V der Richtlinie, 

— Artikel 25 Absatz 5 — Verfahren für die Anpassung der Mindestdauer der fachärztlichen Weiterbildung, 

— Artikel 26 Absatz 2 — Verfahren für die Aufnahme neuer medizinischer Fachrichtungen, 

— Artikel 31 Absatz 2 Unterabsatz 2 — Verfahren für die Aktualisierung der Ausbildung zur Krankenschwester 
und zum Krankenpfleger, die für die allgemeine Pflege verantwortlich sind, 

— Artikel 34 Absatz 2 Unterabsatz 2 — Verfahren für die Aktualisierung der Grundausbildung des Zahnarztes, 

— Artikel 35 Absatz 2 Unterabsatz 3 — Verfahren für die Anpassung der Mindestdauer der Ausbildung zum 
Fachzahnarzt, 

— Artikel 38 Absatz 1 Unterabsatz 2 — Verfahren für die Aktualisierung der Ausbildung des Tierarztes, 

— Artikel 40 Absatz 1 Unterabsatz 3 — Verfahren für die Aktualisierung der Ausbildung der Hebamme, 

— Artikel 44 Absatz 2 Unterabsatz 2 — Verfahren für die Aktualisierung der Ausbildung des Apothekers, 

— Artikel 46 Absatz 2 — Verfahren für die Aktualisierung der Kenntnisse und Fähigkeiten des Architekten, 

— Artikel 61 — Ausnahmebestimmung.
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2. Artikel 56 Absätze 3 und 4 werden wie folgt durchgeführt: 

Die Kommission unterrichtet die Mitgliedstaaten über die von der Schweiz benannten zuständigen Behörden 
und den von ihr benannten Koordinator, sobald die Schweiz sie hiervon — mit Kopie an den Gemischten 
Ausschuss — in Kenntnis gesetzt hat. 

3. Artikel 57 Absatz 2 wird wie folgt durchgeführt: 

Der von der Schweiz benannte Koordinator unterrichtet die Kommission mit Kopie an den Gemischten Ausschuss. 

4. Artikel 63 findet keine Anwendung. Der Schweizer Koordinator, der gemäß Artikel 56 der Richtlinie 2005/36/EG 
von der Schweiz benannt wird, unterrichtet die Kommission mit Kopie an den Gemischten Ausschuss über die 
Rechtsvorschriften, die auf der Grundlage der unter Abschnitt 1a genannten Rechtsakte und Mitteilungen ange­
nommen wurden. Artikel 58 und 64 finden keine Anwendung. 

c. Anhang II Nummer 1 der Richtlinie wird wie folgt ergänzt: 

‚in der Schweiz: 

— Opticien diplômé, diplomierter Augenoptiker, ottico diplomato 

Erforderlich ist eine Schul- und Ausbildungszeit von insgesamt mindestens 17 Jahren, einschließlich einer min­
destens neunjährigen allgemeinen Schulbildung, einer vierjährigen beruflichen Ausbildung, die zum Teil im 
Unternehmen und zum Teil in einer berufsbildenden Einrichtung absolviert wird, vier Jahren Lehrausbildung 
oder Berufspraktikum, von denen zwei im Anschluss an eine Privatausbildung auf Vollzeitbasis absolviert werden 
können, sowie einer höheren Fachprüfung. Das Bestehen dieser Prüfung berechtigt den Inhaber des Diploms, als 
Selbständiger oder abhängig Beschäftigter Kontaktlinsenanpassungen und Sehtests durchzuführen. 

— Audioprothésiste avec brevet fédéral, Hörgeräte-Akustiker mit eidg. Fachausweis, audioprotesista con attestato 
professionale federale 

Erforderlich ist eine Schul- und Ausbildungszeit von insgesamt mindestens 15 Jahren, einschließlich einer min­
destens neunjährigen allgemeinen Schulbildung und einer dreijährigen beruflichen Ausbildung, die zum Teil im 
Unternehmen und zum Teil in einer berufsbildenden Einrichtung absolviert wird, sowie drei Jahren Lehrausbil­
dung oder Berufspraktikum, einschließlich Privatausbildung, sowie einer Berufsprüfung. Das Bestehen dieser 
Prüfung berechtigt den Inhaber des Fachausweises, diesen Beruf als Selbständiger oder abhängig Beschäftigter 
auszuüben. 

— Bottier-orthopédiste diplômé, diplomierter Orthopädie-Schuhmachermeister, calzolaio ortopedico diplomato 

Erforderlich ist eine Schul- und Ausbildungszeit von insgesamt mindestens 17 Jahren, einschließlich einer min­
destens neunjährigen allgemeinen Schulbildung und einer vierjährigen beruflichen Ausbildung, die zum Teil im 
Unternehmen und zum Teil in einer berufsbildenden Einrichtung absolviert wird, sowie vier Jahren Lehrausbil­
dung oder Berufspraktikum, einschließlich Privatausbildung, sowie einer höheren Fachprüfung. Das Bestehen 
dieser Prüfung berechtigt den Inhaber des Diploms, diesen Beruf als Selbständiger oder abhängig Beschäftigter 
auszuüben. 

— Technicien dentiste, maître, diplomierter Zahntechnikermeister, odontotecnico, maestro 

Erforderlich ist eine Schul- und Ausbildungszeit von insgesamt mindestens 18 Jahren, einschließlich einer min­
destens neunjährigen allgemeinen Schulbildung und einer vierjährigen beruflichen Ausbildung, die zum Teil im 
Unternehmen und zum Teil in einer berufsbildenden Einrichtung absolviert wird, sowie fünf Jahren Lehraus­
bildung oder Berufspraktikum, einschließlich Privatausbildung, sowie einer höheren Fachprüfung. Das Bestehen 
dieser Prüfung berechtigt den Inhaber des Diploms, diesen Beruf als Selbständiger oder abhängig Beschäftigter 
auszuüben. 

— Orthopédiste diplômé, diplomierter Orthopädist, ortopedista diplomato 

Erforderlich ist eine Schul- und Ausbildungszeit von insgesamt mindestens 18 Jahren, einschließlich einer min­
destens neunjährigen allgemeinen Schulbildung und einer vierjährigen beruflichen Ausbildung, die zum Teil im 
Unternehmen und zum Teil in einer berufsbildenden Einrichtung absolviert wird, sowie fünf Jahren Lehraus­
bildung oder Berufspraktikum, einschließlich Privatausbildung, sowie einer höheren Fachprüfung. Das Bestehen 
dieser Prüfung berechtigt den Inhaber des Diploms, diesen Beruf als Selbständiger oder abhängig Beschäftigter 
auszuüben.‘
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d. Anhang II Nummer 4 der Richtlinie wird wie folgt ergänzt: 

‚in der Schweiz: 

— Guide de montagne avec brevet fédéral, Bergführer mit eidg. Fachausweis, guida alpina con attestato professionale 
federale 

Erforderlich ist eine Schul- und Ausbildungszeit von insgesamt mindestens 13 Jahren, einschließlich einer min­
destens neunjährigen allgemeinen Schulbildung und einer vierjährigen beruflichen Ausbildung unter Aufsicht eines 
qualifizierten Bergführers, einschließlich Privatausbildung, sowie einer Berufsprüfung. Das Bestehen dieser Prüfung 
berechtigt den Inhaber des Fachausweises zur unabhängigen Ausübung dieses Berufes. 

— Professeur de sports de neige avec brevet fédéral, Schneesportlehrer mit eidg. Fachausweis, Maestro di sport sulla 
neve con attestato professionale fédérale 

Erforderlich ist eine Schul- und Ausbildungszeit von insgesamt mindestens 15 Jahren, einschließlich einer min­
destens neunjährigen allgemeinen Schulbildung und einer vierjährigen beruflichen Ausbildung, die zum Teil im 
Unternehmen und zum Teil an einer berufsbildenden Einrichtung absolviert wird, bzw. eine vierjährige Berufs­
erfahrung sowie eine zweijährige Lehrausbildung und eine Berufsprüfung. Das Bestehen dieser Prüfung berechtigt 
den Inhaber des Fachausweises zur unabhängigen Ausübung dieses Berufes.‘ 

e. Anhang V Ziffer 5.1.1 der Richtlinie wird wie folgt ergänzt: 

‚Land Ausbildungsnachweis Ausstellende Stelle Zusätzliche 
Bescheinigung Stichtag 

Schweiz Eidgenössisches Arztdiplom 
Diplôme fédéral de médecin 
Diploma federale di medico 

Eidgenössisches Departement des 
Innern 
Département fédéral de l’intérieur 
Dipartimento federale dell’interno 

1. Juni 2002‘ 

f. Anhang V Ziffer 5.1.2 der Richtlinie wird wie folgt ergänzt: 

‚Land Ausbildungsnachweis Ausstellende Stelle Stichtag 

Schweiz Diplom als Facharzt 
Diplôme de médecin spécialiste 
Diploma di medico specialista 

Eidgenössisches Departement des Innern 
und Verbindung der Schweizer Ärztinnen 
und Ärzte 
Département fédéral de l’intérieur et 
Fédération des médecins suisses 
Dipartimento federale dell’interno e 
Federazione dei medici svizzeri 

1. Juni 2002‘ 

g. Anhang V Ziffer 5.1.3 der Richtlinie wird wie folgt ergänzt: 

‚Land Bezeichnung 

Anästhesiologie 
Mindestdauer der fachärztlichen Weiterbildung: 3 Jahre 

Schweiz Anästhesiologie 
Anesthésiologie 
Anestesiologia 

Land Bezeichnung 

Chirurgie 
Mindestdauer der fachärztlichen Weiterbildung: 5 Jahre 

Schweiz Chirurgie 
Chirurgie 
Chirurgia

DE 27.7.2011 Amtsblatt der Europäischen Union L 195/13



Land Bezeichnung 

Neurochirurgie 
Mindestdauer der fachärztlichen Weiterbildung: 5 Jahre 

Schweiz Neurochirurgie 
Neurochirurgie 
Neurochirurgia 

Land Bezeichnung 

Geburtshilfe und Frauenheilkunde 
Mindestdauer der fachärztlichen Weiterbildung: 4 Jahre 

Schweiz Gynäkologie und Geburtshilfe 
Gynécologie et obstétrique 
Ginecologia e ostetricia 

Land Bezeichnung 

Allgemeine (innere) Medizin 
Mindestdauer der fachärztlichen Weiterbildung: 5 Jahre 

Schweiz Innere Medizin 
Médecine interne 
Medicina interna 

Land Bezeichnung 

Augenheilkunde 
Mindestdauer der fachärztlichen Weiterbildung: 3 Jahre 

Schweiz Ophthalmologie 
Ophtalmologie 
Oftalmologia 

Land Bezeichnung 

Hals-Nasen-Ohren-Heilkunde 
Mindestdauer der fachärztlichen Weiterbildung: 3 Jahre 

Schweiz Oto-Rhino-Laryngologie 
Oto-rhino-laryngologie 
Otorinolaringoiatria 

Land Bezeichnung 

Kinderheilkunde 
Mindestdauer der fachärztlichen Weiterbildung: 4 Jahre 

Schweiz Kinder- und Jugendmedizin 
Pédiatrie 
Pediatria 

Land Bezeichnung 

Lungen- und Bronchialheilkunde 
Mindestdauer der fachärztlichen Weiterbildung: 4 Jahre 

Schweiz Pneumologie 
Pneumologie 
Pneumologia
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Land Bezeichnung 

Urologie 
Mindestdauer der fachärztlichen Weiterbildung: 5 Jahre 

Schweiz Urologie 
Urologie 
Urologia 

Land Bezeichnung 

Orthopädie 
Mindestdauer der fachärztlichen Weiterbildung: 5 Jahre 

Schweiz Orthopädische Chirurgie und Traumatologie des Bewegungsapparates 
Chirurgie orthopédique et traumatologie de l’appareil locomoteur 
Chirurgia ortopedica e traumatologia del sistema motorio 

Land Bezeichnung 

Pathologie 
Mindestdauer der fachärztlichen Weiterbildung: 4 Jahre 

Schweiz Pathologie 
Pathologie 
Patologia 

Land Bezeichnung 

Neurologie 
Mindestdauer der fachärztlichen Weiterbildung: 4 Jahre 

Schweiz Neurologie 
Neurologie 
Neurologia 

Land Bezeichnung 

Psychiatrie 
Mindestdauer der fachärztlichen Weiterbildung: 4 Jahre 

Schweiz Psychiatrie und Psychotherapie 
Psychiatrie et psychothérapie 
Psichiatria e psicoterapia 

Land Bezeichnung 

Diagnostische Radiologie 
Mindestdauer der fachärztlichen Weiterbildung: 4 Jahre 

Schweiz Radiologie 
Radiologie 
Radiologia 

Land Bezeichnung 

Strahlentherapie 
Mindestdauer der fachärztlichen Weiterbildung: 4 Jahre 

Schweiz Radio-Onkologie/Strahlentherapie 
Radio-oncologie/radiothérapie 
Radio-oncologia/radioterapia
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Land Bezeichnung 

Plastische Chirurgie 
Mindestdauer der fachärztlichen Weiterbildung: 5 Jahre 

Schweiz Plastische, rekonstruktive und ästhetische Chirurgie 
Chirurgie plastique, reconstructive et esthétique 
Chirurgia plastica, ricostruttiva ed estetica 

Land Bezeichnung 

Thoraxchirurgie 
Mindestdauer der fachärztlichen Weiterbildung: 5 Jahre 

Schweiz Herz- und thorakale Gefässchirurgie 
Chirurgie cardiaque et vasculaire thoracique 
Chirurgia del cuore e dei vasi toracici 

Land Bezeichnung 

Kinderchirurgie 
Mindestdauer der fachärztlichen Weiterbildung: 5 Jahre 

Schweiz Kinderchirurgie 
Chirurgie pédiatrique 
Chirurgia pediatrica 

Land Bezeichnung 

Kardiologie 
Mindestdauer der fachärztlichen Weiterbildung: 4 Jahre 

Schweiz Kardiologie 
Cardiologie 
Cardiologia 

Land Bezeichnung 

Gastroenterologie 
Mindestdauer der fachärztlichen Weiterbildung: 4 Jahre 

Schweiz Gastroenterologie 
Gastroentérologie 
Gastroenterologia 

Land Bezeichnung 

Rheumatologie 
Mindestdauer der fachärztlichen Weiterbildung: 4 Jahre 

Schweiz Rheumatologie 
Rhumatologie 
Reumatologia 

Land Bezeichnung 

Allgemeine Hämatologie 
Mindestdauer der fachärztlichen Weiterbildung: 3 Jahre 

Schweiz Hämatologie 
Hématologie 
Ematologia
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Land Bezeichnung 

Endokrinologie 
Mindestdauer der fachärztlichen Weiterbildung: 3 Jahre 

Schweiz Endokrinologie-Diabetologie 
Endocrinologie-diabétologie 
Endocrinologia-diabetologia 

Land Bezeichnung 

Physiotherapie 
Mindestdauer der fachärztlichen Weiterbildung: 3 Jahre 

Schweiz Physikalische Medizin und Rehabilitation 
Médecine physique et réadaptation 
Medicina fisica e riabilitazione 

Land Bezeichnung 

Haut- und Geschlechtskrankheiten 
Mindestdauer der fachärztlichen Weiterbildung: 3 Jahre 

Schweiz Dermatologie und Venerologie 
Dermatologie et vénéréologie 
Dermatologia e venerologia 

Land Bezeichnung 

Tropenmedizin 
Mindestdauer der fachärztlichen Weiterbildung: 4 Jahre 

Schweiz Tropen- und Reisemedizin 
Médecine tropicale et médecine des voyages 
Medicina tropicale e medicina di viaggio 

Land Bezeichnung 

Kinder- und Jugendpsychiatrie 
Mindestdauer der fachärztlichen Weiterbildung: 4 Jahre 

Schweiz Kinder- und Jugendpsychiatrie und -psychotherapie 
Psychiatrie et psychothérapie d’enfants et d’adolescents 
Psichiatria e psicoterapia infantile e dell’adolescenza 

Land Bezeichnung 

Nierenkrankheiten 
Mindestdauer der fachärztlichen Weiterbildung: 4 Jahre 

Schweiz Nephrologie 
Néphrologie 
Nefrologia 

Land Bezeichnung 

Ansteckende Krankheiten 
Mindestdauer der fachärztlichen Weiterbildung: 4 Jahre 

Schweiz Infektiologie 
Infectiologie 
Malattie infettive
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Land Bezeichnung 

Öffentliches Gesundheitswesen und Sozialmedizin 
Mindestdauer der fachärztlichen Weiterbildung: 4 Jahre 

Schweiz Prävention und Gesundheitswesen 
Prévention et santé publique 
Prevenzione e salute pubblica 

Land Bezeichnung 

Pharmakologie 
Mindestdauer der fachärztlichen Weiterbildung: 4 Jahre 

Schweiz Klinische Pharmakologie und Toxikologie 
Pharmacologie et toxicologie cliniques 
Farmacologia e tossicologia cliniche 

Land Bezeichnung 

Arbeitsmedizin 
Mindestdauer der fachärztlichen Weiterbildung: 4 Jahre 

Schweiz Arbeitsmedizin 
Médecine du travail 
Medicina del lavoro 

Land Bezeichnung 

Allergologie 
Mindestdauer der fachärztlichen Weiterbildung: 3 Jahre 

Schweiz Allergologie und klinische Immunologie 
Allergologie et immunologie clinique 
Allergologia e immunologia clinica 

Land Bezeichnung 

Nuklearmedizin 
Mindestdauer der fachärztlichen Weiterbildung: 4 Jahre 

Schweiz Nuklearmedizin 
Médecine nucléaire 
Medicina nucleare 

Land Bezeichnung 

Zahn-, Mund-, Kiefer- und Gesichtschirurgie 
(Grundausbildung des Arztes und des Zahnarztes) 

Mindestdauer der fachärztlichen Weiterbildung: 4 Jahre 

Schweiz Mund-, Kiefer- und Gesichtschirurgie 
Chirurgie orale et maxillo-faciale 
Chirurgia oro-maxillo-facciale‘ 

h. Anhang V Ziffer 5.1.4 der Richtlinie wird wie folgt ergänzt: 

‚Land Ausbildungsnachweis Berufsbezeichnung Stichtag 

Schweiz Diplom als praktischer Arzt/praktische Ärztin 
Diplôme de médecin praticien 
Diploma di medico generico 

Praktischer Arzt 
Médecin praticien 
Medico generico 

1. Juni 2002‘

DE L 195/18 Amtsblatt der Europäischen Union 27.7.2011



i. Anhang V Ziffer 5.2.2 der Richtlinie wird wie folgt ergänzt: 

‚Land Ausbildungsnachweis Ausstellende Stelle Berufsbezeichnung Stichtag 

Schweiz 1. Diplomierte 
Pflegefachfrau, 
diplomierter 
Pflegefachmann 

Infirmière diplômée et 
infirmier diplômé 

Infermiera diplomata e 
infermiere diplomato 

Schulen, die staatlich 
anerkannte 
Bildungsgänge 
durchführen 

Ecoles qui proposent des 
filières de formation 
reconnues par l’État 

Scuole che propongono 
dei cicli di formazione 
riconosciuti dallo Stato 

Pflegefachfrau, 
Pflegefachmann 

Infirmière, infirmier 

Infermiera, infermiere 

1. Juni 2002 

2. Bachelor of Science in 
Pflege 

Schulen, die staatlich 
anerkannte 
Bildungsgänge 
durchführen 

Ecoles qui proposent des 
filières de formation 
reconnues par l’ État 

Scuole che propongono 
dei cicli di formazione 
riconosciuti dallo Stato 

Pflegefachfrau, 
Pflegefachmann 

Infirmière, infirmier 

Infermiera, infermiere 

(*)‘ 

(*) Bitte das Datum der Annahme des Beschlusses des Gemischten Ausschusses einfügen. 

j. Anhang V Ziffer 5.3.2 der Richtlinie wird wie folgt ergänzt: 

‚Land Ausbildungsnachweis Ausstellende Stelle Zusätzliche 
Bescheinigung Berufsbezeichnung Stichtag 

Schweiz Eidgenössisches 
Zahnarztdiplom 

Diplôme fédéral de 
médecin-dentiste 

Diploma federale 
di medico-dentista 

Eidgenössisches 
Departement des 
Innern 

Département 
fédéral de 
l’intérieur 

Dipartimento 
federale 
dell’interno 

Zahnarzt 

Médecin-dentiste 

Medico-dentista 

1. Juni 2002‘ 

k. Anhang V Ziffer 5.3.3 der Richtlinie wird wie folgt ergänzt: 

Kieferorthopädie 

‚Land Ausbildungsnachweis Ausstellende Stelle Stichtag 

Schweiz Diplom für Kieferorthopädie 
Diplôme fédéral d’orthodontiste 

Diploma di ortodontista 

Eidgenössisches Departement des Innern 
und Schweizerische Zahnärzte- 
Gesellschaft 

Département fédéral de l’intérieur et 
Société Suisse d’Odonto-stomatologie 

Dipartimento federale dell’interno e 
Società Svizzera di Odontologia e 
Stomatologia 

1. Juni 2002

DE 27.7.2011 Amtsblatt der Europäischen Union L 195/19



Oralchirurgie/Mundchirurgie 

Land Ausbildungsnachweis Ausstellende Stelle Stichtag 

Schweiz Diplom für Oralchirurgie 

Diplôme fédéral de chirurgie orale 

Diploma di chirurgia orale 

Eidgenössisches Departement des Innern 
und Schweizerische Zahnärzte- 
Gesellschaft 

Département fédéral de l’intérieur et 
Société Suisse d’Odonto-stomatologie 

Dipartimento federale dell’interno e 
Società Svizzera di Odontologia e 
Stomatologia 

30. April 2004‘ 

l. Anhang V Ziffer 5.4.2 der Richtlinie wird wie folgt ergänzt: 

‚Land Ausbildungsnachweis Ausstellende Stelle Zusätzliche Bescheinigung Stichtag 

Schweiz Eidgenössisches 
Tierarztdiplom 

Diplôme fédéral de 
vétérinaire 

Diploma federale di 
veterinario 

Eidgenössisches 
Departement des Innern 

Département fédéral de 
l’intérieur 

Dipartimento federale 
dell’interno 

1. Juni 2002‘ 

m. Anhang V Ziffer 5.5.2 der Richtlinie wird wie folgt ergänzt: 

‚Land Ausbildungsnachweis Ausstellende Stelle Berufsbezeichnung Stichtag 

Schweiz Diplomierte Hebamme 

Sage-femme diplômée 

Levatrice diplomata 

Schulen, die staatlich 
anerkannte 
Bildungsgänge 
durchführen 

Ecoles qui proposent des 
filières de formation 
reconnues par l’ État 

Scuole che propongono 
dei cicli di formazione 
riconosciuti dallo Stato 

Hebamme 

Sage-femme 

Levatrice 

1. Juni 2002‘ 

n. Anhang V Ziffer 5.6.2 der Richtlinie wird wie folgt ergänzt: 

‚Land Ausbildungsnachweis Ausstellende Stelle Zusätzliche Bescheinigung Stichtag 

Schweiz Eidgenössisches 
Apothekerdiplom 

Diplôme fédéral de 
pharmacien 

Diploma federale di 
farmacista 

Eidgenössisches 
Departement des Innern 

Département fédéral de 
l’intérieur 

Dipartimento federale 
dell’interno 

1. Juni 2002‘
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o. Anhang V Ziffer 5.7.1 der Richtlinie wird wie folgt ergänzt: 

‚Land Ausbildungsnachweis Ausstellende Stelle Zusätzliche Bescheinigung Akademisches 
Bezugsjahr 

Schweiz Diploma di architettura 
(Arch. Dipl. USI) 

Accademia di 
Architettura 
dell’Università della 
Svizzera Italiana 

1996-1997 

Master of Arts BFH/HES- 
SO en architecture, 
Master of Arts BFH/HES- 
SO in Architecture 

Haute école spécialisée de 
Suisse occidentale (HES- 
SO) zusammen mit der 
Berner Fachhochschule 
(BFH) 

— 2007-2008 

Master of Arts BFH/HES- 
SO in Architektur, Master 
of Arts BFH/HES-SO in 
Architecture 

Haute école spécialisée de 
Suisse occidentale (HES- 
SO) zusammen mit der 
Berner Fachhochschule 
(BFH) 

2007-2008 

Master of Arts FHNW in 
Architektur 

Fachhochschule 
Nordwestschweiz FHNW 

— 2007-2008 

Master of Arts FHZ in 
Architektur 

Fachhochschule 
Zentralschweiz (FHZ) 

— 2007-2008 

Master of Arts ZFH in 
Architektur 

Zürcher Fachhochschule 
(ZFH), Zürcher 
Hochschule für 
Angewandte 
Wissenschaften (ZHAW), 
Departement Architektur, 
Gestaltung und 
Bauingenieurwesen 

— 2007-2008 

Master of Science MSc in 
Architecture, 
Architecte (arch. dipl. 
EPF) 

Ecole Polytechnique 
Fédérale de Lausanne 

2007-2008 

Master of Science ETH in 
Architektur, ‚MSc ETH 
Arch‘ 

Eidgenössische 
Technische Hochschule 
Zürich 

2007-2008‘ 

p. Anhang VI der Richtlinie wird wie folgt ergänzt: 

‚Land Ausbildungsnachweis Akademisches Bezugsjahr 

Schweiz 1. Dipl. Arch. ETH, 
arch. dipl. EPF, 
arch. dipl. PF 

2004-2005 

2. Architecte diplômé EAUG 2004-2005 

3. Architekt REG A 
Architecte REG A 
Architetto REG A 

2004-2005‘ 

2a. 377 L 0249: Richtlinie 77/249/EWG des Rates vom 22. März 1977 zur Erleichterung der tatsächlichen Ausübung 
des freien Dienstleistungsverkehrs der Rechtsanwälte (ABl. L 78 vom 26.3.1977, S. 17), 

geändert durch: 

— 1 79 H: Akte über die Bedingungen des Beitritts der Republik Griechenland und die Anpassungen der Verträge 
(ABl. L 291 vom 19.11.1979, S. 91), 

— 1 85 I: Akte über die Bedingungen des Beitritts des Königreichs Spanien und der Portugiesischen Republik und die 
Anpassungen der Verträge (ABl. L 302 vom 15.11.1985, S. 160),
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— Beschluss des Rates der Europäischen Union 95/1/EG, Euratom, EGKS vom 1. Januar 1995 zur Anpassung der 
Dokumente betreffend den Beitritt neuer Mitgliedstaaten zur Europäischen Union (ABl. L 1 vom 1.1.1995, S. 1), 

— 1 2003 T: Akte über die Bedingungen des Beitritts der Tschechischen Republik, der Republik Estland, der 
Republik Zypern, der Republik Lettland, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der 
Republik Polen, der Republik Slowenien und der Slowakischen Republik und die Anpassungen der Verträge auf 
denen die Europäische Union beruht (ABl. L 236 vom 23.9.2003, S. 33), 

— Richtlinie 2006/100/EG des Rates vom 20. November 2006 zur Anpassung bestimmter Richtlinien im Bereich 
Freizügigkeit anlässlich des Beitritts Bulgariens und Rumäniens (ABl. L 363 vom 20.12.2006, S. 141). 

b. Die Richtlinie 77/249/EWG gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgenden Anpassungen: 

1. In Artikel 1 Absatz 2 wird folgender Wortlaut angefügt: 

‚Schweiz: 

Advokat, Rechtsanwalt, Anwalt, Fürsprecher, Fürsprech 

Avocat 

Avvocato‘. 

2. Artikel 8 findet keine Anwendung. Der Schweizer Koordinator, der gemäß Artikel 56 der Richtlinie 2005/36/EG 
von der Schweiz benannt wird, unterrichtet die Kommission mit Kopie an den Gemischten Ausschuss über die 
Rechtsvorschriften, die auf der Grundlage der Richtlinie 77/249/EWG angenommen wurden. 

3a. 398 L 0005: Richtlinie 98/5/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Februar 1998 zur Erleichterung 
der ständigen Ausübung des Rechtsanwaltsberufs in einem anderen Mitgliedstaat als dem, in dem die Qualifikation 
erworben wurde (ABl. L 77 vom 14.3.1998, S. 36), 

geändert durch: 

— 1 2003 T: Akte über die Bedingungen des Beitritts der Tschechischen Republik, der Republik Estland, der 
Republik Zypern, der Republik Lettland, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der 
Republik Polen, der Republik Slowenien und der Slowakischen Republik und die Anpassungen der Verträge auf 
denen die Europäische Union beruht (ABl. L 236 vom 23.9.2003, S. 33), 

— Richtlinie 2006/100/EG des Rates vom 20. November 2006 zur Anpassung bestimmter Richtlinien im Bereich 
Freizügigkeit anlässlich des Beitritts Bulgariens und Rumäniens (ABl. L 363 vom 20.12.2006, S. 141). 

b. Die Richtlinie 98/5/EG gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgenden Anpassungen: 

1. In Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe a wird folgender Wortlaut angefügt: 

‚Schweiz: 

Advokat, Rechtsanwalt, Anwalt, Fürsprecher, Fürsprech 

Avocat 

Avvocato‘. 

2. Die Artikel 16 und 17 finden keine Anwendung. Der Schweizer Koordinator, der gemäß Artikel 56 der Richtlinie 
2005/36/EG von der Schweiz benannt wird, unterrichtet die Kommission mit Kopie an den Gemischten Ausschuss 
über die Rechtsvorschriften, die auf der Grundlage der Richtlinie 98/5/EG angenommen wurden. 

3. Artikel 14 wird wie folgt durchgeführt: 

Die Kommission unterrichtet die Mitgliedstaaten über die von der Schweiz benannten zuständigen Behörden, 
sobald die Schweiz die Kommission hiervon — mit Kopie an den Gemischten Ausschuss — in Kenntnis gesetzt 
hat. 

4a. 374 L 0556: Richtlinie 74/556/EWG des Rates vom 4. Juni 1974 über die Einzelheiten der Übergangsmaßnahmen 
auf dem Gebiet der Tätigkeiten des Handels mit und der Verteilung von Giftstoffen und der Tätigkeiten, die die 
berufliche Verwendung dieser Stoffe umfassen, einschließlich der Vermittlertätigkeiten in der Fassung von ABl. L 307 
vom 18.11.1974, S. 1.
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b. Die Richtlinie 74/556/EWG gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgenden Anpassungen: 

1. Artikel 4 Absatz 3 wird wie folgt durchgeführt: 

Die Kommission unterrichtet die Mitgliedstaaten über die von der Schweiz benannten zuständigen Behörden, 
sobald die Schweiz die Kommission hiervon — mit Kopie an den Gemischten Ausschuss — in Kenntnis gesetzt 
hat. 

2. Artikel 7 findet keine Anwendung. Der Schweizer Koordinator, der gemäß Artikel 56 der Richtlinie 2005/36/EG 
von der Schweiz benannt wird, unterrichtet die Kommission mit Kopie an den Gemischten Ausschuss über die 
Rechtsvorschriften, die auf der Grundlage der Richtlinie 74/556/EWG angenommen wurden. 

5a. 374 L 0557: Richtlinie 74/557/EWG des Rates vom 4. Juni 1974 über die Verwirklichung der Niederlassungsfreiheit 
und des freien Dienstleistungsverkehrs für die selbständigen Tätigkeiten und die Vermittlertätigkeiten des Handels mit 
und der Verteilung von Giftstoffen (ABl. L 307 vom 18.11.1974, S. 5), 

geändert durch: 

— Beschluss des Rates der Europäischen Union 95/1/EG, Euratom, EGKS vom 1. Januar 1995 zur Anpassung der 
Dokumente betreffend den Beitritt neuer Mitgliedstaaten zur Europäischen Union (ABl. L 1 vom 1.1.1995, S. 1), 

— 1 2003 T: Akte über die Bedingungen des Beitritts der Tschechischen Republik, der Republik Estland, der 
Republik Zypern, der Republik Lettland, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der 
Republik Polen, der Republik Slowenien und der Slowakischen Republik und die Anpassungen der Verträge, auf 
denen die Europäische Union beruht (ABl. L 236 vom 23.9.2003, S. 33), 

— Richtlinie 2006/101/EG des Rates vom 20. November 2006 zur Anpassung der Richtlinien 73/239/EWG, 
74/557/EWG und 2002/83/EG im Bereich freier Dienstleistungsverkehr anlässlich des Beitritts Bulgariens und 
Rumäniens (ABl. L 363 vom 20.12.2006, S. 238). 

b. Die Richtlinie74/557/EWG gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgenden Anpassungen: 

1. in der Schweiz: 

Alle Giftstoffe und Produkte, die im Chemikaliengesetz aufgeführt sind (systematische Sammlung des Bundesrechts 
(SR 813.1)), insbesondere diejenigen, die in den betreffenden Verordnungen (SR 813) und in den Verordnungen 
über umweltgefährdende Stoffe (SR 814 812.31, 814 812.32 und 814 812.33) aufgeführt sind. 

2. Artikel 7 Absatz 5 wird wie folgt durchgeführt: 

Die Kommission unterrichtet die Mitgliedstaaten über die von der Schweiz benannten zuständigen Behörden, 
sobald die Schweiz die Kommission hiervon — mit Kopie an den Gemischten Ausschuss — in Kenntnis gesetzt 
hat. 

3. Artikel 8 findet keine Anwendung. Der Schweizer Koordinator, der gemäß Artikel 56 der Richtlinie 2005/36/EG 
von der Schweiz benannt wird, unterrichtet die Kommission mit Kopie an den Gemischten Ausschuss über die 
Rechtsvorschriften, die auf der Grundlage der Richtlinie 74/557/EWG angenommen wurden. 

6a. 386 L 0653: Richtlinie 86/653/EWG des Rates vom 18. Dezember 1986 zur Koordinierung der Rechtsvorschriften 
der Mitgliedstaaten betreffend die selbständigen Handelsvertreter in der Fassung von ABl. L 382 vom 31.12.1986, 
S. 17. 

b. Die Richtlinie 86/653/EWG gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgenden Anpassungen: 

Artikel 22 findet keine Anwendung. Der Schweizer Koordinator, der gemäß Artikel 56 der Richtlinie 2005/36/EG 
von der Schweiz benannt wird, unterrichtet die Kommission mit Kopie an den Gemischten Ausschuss über die 
Rechtsvorschriften, die auf der Grundlage der Richtlinie 86/653/EWG angenommen wurden. 

ABSCHNITT B: RECHTSAKTE, DIE DIE VERTRAGSPARTEIEN ZUR KENNTNIS NEHMEN 

Die Vertragsparteien nehmen folgenden Rechtsakt zur Kenntnis: 

7. 389 X 0601: Empfehlung 89/601/EWG der Kommission vom 8. November 1989 über die Ausbildung des Gesund­
heitspersonals in Krebsfragen (ABl. L 346 vom 27.11.1989, S. 1).“
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VERORDNUNGEN 

VERORDNUNG (EU) Nr. 729/2011 DER KOMMISSION 

vom 20. Juli 2011 

über ein Fangverbot für Lumb in den EU-Gewässern und den internationalen Gewässern der 
Gebiete V, VI und VII für Schiffe unter der Flagge Spaniens 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1224/2009 des Rates vom 
20. November 2009 zur Einführung einer gemeinschaftlichen 
Kontrollregelung zur Sicherstellung der Einhaltung der Vor­
schriften der gemeinsamen Fischereipolitik ( 1 ), insbesondere auf 
Artikel 36 Absatz 2, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) In der Verordnung (EU) Nr. 57/2011 des Rates vom 
18. Januar 2011 zur Festsetzung der Fangmöglichkeiten 
für bestimmte Fischbestände und Bestandsgruppen in den 
EU-Gewässern sowie für EU-Schiffe in bestimmten Nicht- 
EU-Gewässern ( 2 ), sind die Quoten für das Jahr 2011 
festgelegt. 

(2) Nach den der Kommission übermittelten Angaben haben 
die Fänge aus dem im Anhang der vorliegenden Verord­
nung genannten Bestand durch Schiffe, die die Flagge des 
im Anhang genannten Mitgliedstaats führen oder in die­
sem Mitgliedstaat registriert sind, die für 2011 zugeteilte 
Quote erreicht. 

(3) Daher muss die Befischung dieses Bestands verboten 
werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Ausschöpfung der Quote 

Die Fangquote für den im Anhang dieser Verordnung genann­
ten Bestand, die dem ebenfalls im Anhang genannten Mitglied­
staat für das Jahr 2011 zugeteilt wurde, gilt ab dem im Anhang 
festgesetzten Zeitpunkt als ausgeschöpft. 

Artikel 2 

Verbote 

Die Befischung des im Anhang dieser Verordnung genannten 
Bestands durch Schiffe, die die Flagge des im Anhang genannten 
Mitgliedstaats führen oder in diesem Mitgliedstaat registriert 
sind, ist ab dem im Anhang festgesetzten Zeitpunkt verboten. 
Nach diesem Zeitpunkt insbesondere verboten sind das Auf­
bewahren an Bord, das Umsetzen, das Umladen und das An­
landen von Fängen aus diesem Bestand, die von den genannten 
Schiffen getätigt werden. 

Artikel 3 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im 
Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 20. Juli 2011 

Für die Kommission, 
im Namen des Präsidenten, 

Lowri EVANS 
Generaldirektor für maritime Angelegenheiten 

und Fischerei
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ANHANG 

Nr. 15/T&Q 

Mitgliedstaat Spanien 

Bestand USK/567EI. 

Art Lumb (Brosme brosme) 

Gebiet EU-Gewässer und internationale Gewässer von V, VI und VII 

Zeitpunkt 7. April 2011
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VERORDNUNG (EU) Nr. 730/2011 DER KOMMISSION 

vom 20. Juli 2011 

über ein Fangverbot für Schwarzen Degenfisch in den EU-Gewässern und den internationalen 
Gewässern der Gebiete V, VI, VII und XII für Schiffe unter der Flagge Spaniens 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1224/2009 des Rates vom 
20. November 2009 zur Einführung einer gemeinschaftlichen 
Kontrollregelung zur Sicherstellung der Einhaltung der Vor­
schriften der gemeinsamen Fischereipolitik ( 1 ), insbesondere auf 
Artikel 36 Absatz 2, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) In der Verordnung (EU) Nr. 1225/2010 des Rates vom 
13. Dezember 2010 zur Festsetzung der Fangmöglich­
keiten von EU-Schiffen für Fischbestände bestimmter 
Tiefseearten für die Jahre 2011 und 2012 ( 2 ) sind die 
Quoten für das Jahr 2011 festgelegt. 

(2) Nach den der Kommission übermittelten Angaben haben 
die Fänge aus dem im Anhang der vorliegenden Verord­
nung genannten Bestand durch Schiffe, die die Flagge des 
im Anhang genannten Mitgliedstaats führen oder in die­
sem Mitgliedstaat registriert sind, die für 2011 zugeteilte 
Quote erreicht. 

(3) Daher muss die Befischung dieses Bestands verboten 
werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Ausschöpfung der Quote 

Die Fangquote für den im Anhang dieser Verordnung genann­
ten Bestand, die dem ebenfalls im Anhang genannten Mitglied­
staat für das Jahr 2011 zugeteilt wurde, gilt ab dem im Anhang 
festgesetzten Zeitpunkt als ausgeschöpft. 

Artikel 2 

Verbote 

Die Befischung des im Anhang dieser Verordnung genannten 
Bestands durch Schiffe, die die Flagge des im Anhang genannten 
Mitgliedstaats führen oder in diesem Mitgliedstaat registriert 
sind, ist ab dem im Anhang festgesetzten Zeitpunkt verboten. 
Nach diesem Zeitpunkt insbesondere verboten sind das Auf­
bewahren an Bord, das Umsetzen, das Umladen und das An­
landen von Fängen aus diesem Bestand, die von den genannten 
Schiffen getätigt werden. 

Artikel 3 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im 
Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 20. Juli 2011 

Für die Kommission, 
im Namen des Präsidenten, 

Lowri EVANS 
Generaldirektor für maritime Angelegenheiten 

und Fischerei
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ANHANG 

Nr. 13/DSS 

Mitgliedstaat SPANIEN 

Bestand BSF/56712- 

Art Schwarzer Degenfisch (Aphanopus carbo) 

Gebiet EU-Gewässer und internationale Gewässer von V, VI, VII und XII 

Zeitpunkt 22. April 2011
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 731/2011 DER KOMMISSION 

vom 22. Juli 2011 

zur Eintragung einer Bezeichnung in das Register der geschützten Ursprungsbezeichnungen und der 
geschützten geografischen Angaben (Prosciutto Amatriciano (g.g.A.)) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 510/2006 des Rates vom 
20. März 2006 zum Schutz von geografischen Angaben und 
Ursprungsbezeichnungen für Agrarerzeugnisse und Lebensmit­
tel ( 1 ), insbesondere auf Artikel 7 Absatz 4 Unterabsatz 1, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Der Antrag Italiens auf Eintragung der Bezeichnung „Pro­
sciutto Amatriciano“ wurde gemäß Artikel 6 Absatz 2 
Unterabsatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 510/2006 im 
Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht ( 2 ). 

(2) Da bei der Kommission kein Einspruch gemäß Artikel 7 
der Verordnung (EG) Nr. 510/2006 eingegangen ist, 
sollte diese Bezeichnung eingetragen werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die im Anhang dieser Verordnung genannte Bezeichnung wird 
eingetragen. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Ver­
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 22. Juli 2011 

Für die Kommission, 
im Namen des Präsidenten, 

Dacian CIOLOȘ 
Mitglied der Kommission
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ANHANG 

Für den menschlichen Verzehr bestimmte landwirtschaftliche Erzeugnisse gemäß Anhang I des Vertrags über die Arbeits­
weise der Europäischen Union: 

Klasse 1.2. Fleischerzeugnisse (erhitzt, gepökelt, geräuchert usw.) 

ITALIEN 

Prosciutto Amatriciano (g.g.A.)
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 732/2011 DER KOMMISSION 

vom 22. Juli 2011 

zur Eintragung einer Bezeichnung in das Register der geschützten Ursprungsbezeichnungen und der 
geschützten geografischen Angaben (Göttinger Feldkieker (g.g.A.)) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 510/2006 des Rates vom 
20. März 2006 zum Schutz von geografischen Angaben und 
Ursprungsbezeichnungen für Agrarerzeugnisse und Lebensmit­
tel ( 1 ), insbesondere auf Artikel 7 Absatz 4 Unterabsatz 1, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Der Antrag Deutschlands auf Eintragung der Bezeichnung 
„Göttinger Feldkieker“ wurde gemäß Artikel 6 Absatz 2 
Unterabsatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 510/2006 im 
Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht ( 2 ). 

(2) Da bei der Kommission kein Einspruch gemäß Artikel 7 
der Verordnung (EG) Nr. 510/2006 eingegangen ist, 
sollte diese Bezeichnung eingetragen werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die im Anhang dieser Verordnung genannte Bezeichnung wird 
eingetragen. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Ver­
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 22. Juli 2011 

Für die Kommission, 
im Namen des Präsidenten, 

Dacian CIOLOȘ 
Mitglied der Kommission
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ANHANG 

Für den menschlichen Verzehr bestimmte landwirtschaftliche Erzeugnisse gemäß Anhang I des Vertrags über die Arbeits­
weise der Europäischen Union: 

Klasse 1.2. Fleischerzeugnisse (erhitzt, gepökelt, geräuchert usw.) 

DEUTSCHLAND 

Göttinger Feldkieker (g.g.A.)
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 733/2011 DER KOMMISSION 

vom 22. Juli 2011 

zur Eintragung einer Bezeichnung in das Register der geschützten Ursprungsbezeichnungen und der 
geschützten geografischen Angaben (Kołocz śląski/Kołacz śląski (g.g.A.)) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 510/2006 des Rates vom 
20. März 2006 zum Schutz von geografischen Angaben und 
Ursprungsbezeichnungen für Agrarerzeugnisse und Lebensmit­
tel ( 1 ), insbesondere auf Artikel 7 Absatz 4 Unterabsatz 1, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Der Antrag Polens auf Eintragung der Bezeichnung 
„Kołocz śląski/Kołacz śląski“ wurde gemäß Artikel 6 
Absatz 2 Unterabsatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 
510/2006 im Amtsblatt der Europäischen Union veröffent­
licht ( 2 ). 

(2) Da bei der Kommission kein Einspruch gemäß Artikel 7 
der Verordnung (EG) Nr. 510/2006 eingegangen ist, 
sollte diese Bezeichnung eingetragen werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die im Anhang dieser Verordnung genannte Bezeichnung wird 
eingetragen. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Ver­
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 22. Juli 2011 

Für die Kommission, 
im Namen des Präsidenten, 

Dacian CIOLOȘ 
Mitglied der Kommission
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ANHANG 

Lebensmittel gemäß Anhang I der Verordnung (EG) Nr. 510/2006: 

Klasse 2.4. Backwaren, feine Backwaren, Süßwaren oder Kleingebäck 

POLEN 

Kołocz śląski/Kołacz śląski (g.g.A.)
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 734/2011 DER KOMMISSION 

vom 22. Juli 2011 

zur Eintragung einer Bezeichnung in das Register der geschützten Ursprungsbezeichnungen und der 
geschützten geografischen Angaben (Αρνάκι Ελασσόνας (Arnaki Elassonas) (g.U.)) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 510/2006 des Rates vom 
20. März 2006 zum Schutz von geografischen Angaben und 
Ursprungsbezeichnungen für Agrarerzeugnisse und Lebensmit­
tel ( 1 ), insbesondere auf Artikel 7 Absatz 4 Unterabsatz 1, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Der Antrag Griechenlands auf Eintragung der Bezeich­
nung „Αρνάκι Ελασσόνας (Arnaki Elassonas)“ wurde ge­
mäß Artikel 6 Absatz 2 Unterabsatz 1 der Verordnung 
(EG) Nr. 510/2006 im Amtsblatt der Europäischen Union 
veröffentlicht ( 2 ). 

(2) Da bei der Kommission kein Einspruch gemäß Artikel 7 
der Verordnung (EG) Nr. 510/2006 eingegangen ist, 
sollte diese Bezeichnung eingetragen werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die im Anhang dieser Verordnung genannte Bezeichnung wird 
eingetragen. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Ver­
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 22. Juli 2011 

Für die Kommission, 
im Namen des Präsidenten, 

Dacian CIOLOȘ 
Mitglied der Kommission
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ANHANG 

Für den menschlichen Verzehr bestimmte landwirtschaftliche Erzeugnisse gemäß Anhang I des Vertrags über die Arbeits­
weise der Europäischen Union: 

Klasse 1.1. Fleisch (und Schlachtnebenerzeugnisse), frisch 

GRIECHENLAND 

Αρνάκι Ελασσόνας (Arnaki Elassonas) (g.U.)
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 735/2011 DER KOMMISSION 

vom 22. Juli 2011 

zur Eintragung einer Bezeichnung in das Register der geschützten Ursprungsbezeichnungen und der 
geschützten geografischen Angaben (Göttinger Stracke (g.g.A.)) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 510/2006 des Rates vom 
20. März 2006 zum Schutz von geografischen Angaben und 
Ursprungsbezeichnungen für Agrarerzeugnisse und Lebensmit­
tel ( 1 ), insbesondere auf Artikel 7 Absatz 4 Unterabsatz 1, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Der Antrag Deutschlands auf Eintragung der Bezeichnung 
„Göttinger Stracke“ wurde gemäß Artikel 6 Absatz 2 
Unterabsatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 510/2006 im 
Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht ( 2 ). 

(2) Da bei der Kommission kein Einspruch gemäß Artikel 7 
der Verordnung (EG) Nr. 510/2006 eingegangen ist, 
sollte diese Bezeichnung eingetragen werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die im Anhang dieser Verordnung genannte Bezeichnung wird 
eingetragen. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Ver­
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 22. Juli 2011 

Für die Kommission, 
im Namen des Präsidenten, 

Dacian CIOLOȘ 
Mitglied der Kommission 

___________ 
( 1 ) ABl. L 93 vom 31.3.2006, S. 12. 
( 2 ) ABl. C 309 vom 13.11.2010, S. 13. 

ANHANG 

Für den menschlichen Verzehr bestimmte landwirtschaftliche Erzeugnisse gemäß Anhang I des Vertrags über die Arbeits­
weise der Europäischen Union: 

Klasse 1.2. Fleischerzeugnisse (erhitzt, gepökelt, geräuchert usw.) 

DEUTSCHLAND 

Göttinger Stracke (g.g.A.)
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 736/2011 DER KOMMISSION 

vom 26. Juli 2011 

zur Genehmigung des Wirkstoffs Fluroxypyr gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 des 
Europäischen Parlaments und des Rates über das Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln 
und zur Änderung des Anhangs der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 540/2011 der Kommission 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 21. Oktober 2009 über 
das Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln und zur Auf­
hebung der Richtlinien 79/117/EWG und 91/414/EWG des Ra­
tes ( 1 ), insbesondere auf Artikel 13 Absatz 2 und Artikel 78 
Absatz 2, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Gemäß Artikel 80 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung 
(EG) Nr. 1107/2009 gilt die Richtlinie 91/414/EWG des 
Rates ( 2 ) in Bezug auf das Verfahren und die Bedingungen 
für die Genehmigung von Wirkstoffen, die in Anhang I 
der Verordnung (EG) Nr. 737/2007 der Kommission 
vom 27. Juni 2007 zur Festlegung des Verfahrens für 
die Erneuerung der Aufnahme einer ersten Gruppe von 
Wirkstoffen in Anhang I der Richtlinie 91/414/EWG des 
Rates und zur Erstellung der Liste dieser Wirkstoffe ( 3 ) 
aufgeführt sind. Fluroxypyr ist in Anhang I der Verord­
nung (EG) Nr. 737/2007 aufgeführt. 

(2) Gemäß Teil A des Anhangs der Durchführungsverord­
nung (EU) Nr. 540/2011 der Kommission vom 25. Mai 
2011 zur Durchführung der Verordnung (EG) Nr. 
1107/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates 
hinsichtlich der Liste zugelassener Wirkstoffe ( 4 ) ist die 
Genehmigung für Fluroxypyr bis 31. Dezember 2011 
befristet. Gemäß Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 
737/2007 wurde fristgemäß ein Antrag auf Erneuerung 
der Aufnahme von Fluroxypyr in Anhang I der Richtlinie 
91/414/EWG gestellt. 

(3) Dieser Antrag wurde durch die Entscheidung 
2008/656/EG der Kommission vom 28. Juli 2008 über 
die Zulässigkeit der Anträge auf erneute Aufnahme der 
Wirkstoffe Azimsulfuron, Azoxystrobin, Fluroxypyr, Ima­
zalil, Kresoxim-Methyl, Prohexadion-Calcium und Spiro­

xamin in Anhang I der Richtlinie 91/414/EWG des Rates 
und zur Erstellung der Liste der betroffenen Antragstel­
ler ( 5 ) für zulässig erklärt. 

(4) Der Antragsteller legte innerhalb der in Artikel 6 der 
Verordnung (EG) Nr. 737/2007 vorgesehenen Frist die 
gemäß dem genannten Artikel erforderlichen Daten und 
eine Erklärung zur Bedeutung der einzelnen neuen Stu­
dien vor. 

(5) Der berichterstattende Mitgliedstaat erstellte in Absprache 
mit dem mitberichterstattenden Mitgliedstaat einen Be­
wertungsbericht und legte diesen am 26. November 
2009 der Europäischen Behörde für Lebensmittelsicher­
heit („die Behörde“) und der Kommission vor. Zusätzlich 
zur Bewertung des Wirkstoffs enthält der Bericht eine 
Liste der Studien, auf die sich der berichterstattende Mit­
gliedstaat bei seiner Bewertung stützte. 

(6) Die Behörde übermittelte den Bewertungsbericht dem 
Antragsteller und den Mitgliedstaaten zur Stellungnahme 
und leitete die eingegangenen Stellungnahmen an die 
Kommission weiter. Außerdem veröffentlichte die Be­
hörde den Bewertungsbericht. 

(7) Auf Ersuchen der Kommission unterzogen die Mitglied­
staaten und die Behörde den Bewertungsbericht einem 
Peer-Review. Die Behörde stellte der Kommission am 
24. Februar 2011 ihre Schlussfolgerung zum Peer-Review 
der Risikobewertung für Fluroxypyr ( 6 ) vor. Der Bewer­
tungsbericht und die Schlussfolgerungen der Behörde 
wurden im Rahmen des Ständigen Ausschusses für die 
Lebensmittelkette und Tiergesundheit von den Mitglied­
staaten und der Kommission geprüft und am 17. Juni 
2011 in Form des Überprüfungsberichts der Kommission 
für Fluroxypyr abgeschlossen. 

(8) Infolge der verschiedenen Untersuchungen kann davon 
ausgegangen werden, dass Fluroxypyr enthaltende Pflan­
zenschutzmittel auch weiterhin im Allgemeinen die An­
forderungen gemäß Artikel 5 Absatz 1 Buchstaben a und
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b der Richtlinie 91/414/EWG erfüllen, insbesondere hin­
sichtlich der geprüften und im Überprüfungsbericht der 
Kommission genannten Verwendungen. Es ist daher an­
gezeigt, Fluroxypyr zu genehmigen. 

(9) Gemäß Artikel 13 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 
1107/2009 in Verbindung mit deren Artikel 6 und im 
Licht des gegenwärtigen wissenschaftlichen und tech­
nischen Kenntnisstands ist es jedoch erforderlich, be­
stimmte Bedingungen und Einschränkungen aufzuneh­
men, die bei der Erstaufnahme in Anhang I der Richtlinie 
91/414/EWG nicht gemacht wurden. 

(10) Unbeschadet der Schlussfolgerung, dass Fluroxypyr ge­
nehmigt werden sollte, ist es insbesondere angebracht, 
weitere bestätigende Informationen anzufordern. 

(11) Vor der Genehmigung ist eine angemessene Frist ein­
zuräumen, um es den Mitgliedstaaten und den Betroffe­
nen zu ermöglichen, sich auf die sich daraus ergebenden 
neuen Anforderungen einzustellen. 

(12) Unbeschadet der in der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 
festgelegten Verpflichtungen aufgrund der Genehmigung 
sollte angesichts der besonderen Situation, die der Über­
gang von der Richtlinie 91/414/EWG zur Verordnung 
(EG) Nr. 1107/2009 mit sich bringt, Folgendes gelten: 
Die Mitgliedstaaten sollten nach der Genehmigung über 
einen Zeitraum von sechs Monaten verfügen, um die 
Zulassungen für Fluroxypyr enthaltende Pflanzenschutz­
mittel zu überprüfen. Die Mitgliedstaaten sollten die Zu­
lassungen je nach Sachlage ändern, ersetzen oder wider­
rufen. Abweichend von der oben genannten Frist sollte 
für die Übermittlung und Bewertung der aktualisierten 
vollständigen Unterlagen nach Anhang III, wie in der 
Richtlinie 91/414/EWG festgelegt, gemäß den einheitli­
chen Grundsätzen für jedes Pflanzenschutzmittel und 
für jede vorgesehene Verwendung ein längerer Zeitraum 
vorgesehen werden. 

(13) Die Erfahrungen mit der Aufnahme in Anhang I der 
Richtlinie 91/414/EWG von Wirkstoffen, die im Rahmen 
der Verordnung (EWG) Nr. 3600/92 der Kommission 
vom 11. Dezember 1992 mit Durchführungsbestimmun­
gen für die erste Stufe des Arbeitsprogramms gemäß 
Artikel 8 Absatz 2 der Richtlinie 91/414/EWG des Rates 
über das Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln ( 1 ) 
bewertet wurden, haben gezeigt, dass bei der Auslegung 
der Pflichten von Inhabern geltender Zulassungen hin­
sichtlich des Datenzugangs Probleme auftreten können. 
Um weitere Schwierigkeiten zu vermeiden, erscheint es 
daher notwendig, die Pflichten der Mitgliedstaaten zu 
klären, insbesondere die Pflicht, zu überprüfen, ob der 
Zulassungsinhaber den Zugang zu Unterlagen nachwei­
sen kann, die den Anforderungen des Anhangs II der 
genannten Richtlinie genügen. Diese Klärung hat jedoch 
nicht zur Folge, dass den Mitgliedstaaten oder den Zu­
lassungsinhabern neue Pflichten gegenüber den bis dato 
erlassenen Richtlinien zur Änderung des Anhangs I der 
genannten Richtlinie oder der Verordnungen zur Geneh­
migung von Wirkstoffen auferlegt werden. 

(14) Gemäß Artikel 13 Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr. 
1107/2009 sollte der Anhang der Durchführungsverord­
nung (EU) Nr. 540/2011 entsprechend geändert werden. 

(15) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent­
sprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses 
für die Lebensmittelkette und Tiergesundheit — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Genehmigung von Wirkstoffen 

Der in Anhang I beschriebene Wirkstoff Fluroxypyr wird unter 
den in diesem Anhang genannten Bedingungen genehmigt. 

Artikel 2 

Neubewertung von Pflanzenschutzmitteln 

(1) Gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 ändern oder 
widerrufen die Mitgliedstaaten bis 30. Juni 2012 erforderlichen­
falls geltende Zulassungen für Pflanzenschutzmittel, die Flurox­
ypyr als Wirkstoff enthalten. 

Bis zu diesem Datum prüfen sie insbesondere, ob die Bedingun­
gen des Anhangs I der vorliegenden Verordnung — mit Aus­
nahme der Bedingungen in Teil B der Spalte „Sonderbestim­
mungen“ des genannten Anhangs — erfüllt sind und ob der 
Zulassungsinhaber Unterlagen besitzt, die den Anforderungen in 
Anhang II der Richtlinie 91/414/EWG in Übereinstimmung mit 
deren Artikel 13 Absätze 1 bis 4 sowie Artikel 62 der Verord­
nung (EG) Nr. 1107/2009 genügen, oder ob er Zugang zu 
solchen Unterlagen hat. 

(2) Abweichend von Absatz 1 unterziehen die Mitgliedstaa­
ten jedes zugelassene Pflanzenschutzmittel, das Fluroxypyr ent­
weder als einzigen Wirkstoff oder als einen von mehreren Wirk­
stoffen enthält, die alle bis spätestens 31. Dezember 2011 im 
Anhang der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 540/2011 auf­
geführt waren, einer Neubewertung nach den einheitlichen 
Grundsätzen gemäß Artikel 29 Absatz 6 der Verordnung (EG) 
Nr. 1107/2009, gestützt auf Unterlagen, die den Anforderungen 
des Anhangs III der Richtlinie 91/414/EWG genügen, und unter 
Berücksichtigung des Teils B der Spalte „Sonderbestimmungen“ 
in Anhang I der vorliegenden Verordnung. Sie entscheiden auf 
der Grundlage dieser Bewertung, ob das Pflanzenschutzmittel 
die Bedingungen gemäß Artikel 29 Absatz 1 der Verordnung 
(EG) Nr. 1107/2009 nach wie vor erfüllt. 

Nach dieser Entscheidung verfahren die Mitgliedstaaten wie 
folgt: 

a) Enthält ein Pflanzenschutzmittel Fluroxypyr als einzigen 
Wirkstoff, wird die Zulassung gegebenenfalls bis spätestens 
31. Dezember 2015 geändert oder widerrufen, oder 

b) enthält ein Pflanzenschutzmittel Fluroxypyr als einen von 
mehreren Wirkstoffen, so wird die Zulassung erforderlichen­
falls entweder bis 31. Dezember 2015 oder bis zu dem 
Datum geändert bzw. widerrufen, das für die Änderung 
oder den Widerruf in dem oder den Rechtsakt(en) festgelegt 
ist, mit denen der oder die betreffende(n) Wirkstoff(e) in 
Anhang I der Richtlinie 91/414/EWG aufgenommen oder 
genehmigt wurde(n); es gilt das spätere Datum.
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Artikel 3 

Änderung der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 540/2011 

Der Anhang der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 540/2011 wird entsprechend Anhang II der vorlie­
genden Verordnung geändert. 

Artikel 4 

Inkrafttreten und Gültigkeit 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union 
in Kraft. 

Sie gilt ab dem 1. Januar 2012. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 26. Juli 2011 

Für die Kommission 
Der Präsident 

José Manuel BARROSO
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ANHANG I 

Gebräuchliche 
Bezeichnung, 

Kennnummern 
IUPAC-Bezeichnung Reinheit (1 ) Datum der Genehmigung Befristung der 

Genehmigung Sonderbestimmungen 

Fluroxypyr 
CAS-Nr. 69377-81-7 
CIPAC-Nr. 431 

4-Amino-3,5-dichlor- 
6-fluor-2-pyridyloxy)- 
essigsäure 

≥ 950 g/kg 
(Fluroxypyr-Meptyl) 

1. Januar 2012 31. Dezember 2021 TEIL A 

Nur Verwendungen als Herbizid dürfen zugelassen werden. 

TEIL B 

Bei der Anwendung der einheitlichen Grundsätze gemäß Artikel 29 Absatz 6 der 
Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 sind die Schlussfolgerungen des vom Ständigen 
Ausschuss für die Lebensmittelkette und Tiergesundheit am 17. Juni 2011 abge­
schlossenen Überprüfungsberichts über Fluroxypyr und insbesondere dessen An­
lagen I und II zu berücksichtigen. 

Bei dieser Gesamtbewertung achten die Mitgliedstaaten insbesondere auf Folgen­
des: 

1. die potenzielle Kontamination des Grundwassers durch den Metaboliten Flu­
roxypyr-Pyridinol, wenn der Wirkstoff in Gebieten mit alkalischen oder emp­
findlichen Böden und/oder unter schwierigen klimatischen Bedingungen aus­
gebracht wird; 

2. das Risiko für Wasserorganismen. 

Die Zulassungsbedingungen müssen gegebenenfalls Maßnahmen zur Risikobegren­
zung umfassen. 

Der Antragsteller legt Informationen vor, die Folgendes bestätigen: 

a) die Relevanz der Verunreinigungen in der technischen Spezifikation; 

b) die Relevanz des in den Toxizitätsunterlagen verwendeten Testmaterials hin­
sichtlich der Spezifikation des technischen Materials; 

c) die toxikologische Relevanz der Metaboliten Fluroxypyr-Pyridinol und Flurox­
ypyr-Methoxypyridin; 

d) die Analysemethoden in Bezug auf Rückstände in Pflanzen; 

e) den Verbleib von Fluroxypyr-Estern in der Matrix von Tieren; 

f) das Langzeitrisiko für Regenwürmer und Bodenorganismen. 

Der Antragsteller legt den Mitgliedstaaten, der Kommission und der Behörde die 
Informationen gemäß den Buchstaben a und b bis zum 1. Juli 2012 und die 
Informationen gemäß den Buchstaben c, d, e und f bis zum 31. Dezember 2013 
vor. 

(1 ) Nähere Angaben zur Identität und Spezifikation der Wirkstoffe sind im betreffenden Prüfungsbericht enthalten.
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ANHANG II 

Der Anhang der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 540/2011 wird wie folgt geändert: 

1. In Teil A wird der Eintrag zu Fluroxypyr gestrichen. 

2. In Teil B wird folgender Eintrag angefügt: 

Nr. 
Gebräuchliche 
Bezeichnung, 

Kennnummern 

IUPAC-Bezeichnung Reinheit (1 ) Datum der 
Genehmigung 

Befristung der 
Genehmigung Sonderbestimmungen 

„9 Fluroxypyr 

CAS-Nr. 69377-81-7 

CIPAC-Nr. 431 

4-Amino-3,5-di­
chlor-6-fluor-2- 
pyridyloxy)-es­
sigsäure 

≥ 950 g/kg 

(Fluroxypyr- 
Meptyl) 

1. Januar 2012 31. Dezember 
2021 

TEIL A 

Nur Verwendungen als Herbizid dürfen zugelassen werden. 

TEIL B 

Bei der Anwendung der einheitlichen Grundsätze gemäß Artikel 29 Absatz 6 der Ver­
ordnung (EG) Nr. 1107/2009 sind die Schlussfolgerungen des vom Ständigen Ausschuss 
für die Lebensmittelkette und Tiergesundheit am 17. Juni 2011 abgeschlossenen Über­
prüfungsberichts über Fluroxypyr und insbesondere dessen Anlagen I und II zu berück­
sichtigen. 

Bei dieser Gesamtbewertung achten die Mitgliedstaaten insbesondere auf Folgendes: 

1. die potenzielle Kontamination des Grundwassers durch den Metaboliten Fluroxypyr- 
Pyridinol, wenn der Wirkstoff in Gebieten mit alkalischen oder empfindlichen Böden 
und/oder unter schwierigen klimatischen Bedingungen ausgebracht wird; 

2. das Risiko für Wasserorganismen. 

Die Zulassungsbedingungen müssen gegebenenfalls Maßnahmen zur Risikobegrenzung 
umfassen. 

Der Antragsteller legt Informationen vor, die Folgendes bestätigen: 

a) die Relevanz der Verunreinigungen in der technischen Spezifikation; 

b) die Relevanz des in den Toxizitätsunterlagen verwendeten Testmaterials hinsichtlich 
der Spezifikation des technischen Materials; 

c) die toxikologische Relevanz der Metaboliten Fluroxypyr-Pyridinol und Fluroxypyr- 
Methoxypyridin; 

d) die Analysemethoden in Bezug auf Rückstände in Pflanzen; 

e) den Verbleib von Fluroxypyr-Estern in der Matrix von Tieren; 

f) das Langzeitrisiko für Regenwürmer und Bodenorganismen. 

Der Antragsteller legt den Mitgliedstaaten, der Kommission und der Behörde die Infor­
mationen gemäß den Buchstaben a und b bis zum 1. Juli 2012 und die Informationen 
gemäß den Buchstaben c, d, e und f bis zum 31. Dezember 2013 vor.“ 

(1 ) Nähere Angaben zur Identität und Spezifikation der Wirkstoffe sind im betreffenden Prüfungsbericht enthalten.
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 737/2011 DER KOMMISSION 

vom 26. Juli 2011 

zur Änderung von Anhang I der Verordnung (EG) Nr. 1217/2009 des Rates hinsichtlich des 
Gebietsverzeichnisses 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1217/2009 des Rates vom 
30. November 2009 zur Bildung eines Informationsnetzes land­
wirtschaftlicher Buchführungen über die Einkommenslage und 
die betriebswirtschaftlichen Verhältnisse landwirtschaftlicher Be­
triebe in der Europäischen Gemeinschaft ( 1 ), insbesondere auf 
Artikel 3, 

auf Antrag Frankreichs und Ungarns, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Anhang I der Verordnung (EG) Nr. 1217/2009 enthält 
das Verzeichnis der Gebiete im Sinne von Artikel 2 
Buchstabe d der genannten Verordnung. 

(2) Gemäß dem genannten Anhang ist Frankreich in 22 Ge­
biete unterteilt. Für die Anwendung der Verordnung (EG) 
Nr. 1217/2009 hat Frankreich beantragt, Guadeloupe, 
Martinique und La Réunion dem Gebietsverzeichnis hin­
zuzufügen. 

(3) Gemäß dem genannten Anhang ist Ungarn in sieben 
Gebiete unterteilt. Für die Anwendung der Verordnung 

(EG) Nr. 1217/2009 hat Ungarn beantragt, die Zahl der 
Gebiete zu verringern und die Gebiete Közép-Dunántúl, 
Nyugat-Dunántúl und Dél-Dunántúl zum Gebiet Dunán­
túl sowie die Gebiete Közép-Magyarország, Észak-Alföld 
und Dél-Alföld zum Gebiet Alföld zusammenzufassen. 

(4) Die Verordnung (EG) Nr. 1217/2009 ist daher entspre­
chend zu ändern. 

(5) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent­
sprechen der Stellungnahme des Gemeinschaftsausschus­
ses des Informationsnetzes landwirtschaftlicher 
Buchführungen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Anhang I der Verordnung (EG) Nr. 1217/2009 wird gemäß 
dem Anhang der vorliegenden Verordnung geändert. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am siebten Tag nach ihrer Veröffent­
lichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Sie gilt ab dem Rechnungsjahr 2012. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 26. Juli 2011 

Für die Kommission 
Der Präsident 

José Manuel BARROSO
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ANHANG 

Anhang I der Verordnung (EG) Nr. 1217/2009 wird wie folgt geändert: 

1. Dem Abschnitt für Frankreich werden folgende Gebiete hinzugefügt: 

„23. Guadeloupe 

24. Martinique 

25. La Réunion.“ 

2. Der Abschnitt für Ungarn erhält folgende Fassung: 

„Ungarn 

1. Észak-Magyarország 

2. Dunántúl 

3. Alföld.“
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 738/2011 DER KOMMISSION 

vom 26. Juli 2011 

zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse 
geltenden Einfuhrpreise 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates vom 
22. Oktober 2007 über eine gemeinsame Organisation der 
Agrarmärkte und mit Sondervorschriften für bestimmte land­
wirtschaftliche Erzeugnisse (Verordnung über die einheitliche 
GMO) ( 1 ), 

gestützt auf die Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 
der Kommission vom 7. Juni 2011 mit Durchführungsbestim­
mungen zur Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates für die 
Sektoren Obst und Gemüse und Verarbeitungserzeugnisse aus 
Obst und Gemüse ( 2 ), insbesondere auf Artikel 136 Absatz 1, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die in Anwendung der Ergebnisse der multilateralen Handels­
verhandlungen der Uruguay-Runde von der Kommission fest­
zulegenden, zur Bestimmung der pauschalen Einfuhrwerte zu 
berücksichtigenden Kriterien sind in der Durchführungsverord­
nung (EU) Nr. 543/2011 für die in ihrem Anhang XVI Teil A 
aufgeführten Erzeugnisse und Zeiträume festgelegt — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die in Artikel 136 der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 
543/2011 genannten pauschalen Einfuhrwerte sind im Anhang 
der vorliegenden Verordnung festgesetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 27. Juli 2011 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 26. Juli 2011 

Für die Kommission, 
im Namen des Präsidenten, 

José Manuel SILVA RODRÍGUEZ 
Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche 

Entwicklung
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ANHANG 

Pauschale Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse geltenden Einfuhrpreise 

(EUR/100 kg) 

KN-Code Drittland-Code ( 1 ) Pauschaler Einfuhrwert 

0707 00 05 TR 102,8 
ZZ 102,8 

0709 90 70 TR 111,7 
ZZ 111,7 

0805 50 10 AR 73,7 
TR 62,0 
UY 62,6 
ZA 89,7 
ZZ 72,0 

0806 10 10 CL 54,3 
EG 150,1 
MA 82,5 
TN 223,5 
TR 177,7 
ZA 62,8 
ZZ 125,2 

0808 10 80 AR 153,0 
BR 81,8 
CL 87,4 
CN 87,0 
NZ 117,4 
US 89,9 
ZA 84,7 
ZZ 100,2 

0808 20 50 AR 76,4 
CL 61,7 
CN 81,8 
NZ 148,5 
ZA 95,5 
ZZ 92,8 

0809 10 00 TR 180,0 
XS 88,0 
ZZ 134,0 

0809 20 95 CL 267,8 
TR 293,2 
ZZ 280,5 

0809 30 TR 172,9 
ZZ 172,9 

0809 40 05 BA 50,0 
EC 64,7 
XS 57,7 
ZA 70,8 
ZZ 60,8 

( 1 ) Nomenklatur der Länder gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1833/2006 der Kommission (ABl. L 354 vom 14.12.2006, S. 19). Der Code 
„ZZ“ steht für „Andere Ursprünge“.
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RICHTLINIEN 

RICHTLINIE 2011/71/EU DER KOMMISSION 

vom 26. Juli 2011 

zur Änderung der Richtlinie 98/8/EG des Europäischen Parlaments und des Rates zwecks Aufnahme 
des Wirkstoffs Kreosot in Anhang I 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Richtlinie 98/8/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 16. Februar 1998 über das Inverkehrbringen 
von Biozid-Produkten ( 1 ), insbesondere auf Artikel 16 Absatz 2 
Unterabsatz 2, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Mit der Verordnung (EG) Nr. 1451/2007 der Kommis­
sion vom 4. Dezember 2007 über die zweite Phase des 
Zehn-Jahres-Arbeitsprogramms gemäß Artikel 16 Absatz 
2 der Richtlinie 98/8/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates über das Inverkehrbringen von Biozid-Pro­
dukten ( 2 ) wurde die Liste der Wirkstoffe festgelegt, die 
im Hinblick auf ihre mögliche Aufnahme in Anhang I, IA 
oder IB der Richtlinie 98/8/EG bewertet werden sollen. 
Diese Liste enthält Kreosot. 

(2) Gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1451/2007 wurde Kreo­
sot in Übereinstimmung mit Artikel 11 Absatz 2 der 
Richtlinie 98/8/EG zur Verwendung in der in Anhang 
V der Richtlinie definierten Produktart 8, Holzschutzmit­
tel, bewertet. 

(3) Schweden wurde zum Bericht erstattenden Mitgliedstaat 
bestimmt und hat der Kommission am 31. Oktober 
2007 gemäß Artikel 14 Absätze 4 und 6 der Verordnung 
(EG) Nr. 1451/2007 den Bericht der zuständigen Behörde 
und eine Empfehlung übermittelt. Aus dem Bericht ergibt 
sich, dass die Bewertung nur Kreosot der Grade B und C 
gemäß der Europäischen Norm EN 13991:2003 abdeckt. 

(4) Eine Konsultationsrunde begann am 30. April 2008. Das 
Ergebnis dieser Konsultation wurde bei der 30. Sitzung 
der Vertreter der zuständigen Behörden der Mitgliedstaa­
ten für die Umsetzung der Richtlinie 98/8/EG über das 
Inverkehrbringen von Biozid-Produkten bekanntgegeben 
und erörtert. 

(5) Die Mitgliedstaaten und die Kommission haben den Be­
richt der zuständigen Behörde geprüft. Das Ergebnis die­
ser Überprüfung wurde gemäß Artikel 15 Absatz 4 der 
Verordnung (EG) Nr. 1451/2007 am 17. Dezember 
2010 im Ständigen Ausschuss für Biozid-Produkte in 
einem Bewertungsbericht festgehalten. 

(6) Auf der Grundlage des Bewertungsberichts kann davon 
ausgegangen werden, dass Holzschutzmittel, die Kreosot 
enthalten, die Anforderungen gemäß Artikel 5 der Richt­
linie 98/8/EG erfüllen, wenn sie wie in einigen der be­
werteten Szenarien zur Holzbehandlung verwendet wer­
den. Darüber hinaus gab es in der genannten Konsulta­
tionsrunde deutliche Hinweise darauf, dass mit der Ver­
wendung von Kreosot in bestimmten Anwendungen be­
trächtliche sozioökonomische Vorteile verbunden sind. 
Im Zusammenhang mit der Konsultation vorgelegte 
und veröffentlichte Lebenszyklusanalysen deuten darauf 
hin, dass in bestimmten Fällen keine geeigneten Alterna­
tiven zu Kreosot bestehen, die weniger umweltschädlich 
sind. Daher sollte Kreosot in Anhang I aufgenommen 
werden. 

(7) Für bestimmte im Bewertungsbericht vorgestellte Anwen­
dungsszenarien im Holzbehandlungsbereich wurden je­
doch unannehmbare Risiken für die Umwelt festgestellt. 

(8) Darüber hinaus wird Kreosot als Karzinogen ohne 
Schwellenwert betrachtet und ist als Karzinogen der Ka­
tegorie 1B gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
16. Dezember 2008 über die Einstufung, Kennzeichnung 
und Verpackung von Stoffen und Gemischen, zur Ände­
rung und Aufhebung der Richtlinien 67/548/EWG und 
1999/45/EG und zur Änderung der Verordnung (EG) 
Nr. 1907/2006 ( 3 ) eingestuft.
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(9) Kreosot ist eine Mischung von Hunderten von Verbin­
dungen und enthält hauptsächlich polyzyklische aroma­
tische Kohlenwasserstoffe (PAK). Einige dieser PAK wur­
den vom Ausschuss für Risikobeurteilung der Europäi­
schen Chemikalienagentur als persistent, bioakkumulier­
bar und toxisch („PBT“: Anthracen ( 1 )) oder sehr persis­
tent und stark bioakkumulierbar („vPvB“: Fluoranthen, 
Phenanthren und Pyren ( 2 )) in Übereinstimmung mit 
den Kriterien gemäß Anhang XIII der Verordnung (EG) 
Nr. 1907/2006 des Europäischen Parlaments und des Ra­
tes vom 18. Dezember 2006 zur Registrierung, Bewer­
tung, Zulassung und Beschränkung chemischer Stoffe 
(REACH), zur Schaffung einer Europäischen Chemikalien­
agentur, zur Änderung der Richtlinie 1999/45/EG und 
zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 793/93 des 
Rates, der Verordnung (EG) Nr. 1488/94 der Kommis­
sion, der Richtlinie 76/769/EWG des Rates sowie der 
Richtlinien 91/155/EWG, 93/67/EWG, 93/105/EG und 
2000/21/EG der Kommission ( 3 ) eingestuft. 

(10) PAK werden in Anhang III des Protokolls zum Überein­
kommen von 1979 über weiträumige grenzüberschrei­
tende Luftverunreinigung betreffend persistente organi­
sche Schadstoffe (POPs) sowie in Anhang III der Verord­
nung (EG) Nr. 850/2004 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 29. April 2004 über persistente or­
ganische Schadstoffe und zur Änderung der Richtlinie 
79/117/EWG ( 4 ) als Stoffe geführt, die Bestimmungen 
zur Verringerung der Freisetzung unterliegen. 

(11) In einem mit der Entscheidung 2009/4 des Exekutiv­
organs des Übereinkommens von 1979 über weiträu­
mige grenzüberschreitende Luftverunreinigung erlassenen 
Leitliniendokument sind beste verfügbare Techniken zur 
Begrenzung der Emissionen persistenter organischer 
Schadstoffe aus großen stationären Quellen aufgeführt. 
Abschnitt V Teil E dieses Leitliniendokuments geht spe­
ziell ein auf PAK-Emissionen im Zusammenhang mit im 
Holzschutz verwendeten, PAK-haltigen Teerölderivaten, 
darunter auch Kreosot. Die Techniken beziehen sich auf 
die Imprägnierung und Lagerung, das Handling und die 
Verwendung des Holzes und umfassen Alternativen zur 
Minimisierung der Abhängigkeit von Produkten auf PAK- 
Basis. Darüber hinaus werden beste verfügbare Techniken 
für die Verbrennung von behandeltem Holz empfohlen. 

(12) Gemäß Artikel 6 Absatz 2 Unterabsatz 2 der Verordnung 
(EG) Nr. 850/2004 in Verbindung mit Anhang III dersel­
ben Verordnung müssen die Mitgliedstaaten Aktionspläne 
annehmen, die Maßnahmen zur Förderung der Entwick­
lung enthalten und, soweit dies für angemessen erachtet 
wird, die Verwendung von als Ersatz dienenden oder 
veränderten Materialien, Produkten und Prozessen vor­
schreiben, durch die die Bildung und Freisetzung von 
PAK verhindert wird. Gemäß Artikel 3 Absatz 3 der 
Verordnung (EG) Nr. 850/2004 treffen die Mitgliedstaa­
ten und die Kommission im Rahmen der Bewertung und 
Zulassung alter Chemikalien und Pestizide im Rahmen 

der geltenden EU-Vorschriften geeignete Maßnahmen, um 
alte Chemikalien und Pestizide zu kontrollieren, die Ei­
genschaften persistenter organischer Schadstoffe aufwei­
sen. 

(13) In der Richtlinie 2000/60/EG des Europäischen Par­
laments und des Rates vom 23. Oktober 2000 zur Schaf­
fung eines Ordnungsrahmens für Maßnahmen der Ge­
meinschaft im Bereich der Wasserpolitik ( 5 ) werden PAK 
als prioritäre gefährliche Stoffe identifiziert, wobei eine 
Verschmutzung von Oberflächengewässern durch Einlei­
tungen, Emissionen oder Verluste solcher Stoffe zu be­
endigen oder schrittweise einzustellen ist. 

(14) Die Aufnahme von Kreosot in Anhang I sollte daher auf 
fünf Jahre beschränkt und der Wirkstoff einer verglei­
chenden Risikobewertung in Übereinstimmung mit 
Artikel 10 Absatz 5 Ziffer i Unterabsatz 2 der Richtlinie 
98/8/EG unterzogen werden, bevor diese Aufnahme er­
neuert wird. 

(15) Darüber hinaus sollten Biozid-Produkte, die Kreosot ent­
halten, nur für Anwendungen zugelassen werden, bei 
denen unter Berücksichtigung aller lokalen und übrigen 
Umstände keine geeigneten Alternativen verfügbar sind. 
Bei einem Antrag auf Produktzulassung oder gegenseitige 
Anerkennung sollte der Mitgliedstaat, bei dem der Antrag 
eingeht, den Antragsteller daher um eine Analyse hin­
sichtlich der technischen und wirtschaftlichen Durchführ­
barkeit der Ersetzung bitten. Ausgehend von dieser Ana­
lyse und weiteren ihm vorliegenden Informationen sollte 
ein Mitgliedstaat, der eine Zulassung gewährt, seine 
Schlussfolgerung, dass keine geeigneten Alternativen be­
stehen, gegenüber der Kommission zu einem Zeitpunkt 
begründen, an dem die Produktzulassungen gewährt sein 
dürften. Um die Transparenz in diesem Zusammenhang 
zu erhöhen, sollte der Mitgliedstaat in seinem Bericht 
entweder direkt oder indirekt durch Verweis auf einen 
veröffentlichten Aktionsplan darlegen, wie die Entwick­
lung von Alternativen in Übereinstimmung mit Artikel 6 
Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 850/2004 gefördert 
wird. Um die Transparenz noch weiter zu erhöhen, ist es 
angezeigt sicherzustellen, dass diese Informationen öf­
fentlich zugänglich sind. 

(16) Nicht alle potenziellen Verwendungen von mit Kreosot 
behandeltem Holz wurden auf Unionsebene bewertet. 
Deshalb sollten die Mitgliedstaaten die Verwendungszwe­
cke oder Expositionsszenarien und die Risiken für Kom­
partimente und Populationen bewerten, die bei der Ri­
sikobewertung auf Unionsebene nicht in repräsentativer 
Weise berücksichtigt wurden, und bei Erteilung der Pro­
duktzulassungen dafür sorgen, dass geeignete Maßnah­
men getroffen bzw. spezielle Auflagen vorgesehen wer­
den, um die festgestellten Risiken auf ein vertretbares 
Maß zu begrenzen. 

(17) Mit dem Eintrag Nr. 31 in Anhang XVII der Verordnung 
(EG) Nr. 1907/2006 werden die Bedingungen für die An­
wendung von Kreosot in der Holzbehandlung und für 
das Inverkehrbringen von mit Kreosot behandeltem 
Holz geregelt. Produktzulassungen für Biozide, die
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Kreosot enthalten, sollten von der Einhaltung dieser Be­
schränkungen abhängig gemacht werden. Mit den Ent­
scheidungen 1999/832/EG der Kommission vom 
26. Oktober 1999 zu den vom Königreich der Nieder­
lande notifizierten nationalen Bestimmungen über die 
Beschränkungen des Inverkehrbringens und der Verwen­
dung von Kreosot ( 1 ), 2002/59/EG der Kommission vom 
23. Januar 2002 über den vom Königreich der Nieder­
lande gemäß Artikel 95 Absatz 5 EG-Vertrag mitgeteilten 
Entwurf einzelstaatlicher Rechtsvorschriften über die Be­
schränkungen des Inverkehrbringens und der Verwen­
dung von mit Kreosot behandeltem Holz ( 2 ) und 
2002/884/EG der Kommission vom 31. Oktober 2002 
über von den Niederlanden gemäß Artikel 95 Absatz 4 
und Absatz 5 EG-Vertrag notifizierte einzelstaatliche Be­
stimmungen über Beschränkungen für das Inverkehrbrin­
gen und die Verwendung von mit Kreosot behandeltem 
Holz ( 3 ) hat die Kommission die Niederlande ermächtigt, 
im Rahmen des EG-Vertrags notifizierte bestehende stren­
gere einzelstaatliche Vorschriften aufrecht zu erhalten. 
Gemäß Artikel 67 Absatz 3 der Verordnung (EG) 
Nr. 1907/2006 und der Mitteilung der Kommission 
nach Artikel 67 Absatz 3 der Verordnung (EG) 
Nr. 1907/2006 ( 4 ) können diese Einschränkungen bis 
zum 1. Juni 2013 gültig bleiben. Sie umfassen ein Verbot 
der Verwendung von kreosotbehandeltem Holz für An­
wendungen, die einen Kontakt mit Oberflächen- oder 
Grundwasser beinhalten. 

(18) Aufgrund der Ergebnisse des Bewertungsberichts emp­
fiehlt es sich vorzuschreiben, dass für Kreosot enthal­
tende Produkte, die als Holzschutzmittel verwendet wer­
den, auf der Produktzulassungsebene Maßnahmen zur 
Risikominderung getroffen werden. Aufgrund der karzi­
nogenen Eigenschaften von Kreosot empfiehlt es sich 
vorzuschreiben, dass Produktzulassungen für Biozide, 
die den Wirkstoff enthalten, an die Bedingung geknüpft 
sind, dass alle denkbaren Maßnahmen gemäß der Verord­
nung (EG) Nr. 1907/2006 und der Richtlinie 
2004/37/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 29. April 2004 über den Schutz der Arbeitnehmer 
gegen Gefährdung durch Karzinogene oder Mutagene bei 
der Arbeit (Sechste Einzelrichtlinie im Sinne von 
Artikel 16 Absatz 1 der Richtlinie 89/391/EWG des Ra­
tes) ( 5 ) getroffen werden, um Arbeiter, einschließlich 
nachgeschalteter Anwender, während der Imprägnierung 
und des Handlings von behandeltem Holz vor einer Ex­
position zu schützen. Angesichts der festgestellten Risi­
ken für Boden- und aquatische Kompartimente sollten 
geeignete Risikobegrenzungsmaßnahmen getroffen wer­
den, um diese Kompartimente zu schützen. Es sollte da­
rauf hingewiesen werden, dass behandeltes Holz nach der 
Behandlung geschützt und/oder auf undurchlässigem, 
hartem Untergrund gelagert werden muss und dass even­
tuell austretendes Produkt zwecks Wiederverwendung 
oder Beseitigung aufgefangen werden muss. 

(19) Es ist wichtig, dass die Bestimmungen dieser Richtlinie 
gleichzeitig in allen Mitgliedstaaten angewandt werden, 

damit die Gleichbehandlung aller in Verkehr befindlichen 
Biozid-Produkte, die den Wirkstoff Kreosot enthalten, 
gewährleistet und das ordnungsgemäße Funktionieren 
des Marktes für Biozid-Produkte erleichtert wird. 

(20) Vor der Aufnahme eines Wirkstoffs in Anhang I ist eine 
angemessene Frist einzuräumen, damit die Mitgliedstaa­
ten und die Betroffenen sich auf die Erfüllung der neuen 
Anforderungen vorbereiten können und damit sicher­
gestellt ist, dass die Antragsteller, die Unterlagen einge­
reicht haben, die volle zehnjährige Datenschutzfrist nut­
zen können, die gemäß Artikel 12 Absatz 1 Buchstabe c 
Ziffer ii der Richtlinie 98/8/EG ab dem Zeitpunkt der 
Aufnahme zu laufen beginnt. 

(21) Nach der Aufnahme ist den Mitgliedstaaten eine ange­
messene Frist für die Umsetzung von Artikel 16 Absatz 
3 der Richtlinie 98/8/EG einzuräumen. 

(22) Die Richtlinie 98/8/EG sollte daher entsprechend geän­
dert werden. 

(23) Der mit Artikel 28 Absatz 1 der Richtlinie 98/8/EG ein­
gesetzte Ausschuss hat keine Stellungnahme zu den in 
der vorliegenden Richtlinie vorgesehenen Maßnahmen 
abgegeben; die Kommission hat daher dem Rat einen 
Vorschlag über die Maßnahmen vorgelegt und diesen 
an das Europäische Parlament weitergeleitet. Der Rat 
hat nicht innerhalb der Frist von zwei Monaten gemäß 
Artikel 5a des Beschlusses 1999/468/EG des Rates vom 
28. Juni 1999 zur Festlegung der Modalitäten für die 
Ausübung der der Kommission übertragenen Durchfüh­
rungsbefugnisse ( 6 ) über den Vorschlag befunden, wes­
halb die Kommission den Vorschlag unverzüglich dem 
Europäischen Parlament unterbreitet hat. Das Europäische 
Parlament hat innerhalb von vier Monaten nach der oben 
genannten Weiterleitung keine Einwände gegen die Maß­
nahme erhoben — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Anhang I der Richtlinie 98/8/EG wird entsprechend dem An­
hang der vorliegenden Richtlinie geändert. 

Artikel 2 

Umsetzung 

(1) Die Mitgliedstaaten erlassen und veröffentlichen bis spä­
testens 30. April 2012 die erforderlichen Rechts- und Verwal­
tungsvorschriften, um dieser Richtlinie nachzukommen. 

Sie wenden diese Bestimmungen ab dem 1. Mai 2013 an. 

Bei Erlass dieser Vorschriften nehmen die Mitgliedstaaten in den 
Vorschriften selbst oder durch einen Hinweis bei der amtlichen 
Veröffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten 
regeln die Einzelheiten dieser Bezugnahme.
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(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut der wichtigsten innerstaatlichen Rechtsvor­
schriften mit, die sie auf dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen. 

Artikel 3 

Diese Richtlinie tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in 
Kraft. 

Artikel 4 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

Brüssel, den 26. Juli 2011 

Für die Kommission 
Der Präsident 

José Manuel BARROSO
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ANHANG 

In Anhang I der Richtlinie 98/8/EG wird der folgende Eintrag eingefügt: 

„45 Kreosot Kreosot 

EG-Nr.: 232-287-5 

CAS-Nr.: 8001-58-9 

Kreosot Grad B oder 
Grad C gemäß der 
Europäischen Norm 
EN 13991:2003 

1. Mai 2013 30. April 2015 30. April 2018 8 Kreosot enthaltende Biozid-Produkte dürfen nur für An­
wendungen zugelassen werden, für die der zulassende Mit­
gliedstaat ausgehend von einer Analyse der technischen 
und wirtschaftlichen Durchführbarkeit der Ersetzung, die 
er vom Antragsteller verlangt, sowie anderer ihm vorlie­
gender Informationen zu dem Schluss gelangt, dass es 
keine geeigneten Alternativen gibt. Mitgliedstaaten, die sol­
che Produkte in ihrem Hoheitsgebiet zulassen, müssen der 
Kommission spätestens bis zum 31. Juli 2016 einen Be­
richt vorlegen, in dem sie ihre Schlussfolgerung in Bezug 
auf das Fehlen geeigneter Alternativen begründen, und 
darlegen, wie die Entwicklung von Alternativen gefördert 
wird. Die Kommission macht diese Berichte öffentlich zu­
gänglich. 

Der Wirkstoff wird einer vergleichenden Risikobewertung 
gemäß Artikel 10 Absatz 5 Ziffer i Unterabsatz 2 unter­
zogen, bevor seine Aufnahme in diesen Anhang verlängert 
wird. 

Bei der Prüfung eines Antrags auf Zulassung eines Pro­
dukts gemäß Artikel 5 und Anhang VI bewerten die Mit­
gliedstaaten erforderlichenfalls für ein bestimmtes Produkt 
die Anwendungen und Expositionsszenarien und die Risi­
ken für Umweltkompartimente und Populationen, die bei 
der Risikobewertung auf Unionsebene nicht repräsentativ 
berücksichtigt wurden. 

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Zulassungen an 
folgende Bedingungen geknüpft sind: 

1. Kreosot darf nur unter den Bedingungen gemäß An­
hang XVII Nr. 31 Spalte 2 Nummer 2 der Verordnung 
(EG) Nr. 1907/2006 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 18. Dezember 2006 zur Registrierung, 
Bewertung, Zulassung und Beschränkung chemischer 
Stoffe (REACH), zur Schaffung einer Europäischen Che­
mikalienagentur, zur Änderung der Richtlinie 
1999/45/EG und zur Aufhebung der Verordnung 
(EWG) Nr. 793/93 des Rates, der Verordnung (EG) 
Nr. 1488/94 der Kommission, der Richtlinie 
76/769/EWG des Rates sowie der Richtlinien 
91/155/EWG, 93/67/EWG, 93/105/EG und 
2000/21/EG der Kommission (1 ) angewandt werden. 

2. Kreosot darf nicht für die Behandlung von Holz zuge­
lassen werden, das für die in Anhang XVII Nr. 31 
Spalte 2 Nummer 3 der Verordnung (EG) 
Nr. 1907/2006 genannten Anwendungen bestimmt ist.
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3. In Übereinstimmung mit der Verordnung (EG) 
Nr. 1907/2006 und der Richtlinie 2004/37/EG des Eu­
ropäischen Parlaments und des Rates vom 29. April 
2004 über den Schutz der Arbeitnehmer gegen Gefähr­
dung durch Karzinogene oder Mutagene bei der Arbeit 
(Sechste Einzelrichtlinie im Sinne von Artikel 16 Ab­
satz 1 der Richtlinie 89/391/EWG des Rates) (2 ) werden 
geeignete Risikobegrenzungsmaßnahmen getroffen, um 
Arbeiter, einschließlich nachgeschalteter Anwender, 
während der Imprägnierung und des Handlings von 
behandeltem Holz vor einer Exposition zu schützen. 

4. Es werden geeignete Risikobegrenzungsmaßnahmen ge­
troffen, um die Boden- und aquatischen Kompartimente 
zu schützen. Insbesondere wird auf Etiketten und gege­
benenfalls Sicherheitsdatenblättern von zugelassenen 
Produkten angegeben, dass frisch behandeltes Holz 
nach der Behandlung geschützt und/oder auf undurch­
lässigem, harten Untergrund gelagert werden muss, um 
direktes Austreten in den Boden oder in Wasser zu 
verhindern, und dass gegebenenfalls austretendes Pro­
dukt zwecks Wiederverwendung oder Beseitigung auf­
gefangen werden muss. 

(1 ) ABl. L 396 vom 30.12.2006, S. 1. 
(2 ) ABl. L 158 vom 30.4.2004, S. 50.“
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BESCHLÜSSE 

BESCHLUSS DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES 

vom 6. Juli 2011 

über die Inanspruchnahme des Europäischen Fonds für die Anpassung an die Globalisierung gemäß 
Nummer 28 der Interinstitutionellen Vereinbarung vom 17. Mai 2006 zwischen dem Europäischen 
Parlament, dem Rat und der Kommission über die Haushaltsdisziplin und die wirtschaftliche 

Haushaltsführung (Antrag EGF/2010/025 DK/Odense Steel Shipyard, Dänemark) 

(2011/468/EU) 

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄI­
SCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Interinstitutionelle Vereinbarung vom 17. Mai 
2006 zwischen dem Europäischen Parlament, dem Rat und der 
Kommission über die Haushaltsdisziplin und die Wirtschaftlich­
keit der Haushaltsführung ( 1 ), insbesondere auf Nummer 28, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1927/2006 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 20. Dezember 2006 zur 
Einrichtung des Europäischen Fonds für die Anpassung an die 
Globalisierung ( 2 ), insbesondere auf Artikel 12 Absatz 3, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Der Europäische Fonds für die Anpassung an die Globa­
lisierung (EGF) wurde eingerichtet, um Arbeitskräfte, die 
infolge weit reichender Strukturveränderungen im Welt­
handelsgefüge aufgrund der Globalisierung arbeitslos ge­
worden sind, zusätzlich zu unterstützen und ihnen bei 
der Wiedereingliederung in den Arbeitsmarkt zu helfen. 

(2) Der Anwendungsbereich des EGF wurde für ab dem 
1. Mai 2009 gestellte Anträge erweitert und beinhaltet 
nun auch die Unterstützung von Arbeitskräften, die un­
mittelbar infolge der globalen Finanz- und Wirtschafts­
krise entlassen worden sind. 

(3) Die Interinstitutionelle Vereinbarung vom 17. Mai 2006 
sieht vor, dass der EGF bis zur jährlichen Obergrenze von 
500 Mio. EUR in Anspruch genommen werden kann. 

(4) Dänemark hat am 6. Oktober 2010 einen Antrag auf 
Inanspruchnahme des EGF aufgrund von Entlassungen 
im Unternehmen Odense Steel Shipyard eingereicht und 
diesen Antrag bis zum 8. März 2011 durch zusätzliche 
Informationen ergänzt. Der Antrag erfüllt die gemäß 
Artikel 10 der Verordnung (EG) Nr. 1927/2006 gelten­
den Voraussetzungen für die Festsetzung des Finanzbei­
trags. Die Kommission schlägt daher vor, den Betrag von 
14 181 901 EUR bereitzustellen. 

(5) Der EGF sollte folglich in Anspruch genommen werden, 
um einen Finanzbeitrag für den von Dänemark einge­
reichten Antrag bereitzustellen — 

HABEN FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Im Rahmen des Gesamthaushaltsplans der Europäischen Union 
für das Haushaltsjahr 2011 wird der Europäische Fonds für die 
Anpassung an die Globalisierung in Anspruch genommen, um 
den Betrag von 14 181 901 EUR an Verpflichtungs- und Zah­
lungsermächtigungen bereitszustellen. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss wird im Amtsblatt der Europäischen Union ver­
öffentlicht. 

Geschehen zu Straßburg am 6. Juli 2011. 

Im Namen des Europäischen 
Parlaments 

Der Präsident 
J. BUZEK 

Im Namen des Rates 

Der Präsident 
M. DOWGIELEWICZ
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BESCHLUSS DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES 

vom 6. Juli 2011 

über die Inanspruchnahme des Europäischen Fonds für die Anpassung an die Globalisierung gemäß 
Nummer 28 der Interinstitutionellen Vereinbarung vom 17. Mai 2006 zwischen dem Europäischen 
Parlament, dem Rat und der Kommission über die Haushaltsdisziplin und die wirtschaftliche 

Haushaltsführung (Antrag EGF/2010/022 DK/LM Glasfiber, Dänemark) 

(2011/469/EU) 

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄI­
SCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Interinstitutionelle Vereinbarung vom 17. Mai 
2006 zwischen dem Europäischen Parlament, dem Rat und der 
Kommission über die Haushaltsdisziplin und die Wirtschaftlich­
keit der Haushaltsführung ( 1 ), insbesondere auf Nummer 28, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1927/2006 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 20. Dezember 2006 zur 
Einrichtung des Europäischen Fonds für die Anpassung an die 
Globalisierung ( 2 ), insbesondere auf Artikel 12 Absatz 3, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Der Europäische Fonds für die Anpassung an die Globa­
lisierung (EGF) wurde eingerichtet, um Arbeitskräfte, die 
infolge weit reichender Strukturveränderungen im Welt­
handelsgefüge aufgrund der Globalisierung arbeitslos ge­
worden sind, zusätzlich zu unterstützen und ihnen bei 
der Wiedereingliederung in den Arbeitsmarkt zu helfen. 

(2) Der Anwendungsbereich des EGF wurde für ab dem 
1. Mai 2009 gestellte Anträge erweitert und beinhaltet 
nun auch die Unterstützung von Arbeitskräften, die un­
mittelbar infolge der globalen Finanz- und Wirtschafts­
krise entlassen worden sind. 

(3) Die Interinstitutionelle Vereinbarung vom 17. Mai 2006 
sieht vor, dass der EGF bis zur jährlichen Obergrenze von 
500 Mio. EUR in Anspruch genommen werden kann. 

(4) Dänemark hat am 7. Juli 2010 einen Antrag auf Inan­
spruchnahme des EGF aufgrund von Entlassungen bei 
dem Unternehmen LM Glasfiber eingereicht und diesen 
Antrag bis zum 3. Februar 2011 durch zusätzliche Infor­
mationen ergänzt. Der Antrag erfüllt die gemäß 
Artikel 10 der Verordnung (EG) Nr. 1927/2006 gelten­
den Voraussetzungen für die Festsetzung des Finanzbei­
trags. Die Kommission schlägt daher vor, den Betrag von 
6 247 415 EUR bereitzustellen. 

(5) Der EGF sollte folglich in Anspruch genommen werden, 
um einen Finanzbeitrag für den von Dänemark einge­
reichten Antrag bereitzustellen — 

HABEN FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Im Rahmen des Gesamthaushaltsplans der Europäischen Union 
für das Haushaltsjahr 2011 wird der Europäische Fonds für die 
Anpassung an die Globalisierung in Anspruch genommen, um 
den Betrag von 6 247 415 EUR an Verpflichtungs- und Zah­
lungsermächtigungen bereitzustellen. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss wird im Amtsblatt der Europäischen Union ver­
öffentlicht. 

Geschehen zu Straßburg am 6. Juli 2011. 

Im Namen des Europäischen 
Parlaments 

Der Präsident 
J. BUZEK 

Im Namen des Rates 

Der Präsident 
M. DOWGIELEWICZ
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BESCHLUSS DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES 

vom 6. Juli 2011 

über die Inanspruchnahme des Europäischen Fonds für die Anpassung an die Globalisierung gemäß 
Nummer 28 der Interinstitutionellen Vereinbarung vom 17. Mai 2006 zwischen dem Europäischen 
Parlament, dem Rat und der Kommission über die Haushaltsdisziplin und die wirtschaftliche 

Haushaltsführung (Antrag EGF/2010/031 BE/General Motors Belgium, Belgien) 

(2011/470/EU) 

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄI­
SCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Interinstitutionelle Vereinbarung vom 17. Mai 
2006 zwischen dem Europäischen Parlament, dem Rat und der 
Kommission über die Haushaltsdisziplin und die wirtschaftliche 
Haushaltsführung ( 1 ), insbesondere auf Nummer 28, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1927/2006 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 20. Dezember 2006 zur 
Einrichtung des Europäischen Fonds für die Anpassung an die 
Globalisierung ( 2 ), insbesondere auf Artikel 12 Absatz 3, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Der Europäische Fonds für die Anpassung an die Globa­
lisierung (EGF) wurde eingerichtet, um Arbeitnehmer, die 
infolge weit reichender Strukturveränderungen im Welt­
handelsgefüge aufgrund der Globalisierung arbeitslos ge­
worden sind, zusätzlich zu unterstützen und ihnen bei 
der Wiedereingliederung in den Arbeitsmarkt zu helfen. 

(2) Der Anwendungsbereich des EGF wurde für ab dem 
1. Mai 2009 gestellte Anträge erweitert und umfasst 
nun auch die Unterstützung von Arbeitnehmern, die un­
mittelbar infolge der weltweiten Finanz- und Wirtschafts­
krise entlassen worden sind. 

(3) Die Interinstitutionelle Vereinbarung vom 17. Mai 2006 
sieht vor, dass der EGF bis zur jährlichen Obergrenze von 
500 Mio. EUR in Anspruch genommen werden kann. 

(4) Belgien hat am 20. Dezember 2010 einen Antrag auf 
Inanspruchnahme des EGF wegen Entlassungen bei dem 

Unternehmen General Motors Belgium und bei vier sei­
ner Zulieferer gestellt und diesen Antrag bis zum 
24. Januar 2011 durch zusätzliche Informationen er­
gänzt. Der Antrag erfüllt die gemäß Artikel 10 der Ver­
ordnung (EG) Nr. 1927/2006 geltenden Voraussetzungen 
für die Festsetzung des Finanzbeitrags. Die Kommission 
schlägt daher vor, den Betrag von 9 593 931 EUR bereit­
zustellen. 

(5) Der EGF sollte folglich in Anspruch genommen werden, 
um einen Finanzbeitrag für den Antrag Belgiens 
bereitzustellen — 

HABEN FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Im Rahmen des Gesamthaushaltsplans der Europäischen Union 
für das Haushaltsjahr 2011 wird der Europäische Fonds für die 
Anpassung an die Globalisierung in Anspruch genommen, um 
den Betrag von 9 593 931 EUR an Verpflichtungs- und Zah­
lungsermächtigungen bereitzustellen. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss wird im Amtsblatt der Europäischen Union ver­
öffentlicht. 

Geschehen zu Straßburg am 6. Juli 2011. 

Im Namen des Europäischen 
Parlaments 

Der Präsident 
J. BUZEK 

Im Namen des Rates 

Der Präsident 
M. DOWGIELEWICZ
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BESCHLUSS DER KOMMISSION 

vom 14. Dezember 2010 

über die staatliche Beihilfe Deutschlands zugunsten der Biria-Gruppe (C 38/05 (ex NN 52/04)) 

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2010) 8289) 

(Nur der deutsche Text ist verbindlich) 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

(2011/471/EU) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, insbesondere auf Artikel 108 Absatz 2 Unterabsatz 1 ( 1 ), 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschafts­
raum, insbesondere auf Artikel 62 Absatz 1 Buchstabe a, 

nach Aufforderung der Beteiligten zur Äußerung gemäß den 
vorgenannten Artikeln ( 2 ) und unter Berücksichtigung ihrer Stel­
lungnahmen, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

I. VERFAHREN 

1.1. Verfahren vor der Kommission 

(1) Am 23. Januar 2002 und am 20. August 2002 ging bei 
der Kommission eine Beschwerde wegen staatlicher Bei­
hilfe in Form einer staatlichen Bürgschaft zugunsten der 
Biria-Gruppe ein. 

(2) Nach einem Schriftwechsel zwischen der Kommission 
und Deutschland teilte Deutschland der Kommission 
mit Schreiben vom 24. Januar 2003, eingetragen am 
28. Januar 2003, mit, dass die geplante Gewährung der 
Bürgschaft, die von einer Genehmigung durch die Kom­
mission abhängig gemacht worden war, zurückgezogen 
worden sei. Der Beschwerdeführer wurde davon mit 
Schreiben vom 17. Februar 2003 in Kenntnis gesetzt. 

(3) Mit Schreiben vom 1. Juli 2003, eingetragen am 9. Juli 
2003, und mit Schreiben vom 8. August 2003, einge­
tragen am 5. September 2003, übermittelte der Be­
schwerdeführer weitere Informationen über eine andere 

staatliche Bürgschaft zugunsten der Biria-Gruppe sowie 
über öffentliche Beteiligungen an Unternehmen der 
Gruppe. 

(4) Die Kommission erbat mit Schreiben vom 9. September 
2003 Auskünfte, die Deutschland mit Schreiben vom 
14. Oktober 2003, eingetragen am 16. Oktober 2003, 
erteilte. Die Kommission forderte am 9. Dezember 2003 
weitere Auskünfte an, die Deutschland mit Schreiben 
vom 19. März 2004, eingetragen am selben Tag, erteilte. 

(5) Am 18. Oktober 2004 erließ die Kommission eine An­
ordnung zur Auskunftserteilung, da Zweifel bestanden, 
ob die Beihilfemaßnahmen zugunsten der Biria-Gruppe 
den Regelungen entsprachen, auf deren Grundlage sie 
angeblich gewährt wurden. In Beantwortung der Anord­
nung zur Auskunftserteilung übermittelte Deutschland 
weitere Angaben mit Schreiben vom 31. Januar 2005, 
das am selben Tag eingetragen wurde. 

(6) Am 20. Oktober 2005 leitete die Kommission das förm­
liche Prüfverfahren wegen dreier vermutlicher staatlicher 
Beihilfen ein. In dem gleichen Beschluss stellte sie fest, 
dass mehrere andere angeblich rechtswidrig gewährte Bei­
hilfemaßnahmen entweder keine Beihilfe darstellen oder 
auf der Grundlage und im Einklang mit genehmigten 
Beihilferegelungen gewährt worden waren. Die einschlä­
gige Entscheidung der Kommission wurde im Amtsblatt 
der Europäischen Union ( 3 ) veröffentlicht. Die Kommission 
forderte alle Beteiligten auf, sich zu den möglichen Bei­
hilfemaßnahmen zu äußern. Stellungnahmen wurden von 
einem Beteiligten, der anonym bleiben möchte, mit 
Schreiben vom 27. Januar 2006, eingetragen am 
30. Januar 2006, von Prophete GmbH & Co KG, 
Rheda-Wiedenbrück, und Pantherwerke AG, Löhne, mit 
Schreiben vom 6. Februar, eingetragen am selben Tag, 
sowie von Vaterland-Werke GmbH & Co. KG, Neuen­
rade, mit Schreiben vom 6. Februar 2006, eingetragen 
am selben Tag, und Schreiben vom 27. Februar 2006, 
eingetragen am selben Tag, übermittelt. 

(7) Diese Stellungnahmen wurden Deutschland mit Schrei­
ben vom 6. Februar 2006 und vom 2. März 2006 vor­
gelegt. Deutschland antwortete mit Schreiben vom 
5. April 2006, eingetragen am 7. April 2006, und mit 
Schreiben vom 12. Mai 2006, eingetragen am selben 
Tag.
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(8) Deutschland übermittelte seine Stellungnahme zur Einlei­
tung des förmlichen Prüfverfahrens mit Schreiben vom 
23. Januar 2006, eingetragen am selben Tag. 

(9) Die Kommission forderte mit Schreiben vom 6. Februar 
2006 ergänzende Auskünfte an, die Deutschland mit 
Schreiben vom 5. April 2006, eingetragen am 7. April 
2006, erteilte. Die Kommission forderte mit einem er­
neuten Auskunftsersuchen am 19. Juli 2006 weitere Aus­
künfte an, auf das Deutschland mit Schreiben vom 
25. September 2006, eingetragen am 26. September 
2006, antwortete. 

(10) Am 24. Januar 2007 erließ die Kommission eine Ent­
scheidung ( 4 ) nach Artikel 7 Absatz 5 und Artikel 14 
Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 659/1999 des Rates 
vom 22. März 1999 über besondere Vorschriften für die 
Anwendung von Artikel 93 des EG-Vertrags ( 5 ). 

1.2. Verfahren vor dem Gericht 

(11) Am 5. April 2007 erhob der Freistaat Sachsen Klage 
gegen die Entscheidung der Kommission, soweit sie die 
Maßnahmen 2 und 3 betraf (Rechtssache T-102/07). Eine 
weitere Klage wurde am 16. April 2007 von MB Immo­
bilien Verwaltungs GmbH und MB System GmbH & Co. 
KG erhoben, bei denen es sich um die Rechtsnachfolger 
der Begünstigten handelt, an die die Entscheidung gerich­
tet war (T-120/07). Die letztgenannte Klage bezog sich 
auf alle drei Maßnahmen, die Gegenstand der Entschei­
dung waren. Die beiden Rechtssachen wurden mit Be­
schluss des Präsidenten vom 24. November 2008 ver­
bunden. 

(12) Mit Urteil vom 3. März 2010 erklärte das Gericht die 
Entscheidung der Kommission vom 24. Januar 2007 für 
nichtig. 

(13) Die (sich zu einem Großteil überschneidenden) Klagen 
umfassten im Wesentlichen folgende Klagegründe. Ers­
tens rügten die Kläger, die Kommission habe zu Unrecht 
den Schluss gezogen, dass die Maßnahmen 2 und 3 nicht 
unter die genehmigte deutsche Beihilferegelung fielen. 
Zweitens sei die Sachverhaltswürdigung der Kommission 
hinsichtlich der Einstufung der Begünstigten als Unter­
nehmen in Schwierigkeiten fehlerhaft. Drittens rügten 
die Kläger einen Begründungsfehler in der Entscheidung 
der Kommission hinsichtlich der Höhe des Beihilfeele­
ments. 

(14) Das Gericht bestätigte die Entscheidung der Kommission 
hinsichtlich der Schlussfolgerung, dass die Maßnahmen 2 
und 3 nicht unter die genehmigte Beihilferegelung fielen. 
Außerdem bestätigte das Gericht die von der Kommis­
sion vorgenommene Einstufung der Begünstigten als 
„Unternehmen in Schwierigkeiten“ auf der Grundlage 
der Definition in den Leitlinien für Rettungs- und Um­
strukturierungsbeihilfen aus dem Jahr 1999 ( 6 ) (nachste­
hend „Rettungs- und Umstrukturierungsleitlinien 
1999“genannt). Es erklärte die Entscheidung lediglich we­
gen der mangelnden Begründung der für die Berechnung 
des Beihilfeelements herangezogenen Risikoprämien für 

nichtig. Insbesondere stellte das Gericht fest, dass bei der 
Berechnung des Beihilfeelements eines Darlehens, das ei­
nem Unternehmen in Schwierigkeiten gewährt wird, die 
bloße Bezugnahme auf die Mitteilung der Kommission 
über die Methode zur Festsetzung der Referenz- und 
Abzinsungssätze von 1997 ( 7 ) (nachstehend „Referenz­
satz-Mitteilung 1997“ genannt) nicht ausreicht, um die 
Anwendung der verschiedenen Risikoprämien zu begrün­
den. 

(15) Mit diesem Beschluss wird daher das Urteil des Gerichts 
gemäß Artikel 266 Absatz 1 AEUV umgesetzt und die 
von der Kommission durchgeführte Berechnung des Bei­
hilfeelements der in Rede stehenden Maßnahme einge­
hender erläutert. Dieser Beschluss ändert nichts an der 
von der Kommission in der Entscheidung vom 
24. Januar 2007 vorgenommenen beihilferechtlichen 
Würdigung; dies gilt insbesondere für die Aspekte, die 
bereits vom Gericht geprüft wurden. 

1.3. Verfahren nach dem Gerichtsurteil 

(16) Nach dem Gerichtsurteil reichten die Begünstigten am 
7. Juni 2010, eingetragen am selben Tag, eine weitere 
Stellungnahme ein. Diese Stellungnahme wurde am 
16. Juni 2010 an Deutschland gesandt. Die Antwort 
Deutschlands auf die Stellungnahme der Begünstigten 
wurde am 12. Juli 2010 der Kommission zugesandt, 
eingetragen am selben Tag. 

(17) Am 19. August 2010 übermittelte die Kommission 
Deutschland ein Auskunftsersuchen, das mit Schreiben 
vom 14. September 2010, eingetragen am selben Tag, 
beantwortet wurde. 

II. BESCHREIBUNG 

2.1. Der Begünstigte 

(18) Die Biria-Gruppe war bis zum 7. November 2005 in der 
Herstellung und dem Vertrieb von Fahrrädern tätig. Die 
Muttergesellschaft der Gruppe, die damals den Namen 
Biria AG trug, hatte ihren Sitz in Neukirch, Sachsen, 
einem Fördergebiet gemäß Artikel 107 Absatz 3 Buch­
stabe a AEUV ( 8 ). 

(19) Im Jahr 2003 erzielte die Gruppe einen Umsatz von 
93,2 Mio. EUR (2002: 83,8 Mio. EUR) und erwirtschaf­
tete einen Gewinn in Höhe von 3,7 Mio. EUR (2002: 
Verluste in Höhe von 5,8 Mio. EUR). Die Gruppe zählte 
415 Beschäftigte im Jahr 2003 (2002: 490 Beschäftigte) 
und ist somit als großes Unternehmen einzustufen. 

(20) Die Muttergesellschaft wurde 2003 durch Verschmelzung 
der Biria AG (alt) mit einem ihrer Tochterunternehmen, 
der Sachsen Zweirad GmbH, gegründet. Gleichzeitig
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wurde der Name des Unternehmens von Sachsen Zwei­
rad GmbH in Biria GmbH geändert. Im April 2005 
wurde die Biria GmbH in Biria AG umgewandelt. Im 
Jahr 2003 erwirtschaftete die Biria GmbH einen Jahres­
umsatz von 55,7 Mio. EUR und Gewinne in Höhe von 
3,6 Mio. EUR. Alleineigentümer der Biria AG ist Herr 
Mehdi Biria. Die Muttergesellschaft wird nachstehend als 
„Biria“ bezeichnet. 

(21) Die wichtigsten Gruppenunternehmen neben der Mutter­
gesellschaft sind Bike Systems GmbH & Co Thüringer 
Zweiradwerk KG („Bike Systems“) — dieses Unternehmen 
gehört über die Biria-Tochter Bike Systems Betriebs- und 
Beteiligungsgesellschaft mbH („BSBG“) zu Biria — und 
die Checker Pig GmbH. 

(22) Bike Systems hat seinen Sitz in Nordhausen, Thüringen, 
einem Fördergebiet gemäß Artikel 107 Absatz 3 Buch­
stabe a AEUV. Im Jahr 2003, erzielte Bike Systems einen 
Umsatz von 6,1 Mio. EUR und verzeichnete Verluste in 
Höhe von 0,6 Mio. EUR. Es beschäftigte 157 Mitarbeiter. 
Bike Systems produziert ausschließlich Fahrräder für die 
Muttergesellschaft BSBG („Lohnherstellungsvertrag“). 
BSBG ist für den Vertrieb der Fahrräder verantwortlich. 

(23) Die Checker Pig GmbH hat ihren Sitz in Dresden, Sach­
sen, einem Fördergebiet gemäß Artikel 107 Absatz 3 
Buchstabe a AEUV. Im Jahr 2003 erzielte Checker Pig 
GmbH einen Umsatz von 6,9 Mio. EUR und verzeichnete 
Verluste in Höhe von 0,4 Mio. EUR. Das Unternehmen 
beschäftigte 43 Mitarbeiter. 

(24) Am 7. November 2005 veräußerte Biria die Mehrheit 
ihrer Vermögenswerte an zwei Unternehmen der Lone 
Star-Gruppe, einem privaten Beteiligungsfonds. Die Lie­
genschaften verbleiben im Besitz von Biria und werden 
von dieser an die Lone Star-Gruppe vermietet. Der Ver­
kaufspreis für die Vermögenswerte belief sich auf 
11,5 Mio. EUR. Ein externer Sachverständiger hat den 
Marktpreis für die betreffenden Vermögenswerte auf 
10,7 Mio. EUR veranschlagt. 

(25) Nach den Angaben Deutschlands erfolgte der Verkauf 
nach einer offenen, transparenten und bedingungsfreien 
Ausschreibung. Die Ausschreibung war im Internet und 
mehreren Printmedien veröffentlicht worden. Für die Be­
teiligung eines neuen Investors waren mehrere Optionen 
vorgesehen, ein Erwerb von Vermögenswerten (Asset- 
Deal), ein Erwerb sämtlicher Vermögenswerte „en bloc“ 
oder ein Kauf von Anteilen. Lone Star übernahm schließ­
lich die Vermögenswerte im Rahmen eines Asset-Deal. 

(26) Nach Auskunft Deutschlands wurde der Verkauf des Un­
ternehmens bereits vor dem Beschluss der Kommission 
vom 20. Oktober 2005 zur Einleitung des förmlichen 
Prüfverfahrens in die Wege geleitet. Die erste Angebots­
frist lief zum 4. Oktober 2005 ab. 

(27) Der derzeitige Rechtsnachfolger der Biria AG (neu) ist die 
MB Immobilien Verwaltungs GmbH (nachstehend „MB 
Immobilien“ genannt); der Rechtsnachfolger von Bike 
Systems ist die MB System GmbH und Co. KG (nach­
stehend „MB System“ genannt). MB Immobilien befindet 
sich seit Juli 2008 in Liquidation. 

(28) Im Rahmen dieses Beschlusses werden mit Ausnahme der 
Muttergesellschaft Biria die Firmenbezeichnungen ver­
wendet, die die Unternehmen zum Zeitpunkt der Gewäh­
rung der Maßnahmen trugen. 

2.2. Die finanziellen Maßnahmen 

(29) Maßnahme 1: Im März 2001 brachte die gbb Betei­
ligungs AG (nachstehend „gbb“ genannt) eine stille Ein­
lage bei Bike Systems in Höhe von 2 070 732 EUR mit 
einer Laufzeit bis Ende 2010 ein. gbb war damals eine 
100 %ige Tochtergesellschaft der DtA-Beteiligungs-Hol­
ding AG, die wiederum eine 100 %ige Tochtergesellschaft 
der Deutschen Ausgleichsbank, einer Förderbank des 
Bundes, war, die per Gesetz als Körperschaft des öffent­
lichen Rechts gegründet wurde. 

(30) Die gbb Beteiligungs AG existierte bereits zu Zeiten der 
ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik als 
Staatsbank für den Landwirtschaftssektor. Mit dem Eini­
gungsvertrag wurde sie 1990 zur Berliner Genossen­
schaftsbank, einer Körperschaft des öffentlichen Rechts 
unter der Aufsicht des Bundesministeriums der Finanzen. 
1991 wurde ihr Name in gbb Beteiligungsholding geän­
dert, und 1997 wurde sie in eine Aktiengesellschaft um­
gewandelt. Damit stand sie nicht mehr im Eigentum der 
Bundesregierung, sondern wurde Tochtergesellschaft der 
Deutschen Ausgleichsbank. Seit Gründung der gbb hat 
die öffentliche Verwaltung einen starken Einfluss auf 
das Unternehmen ausgeübt. Solange die gbb eine Körper­
schaft des öffentlichen Rechts war, stand sie unter direk­
ter Aufsicht des zuständigen Ministeriums, und in ihrem 
Aufsichtsrat saßen Vertreter der Behörden. Nach der Um­
wandlung in eine AG und die Eingliederung in die Deut­
sche Ausgleichsbank unterlag sie der Kontrolle, die die 
staatlichen Stellen über die Deutsche Ausgleichsbank aus­
übten (siehe nachstehende Erwägungsgründe). 

(31) Als Körperschaft des öffentlichen Rechts stand die Deut­
sche Ausgleichsbank unter der Aufsicht des Bundesminis­
teriums des Inneren. Außerdem bestand ihr Aufsichtsrat 
mehrheitlich aus Vertretern von Bundes- und Landes­
ministerien und aus Mitgliedern des Bundestags. 

(32) Nach § 4 Absatz 1 des Gesetzes über die Deutsche Aus­
gleichsbank ist die Tätigkeit der Bank auf die Finanzie­
rung von Maßnahmen beschränkt, die der Förderung des 
Mittelstands und der freien Berufe, des Umweltschutzes, 
der Sozialpolitik und der Eingliederung der im Zweiten 
Weltkrieg vertriebenen Personen dienen. 

(33) In § 4 Absatz 4 des Gesetzes über die Deutsche Aus­
gleichsbank ist die Möglichkeit vorgesehen, dass die Bank 
Beteiligungen an anderen Unternehmen erwirbt, wenn 
der Aufsichtsrat und das mit der Aufsicht der Bank be­
traute Ministerium zustimmen. 

(34) Die Beteiligung an Bike Systems ist in den Jahresberich­
ten 2001 und 2002 der Deutschen Ausgleichsbank auf­
geführt, weil die der stillen Einlage entsprechende Betei­
ligung 20 % betrug und damit über der Berichtsschwelle 
lag. Im Jahr 2001 hielt die gbb Beteiligungen von min­
destens 20 % an insgesamt 18 Unternehmen.
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(35) 2003 fusionierte die Deutsche Ausgleichsbank auf der 
Grundlage eines Bundesgesetzes mit der Kreditanstalt 
für Wiederaufbau (KfW). 

(36) Sowohl die Deutsche Ausgleichsbank als auch die KfW 
sind sogenannte Förderinstitute, d. h. Banken, die sich in 
ihrer Tätigkeit auf die Förderung regional-, wirtschafts- 
und sozialpolitischer Maßnahme beschränken. Im Rah­
men der zweckdienlichen Maßnahmen, die Deutschland 
in der Beihilfesache E10/2000 ( 9 ) akzeptierte, waren die 
Tätigkeiten der Förderinstitute auf bestimmte nicht ge­
werbliche Bereiche, u. a. die Verwaltung von Mittelstands­
förderprogrammen, beschränkt. 

(37) Deutschland zufolge erfolgte die Beteiligung der gbb an 
Bike Systems zu Marktkonditionen und stellte somit 
keine staatliche Beihilfe dar. 

(38) Maßnahme 2: Am 20. März 2003 gewährte der Freistaat 
Sachsen eine 80 %ige Bürgschaft für einen Betriebsmittel­
kredit in Höhe von 5,6 Mio. EUR zugunsten der Sachsen 
Zweirad GmbH mit einer ursprünglichen Laufzeit bis 
Ende 2008. Die Bürgschaft wurde im Januar 2004 zu­
rückgegeben und durch eine Bürgschaft zugunsten der 
Biria GmbH (siehe Maßnahme 3) ersetzt. Die Bürgschaft 
wurde auf Grundlage der Bürgschaftsrichtlinie des Frei­
staats Sachsen erteilt, einer von der Kommission geneh­
migten Beihilferegelung ( 10 ). 

(39) Maßnahme 3: Am 9. Dezember 2003 gewährte der Frei­
staat Sachsen eine 80 %ige Bürgschaft für Betriebsmittel­
kredite in Höhe 24 875 000 EUR zugunsten der Biria 
GmbH (später Biria AG) zur Finanzierung der geplanten 
Umsatzsteigerung und zur Neuausrichtung des Finanzie­
rungskonzeptes der Gruppe. Die Kredite mit einer Lauf­
zeit bis zum 31. Dezember 2011 bestehen aus 8 Mio. 
EUR als Betriebsmitteltilgungsdarlehen, 7,45 Mio. EUR als 
Kontokorrentlinie und einem Betrag von 9,425 Mio. EUR 
für eine Saisonfinanzierungslinie. Die Bürgschaft wurde 
auf Grundlage der Bürgschaftsrichtlinie des Freistaats 
Sachsen erteilt, einer von der Kommission genehmigten 
Beihilferegelung. Die Bürgschaft wurde unter der Voraus­
setzung bereitgestellt, dass die der Sachsen Zweirad 
GmbH ausgereichte Bürgschaft (Maßnahme 2) zurück­
gegeben wird. Folglich wurde die Bürgschaft erst am 
5. Januar 2004 wirksam, als die Bürgschaft für die Sach­
sen Zweirad zurückgegeben wurde. 

III. GRÜNDE FÜR DIE EINLEITUNG DES FÖRMLICHEN 
PRÜFVERFAHRENS 

(40) Das förmliche Prüfverfahren wurde eingeleitet, weil die 
Kommission Zweifel an der Behauptung Deutschlands 
hegte, die stille Einlage sei zu Marktkonditionen vor­
genommen worden. Nach der Auffassung der Kommis­
sion war Bike Systems gerade durch Annahme eines In­
solvenzplans aus der Insolvenz herausgeführt worden, so 

dass die Zukunftsaussichten des Unternehmens ungewiss 
waren. Demnach hätte es zum damaligen Zeitpunkt als 
Unternehmen in Schwierigkeiten betrachtet werden müs­
sen. Die Kommission bezweifelte, dass die Vergütung 
angesichts des Risikos angemessen war und die stille 
Beteiligung zu Marktkonditionen erfolgte. Im Hinblick 
auf eine etwaige Anwendung der Ausnahmebestimmun­
gen des Artikels 107 Absätze 2 und 3 AEUV lagen der 
Kommission keine Informationen darüber vor, dass die 
Voraussetzungen der Rettungs- und Umstrukturierungs­
leitlinien 1999 erfüllt gewesen wären. 

(41) Ein weiterer Grund für die Einleitung des förmlichen 
Prüfverfahrens war die vorläufige Schlussfolgerung der 
Kommission, dass die Voraussetzungen der genehmigten 
Beihilferegelung, auf deren Grundlage die Bürgschaften 
zugunsten der Sachsen Zweirad GmbH und der Biria 
GmbH angeblich gewährt worden waren, nicht erfüllt 
waren und die Bürgschaften somit nicht unter diese Bei­
hilferegelung fielen. Nach Ansicht der Kommission han­
delte es sich bei Sachsen Zweirad GmbH und Biria 
GmbH zum Zeitpunkt der Gewährung der Bürgschaften 
um Unternehmen in Schwierigkeiten. Da es sich bei 
Sachsen Zweirad GmbH und Biria GmbH außerdem 
um große Unternehmen handelte, hätten die Bürgschaf­
ten auch nach dieser Beihilferegelung einzeln bei der 
Kommission angemeldet werden müssen. Im Hinblick 
auf eine etwaige Anwendung der Ausnahmebestimmun­
gen des Artikels 107 Absätze 2 und 3 AEUV bezweifelte 
die Kommission, dass die Voraussetzungen der Rettungs- 
und Umstrukturierungsleitlinien 1999 erfüllt waren. 

IV. STELLUNGNAHMEN VON BETEILIGTEN 

(42) Die Kommission hat Stellungnahmen eines Beteiligten, 
der nicht genannt werden möchte, sowie von den Unter­
nehmen Prophete GmbH & Co. KG und Pantherwerke 
AG und von der Vaterland-Werke GmbH & Co. KG 
erhalten. 

4.1. Stellungnahme eines Wettbewerbers, der ano­
nym bleiben möchte 

(43) In seiner Stellungnahme zur Einleitung des förmlichen 
Prüfverfahrens führt der Wettbewerber, der anonym blei­
ben möchte, aus, dass die Biria AG dank der staatlichen 
Bürgschaft von 24,5 Mio. EUR Fahrräder zu Preisen unter 
den Gestehungskosten an Abnehmer des Wettbewerbers 
verkaufen konnte, obwohl der Wettbewerber über den 
wirtschaftlichsten Produktionsstandort in Deutschland 
verfügt. 

(44) Ferner konnte die Biria AG 2003 nur Gewinne auswei­
sen, weil Geldinstitute auf Forderungen in Höhe von 
8,567 Mio. EUR verzichteten. In den nachfolgenden Jah­
ren 2004 und 2005 erwirtschaftete die Biria AG erneut 
Verluste. 

(45) Der Wettbewerber weist zudem darauf hin, dass Biria im 
Rahmen eines Asset-Deals an Lone Star verkauft wurde. 
Dabei hätten die Sachsen-LB und die mittelständische 
Beteiligungsgesellschaft wahrscheinlich auf einen Großteil 
ihrer Forderungen verzichtet. Die neue Biria GmbH, die 
der Lone Star-Gruppe gehört, hat sämtliche Vermögens­
werte der alten Biria AG übernommen.
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4.2. Prophete GmbH & Co. KG und Pantherwerke 
AG 

(46) In ihrer Stellungnahme zur Einleitung des förmlichen 
Prüfverfahrens erklären Prophete GmbH & Co. KG und 
Pantherwerke AG (nachstehend „Prophete und Panther­
werke“), dass Biria wegen der staatlichen Beihilfen zu 
Preisen verkaufen könne, die unter normalen Marktbedin­
gungen unhaltbar wären. Beide Unternehmen stehen in 
Wettbewerb zu Biria und sind somit unmittelbar von der 
Beihilfe betroffen. 

(47) Die Biria-Gruppe ist der größte Fahrradhersteller Deutsch­
lands mit einer Jahresproduktion von ungefähr 700 000 
Fahrrädern. Die Unternehmen der Biria-Gruppe sind auf 
zwei Segmenten des Fahrradmarktes vertreten, dem 
Nicht-Fachhandel und dem Fachgroßhandel. 

(48) Unter das Segment Nicht-Fachhandel fällt der gesamte 
Einzelhandel durch größere Einzelhandelsketten und 
den Versandhandel. Die Fahrräder in diesem Segment 
kosten üblicherweise zwischen 100 und 199 EUR. Nach 
Schätzungen von Prophete und Pantherwerke werden auf 
diesem Markt etwa 1,5 Mio. Fahrräder verkauft, und Biria 
kommt mit 650 000 verkauften Rädern auf einen Anteil 
von etwa 50 % in diesem Segment. 

(49) Auch im Fachgroßhandel hat die Biria-Gruppe laut Pro­
phete und Pantherwerke eine beherrschende Stellung 
inne. Dieses Marktsegment weist ein Handelsvolumen 
von 150 000 bis 200 000 Fahrrädern auf. Im Fachgroß­
handel können Preise bis zu 400 EUR erzielt werden. 
Pantherwerke ist in diesem Segment unmittelbarer Kon­
kurrent von Biria. 

(50) Prophete und Pantherwerke stellen seit Jahren fest, dass 
die Preisangebote der Biria-Gruppe ständig unter denen 
anderer Hersteller liegen. Diese Differenz ist wirtschaftlich 
nicht zu erklären, da die Biria-Gruppe aufgrund ihrer 
marktbeherrschenden Stellung zwar ein höheres Ein­
kaufsvolumen erzielt, dies sich aber nicht in günstigeren 
Konditionen niederschlägt. Prophete und Pantherwerke 
vermuten, dass aufgrund der niedrigen Verkaufspreise 
der Biria-Gruppe das Unternehmen in den letzten Jahren 
beträchtliche Verluste erlitt. 

(51) Mit Blick auf die stille Einlage bezweifeln Prophete und 
Pantherwerke, dass ein privater Anleger angesichts der 
wirtschaftlichen Lage von Bike Systems im März 2001 
eine solche Beteiligung eingegangen wäre. 

(52) Die Gewährung der beiden Bürgschaften zugunsten von 
Sachsen Zweirad GmbH und Biria von 2003 und 2004 
halten Prophete und Pantherwerke für mit den Beihilfe­
vorschriften der Europäischen Union unvereinbar. Pro­
phete und Pantherwerke sind der Auffassung, dass sich 
die begünstigten Unternehmen in Schwierigkeiten befun­
den hätten, als die Bürgschaften gewährt wurden. Das 
neue Unternehmen Biria sei als Rechtsnachfolger der bei­
den früheren Unternehmen zu betrachten, aus denen es 
hervorgegangen sei. Die Eröffnungsbilanz des neugeschaf­
fenen Unternehmens sei nicht aussagekräftig. 

(53) Die Gewährung der beiden Bürgschaften habe gegen den 
Grundsatz der einmaligen Beihilfe verstoßen, da die Wirt­
schaftstätigkeit der Unternehmen der Biria-Gruppe wie­
derholt nur mit staatlicher Unterstützung hätte aufrecht­
erhalten werden können. 

(54) Keinerlei Kompensationsmaßnahmen sind getroffen wor­
den, um nachteilige Auswirkungen auf die Wettbewerber 
auszugleichen. Eine Einschränkung der Marktpräsenz der 
Biria-Gruppe sei unterlassen worden. Vielmehr sei es das 
Konzept dieser Gruppe, ihre Geschäftstätigkeit durch ag­
gressive Preispolitik weiter ausdehnen. Auf ihrer Home­
page hätte Biria angekündigt, den Fahrradabsatz gegen­
über 2004 im Jahr 2005 mit 850 000 verkauften Fahr­
rädern weiter steigern zu wollen. Ferner weisen Prophete 
und Pantherwerke auf eine Pressemitteilung hin, der zu­
folge der Eigentümer der Biria AG das Geschäft an den 
privaten Beteiligungsfonds Lone Star veräußert hätte. 

4.3. Vaterland-Werke GmbH & Co. KG 

(55) In ihrer Stellungnahme zur Einleitung des förmlichen 
Verfahrens führt die Vaterland-Werke GmbH & Co. KG 
(Vaterland-Werke) aus, dass die Biria-Gruppe mit einer 
Produktion von 700 000 bis 800 000 Fahrrädern jährlich 
der größte Hersteller in Deutschland sei. Eine vergleich­
bare Größe erreiche lediglich die MIFA Mitteldeutsche 
Fahrradwerke mit einer Produktion von 700 000 Fahr­
rädern im Jahr; andere Hersteller kämen lediglich auf 
250 000 bis 400 000 Fahrräder. 

(56) Vaterland-Werke und Biria sind beide im Marktsegment 
des Nicht-Fachhandels vertreten, der auch die größeren 
Einzelhandelsketten und große Versandhandels-Unterneh­
men einschließt. In diesem Segment herrscht sehr rege 
Konkurrenz, und Biria ist für sein aggressives Wett­
bewerbsverhalten mit Preisen unterhalb der Gestehungs­
kosten bekannt. Dieses Verhalten ist nur bei externen 
Finanzquellen möglich, im Falle von Biria wegen staatli­
cher Beihilfen. Dies bedroht die Existenz aller kleinen 
Wettbewerber, die nicht durch staatliche Beihilfen unter­
stützt werden. Vaterland-Werke sind hiervon besonders 
betroffen und freie Kapazitäten können nicht durch an­
dere Auftragseingänge gedeckt werden. Da der Markt 
Überkapazitäten aufweise, würde jede Kapazitätsauswei­
tung eines Herstellers mit Hilfe staatlicher Subventionen 
zu Lasten anderer Wettbewerber gehen. 

(57) Mit Blick auf die stille Einlage bezweifelt Vaterland- 
Werke, dass ein privater Anleger angesichts der wirt­
schaftlichen Lage von Bike Systems im März 2001 eine 
solche Beteiligung eingegangen wäre. 

(58) Die Gewährung der beiden Bürgschaften zugunsten von 
Sachsen Zweirad GmbH und Biria von 2003 und 2004 
halten Vaterland-Werke für mit den Beihilfevorschriften 
der Europäischen Union unvereinbar. Die begünstigten 
Unternehmen hätten sich zum Zeitpunkt der Gewährung 
der Bürgschaften in Schwierigkeiten befunden. Das neue 
Unternehmen Biria sei als Rechtsnachfolger der beiden 
früheren Unternehmen zu betrachten, aus denen es her­
vorgegangen sei. Die Eröffnungsbilanz des neugeschaffe­
nen Unternehmens sei nicht aussagekräftig.
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(59) Die Gewährung der beiden Bürgschaften habe gegen den 
Grundsatz der einmaligen Beihilfe verstoßen, da die Wirt­
schaftstätigkeit der Unternehmen der Biria-Gruppe wie­
derholt nur mit staatlicher Unterstützung hätte aufrecht­
erhalten werden können. 

(60) Keinerlei Kompensationsmaßnahmen sind getroffen wor­
den, um nachteilige Auswirkungen auf die Wettbewerber 
auszugleichen. Eine Einschränkung der Marktpräsenz der 
Biria-Gruppe sei unterlassen worden. Vielmehr sei es das 
Konzept dieser Gruppe, ihre Geschäftstätigkeit durch ag­
gressive Preispolitik weiter ausdehnen. Auf ihrer Home­
page hätte Biria angekündigt, den Fahrradabsatz gegen­
über 2004 im Jahr 2005 mit 850 000 verkauften Fahr­
rädern weiter steigern zu wollen. Ferner weist Vaterland- 
Werke auf eine Pressemitteilung hin, der zufolge der Ei­
gentümer der Biria AG das Geschäft an den privaten 
Beteiligungsfonds Lone Star veräußert hätte. 

4.4. Die Begünstigten 

(61) In ihrer Stellungnahme vom 7. Juni 2010 nach Auf­
hebung der ursprünglichen Entscheidung durch das Ge­
richt reichten die Begünstigten weitere Informationen ein. 

(62) Sie vertraten insbesondere die Ansicht, die Kommission 
müsse bei der Würdigung der stillen Einlage bei Bike 
Systems durch gbb (Maßnahme 1) dem Bestehen einer 
sogenannten Patronatserklärung Rechnung tragen, die 
von Biria GmbH erteilt wurde. Diese Biria GmbH ist 
eine andere juristische Person als die durch Verschmel­
zung der Biria AG (alt) und der Sachsen-Zweirad GmbH 
geschaffene, die in Randnummer 20 erwähnt wird. Die 
Biria GmbH, die die Patronatserklärung zugunsten Bike 
Systems ausstellte, ist der Rechtsvorgänger der Biria AG 
(alt). 

V. STELLUNGNAHME DEUTSCHLANDS 

(63) In seiner Stellungnahme zur Einleitung des förmlichen 
Prüfverfahrens vertritt Deutschland die Auffassung, dass 
die stille Einlage der gbb zu Marktbedingungen vor­
genommen wurde. Deutschland stimmt der Kommission 
zu, dass mit einer stillen Beteiligung ein höheres Risiko 
verbunden ist als mit einem herkömmlichen Darlehen. 
Die Konditionen der stillen Beteiligung seien jedoch so 
gestaltet, dass die Bestimmungen der Referenzsatz-Mittei­
lung 1997 eingehalten würden. Gemäß dieser Mitteilung 
ist der Referenzsatz ein Mindestsatz, welcher in besonde­
ren Risikofällen erhöht werden kann. In diesem Fall kann 
der Aufschlag bei 400 Basispunkten und mehr liegen. 

(64) Die Vergütung für die stille Einlage beläuft sich nach 
deutschen Angaben auf 12,25 % (8,75 % fest und 3,5 % 
gewinnabhängig). Damit liege sie um 600 Basispunkte 
über dem Referenzzins der Kommission von 6,33 %. Da­
mit habe gbb berücksichtigt, dass sich das Unternehmen 
in einer Umstrukturierungsphase befand und das Risiko 
der stillen Beteiligung somit wegen der Neuorientierung 
des Unternehmens und der fehlenden Sicherheiten erhöht 
war. Diesem Zusatzrisiko sei durch den zusätzlichen Auf­
schlag von 200 Basispunkten Rechnung getragen wor­
den. 

(65) Der Beschluss zur stillen Einlage sei ferner auf der Grund­
lage einer Prognose gefasst worden, nach der sich der 
Umsatz des Unternehmens von 0,89 Mio. EUR 2001 
auf 3,38 Mio. EUR 2003 erhöhen würde. Deutschland 
gelangt daher zu dem Schluss, dass die vereinbarte Ver­
gütung für die stille Einlage in Höhe von 12,25 % das 
Risiko angemessen wiedergegeben habe. Deutschland ver­
tritt die Auffassung, dass die Tatsache, dass ein Teil der 
Vergütung variabel ist, nicht von Belang ist, da dies bei 
stillen Einlagen üblich sei und dem Verhalten eines 
marktwirtschaftlich handelnden Anlegers entspreche. 

(66) Zur Bürgschaft zugunsten der Sachsen Zweirad GmbH 
führt Deutschland aus, dass das Unternehmen sich zum 
Zeitpunkt der Gewährung nicht in Schwierigkeiten be­
funden und keines der für ein Unternehmen in Schwie­
rigkeiten typischen Merkmale im Sinne der Rettungs- und 
Umstrukturierungsleitlinien 1999 aufgewiesen habe. Un­
ter anderem habe das Unternehmen 2003 (bis zur Fusion 
mit Biria im Oktober) über ein positives Eigenkapital von 
404 Mio. EUR verfügt und einen Gewinn von 2,1 Mio. 
EUR erwirtschaftet. Die wirtschaftliche Situation des Un­
ternehmens hatte sich 2003 gegenüber 2001/2002 dank 
der Ende 2002 eingeleiteten Konsolidierungsbemühungen 
und einer günstigeren Marktlage verbessert. 

(67) Die Liquiditätslage des Unternehmens sei zwar schwierig, 
aber nicht „ernst“ gewesen. Die Gefahr, dass die privaten 
Geldinstitute ihre Kredite nicht verlängern, habe nicht 
bestanden. Auch hohe Zinszahlungen hätten nicht zu 
Liquiditätsproblemen geführt, wie von der Kommission 
behauptet. 

(68) Zur Bürgschaft für die Biria GmbH (später Biria AG) führt 
Deutschland aus, dass sie aufgrund des neuen Konzepts 
der Biria-Gruppe gewährt worden sei, die eine Bündelung 
der Organisation der Gruppe und eine Konzentration von 
Beschaffung, Produktionsverantwortung und Vertrieb bei 
der Biria GmbH vorsah. Neben dem Finanzbedarf für die 
Umsatzausweitung schloss das Konzept eine Neuordnung 
der Gesamtfinanzierung der Gruppe ein. 

(69) Nach Ansicht Deutschlands handelte es sich bei der Biria 
GmbH (später Biria AG) nicht um ein Unternehmen in 
Schwierigkeiten, als die Bürgschaft gewährt wurde. In 
diesem Zusammenhang müsse zwischen der alten und 
der neuen Biria AG unterschieden werden. Das neue Un­
ternehmen sei nur dann als in Schwierigkeiten einzustu­
fen gewesen, wenn es die Schwierigkeiten des alten Un­
ternehmens geerbt hätte (falls sich das alte in Schwierig­
keiten befunden hätte). Dies sei bei der neuen Biria AG 
jedoch nicht der Fall gewesen. Die neue Biria AG war aus 
einer Fusion der alten Biria AG mit der Sachsen Zweirad 
GmbH entstanden. Die Sachsen Zweirad GmbH, die sich 
keineswegs in Schwierigkeiten befand, habe bei dem Zu­
sammenschluss wirtschaftlich dominiert. Deswegen 
könne nicht automatisch davon ausgegangen werden, 
dass sich die neue Biria AG in Schwierigkeiten befunden 
habe. Selbst wenn die alte Biria AG in Schwierigkeiten 
gewesen wäre, hätte die Fusion mit Sachsen Zweirad 
GmbH bewirkt, dass die neue Biria AG sich nicht auto­
matisch in Schwierigkeiten befunden hätte.
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(70) Ferner wies Deutschland darauf hin, dass der Rückzug 
eines der privaten Geldinstitute aus der Finanzierung 
des Unternehmens auf einer strategischen Umorientie­
rung der Bank infolge einer Fusion beruhe. Die beiden 
übrigen Geldinstitute beendeten ihr Engagement zur glei­
chen Zeit wie diese Privatbank. Dies könne jedoch nicht 
als Zeichen verlorenen Vertrauens gedeutet werden, da 
eines der Geldinstitute zwei Einzelvorhaben weiter mit­
finanziert habe. 

(71) Deutschland wies darauf hin, dass die Fusion der Sachsen 
Zweirad GmbH mit der Biria AG auch nicht dem Zweck 
gedient habe, die Beihilfevorschriften und die Einstufung 
des Unternehmens als eines in Schwierigkeiten zu umge­
hen, sondern die Folge eines neuen Konzepts der Unter­
nehmensgruppe gewesen sei. 

(72) In seiner Stellungnahme zur Stellungnahme des Wett­
bewerbers, der anonym bleiben wollte, führt Deutschland 
aus, dass die Zahlen zur Kostenstruktur des Wettbewer­
bers und Biria nicht vergleichbar seien. Der Umsatz des 
Wettbewerbers habe zugenommen, während der Absatz 
der Biria-Gruppe zurückging. Der EBITDA (Betriebsergeb­
nis vor Zinsen, Steuern und Abschreibungen) des Wett­
bewerbers habe gleichzeitig abgenommen, wohingegen 
der der Biria-Gruppe konstant geblieben sei. Daraus 
gehe hervor, dass Biria nicht zu Dumpingpreisen ver­
kauft, vielmehr der Wettbewerber ein aggressiveres Preis­
verhalten praktiziert habe als die Biria-Gruppe. 

(73) Die wirtschaftlichen Nachteile, die der Wettbewerber an­
geblich wegen des Verhaltens der Biria-Gruppe erlitten 
habe, seien weder durch Tatsachen belegt noch in einer 
zusammenhängenden Weise dargestellt worden. Außer­
dem sei es in einem von Wettbewerb geprägten Markt 
üblich, dass ein Unternehmen von einem Konkurrenten 
unterboten würde. 

(74) Zu dem von dem Wettbewerber erwähnten Verkauf der 
Vermögenswerte der Biria-Gruppe an die Lone Star- 
Gruppe legte Deutschland Einzelheiten zum Verkaufsvor­
gang selbst sowie zur Begleichung von Forderungen pri­
vater und öffentlicher Gläubiger vor. 

(75) In seiner Stellungnahme zu den Stellungnahmen von 
Prophete, Pantherwerke und Vaterland-Werke weist 
Deutschland darauf hin, dass der Fahrradmarkt in drei 
und nicht wie von diesen Unternehmen behauptet in 
zwei Segmente gegliedert sei. Bei den drei Segmenten 
handele es sich um Fachhandel, Versandhandel und SB- 
Fläche. Biria verfüge im Versandhandel über eine starke 
Stellung, die aber weniger einer aggressiven Preispolitik 
geschuldet sei als vielmehr den Just-in-Time-Lieferungen. 
Im Segment SB-Flächen hingegen sei die MIFA AG der 
führende Anbieter, während der Biria-Anteil unter 10 % 
liege. 

(76) Deutschland weist die Behauptung der Vaterland-Werke 
zurück, dass Biria eine Ausweitung ihrer Geschäftstätig­
keiten mittels einer aggressiven Preispolitik plane, und 
verweist dazu auf bereits im Zuge des Verfahrens vor­
gelegte Angaben. Deutschland erklärt, dass die Biria AG 
2003 670 000 Fahrräder produziert habe und die Pro­
duktion seither zurückgehe. 

VI. BEIHILFERECHTLICHE WÜRDIGUNG 

(77) Nach Artikel 107 Absatz 1 AEUV sind staatliche oder 
aus staatlichen Mitteln gewährte Beihilfen gleich welcher 

Art, die durch die Begünstigung bestimmter Unterneh­
men oder Produktionszweige den Wettbewerb verfäl­
schen oder zu verfälschen drohen, mit dem Binnenmarkt 
unvereinbar, soweit sie den Handel zwischen den Mit­
gliedstaaten beeinträchtigen. Nach ständiger Rechtspre­
chung des Gerichtshofs der Europäischen Union ist das 
Kriterium der Handelsbeeinträchtigung erfüllt, wenn das 
begünstigte Unternehmen einer Wirtschaftstätigkeit nach­
geht, die Gegenstand des Handels zwischen Mitgliedstaa­
ten ist. 

(78) Um das Vorliegen einer staatlichen Beihilfe prüfen zu 
können, stellt die Kommission zunächst das relevante 
Unternehmen fest. Dann prüft sie für jede Maßnahme 
gesondert, ob die Voraussetzungen des Artikels 107 Ab­
satz 1 AEUV erfüllt sind. Anschließend wird das Beihilfe­
element berechnet und die Vereinbarkeit der Maßnahme 
mit dem Binnenmarkt geprüft. 

6.1. Das begünstigte Unternehmen 

(79) Die Beihilfen wurden der Sachsen Zweirad GmbH und 
der Biria sowie Bike Systems, einer Tochtergesellschaft 
von Biria, gewährt. Am 7. November 2005 veräußerte 
Biria die Mehrheit ihrer Vermögenswerte an zwei Unter­
nehmen der Lone Star-Gruppe, einem privaten Betei­
ligungsfonds. Die Kommission stellt fest, dass der Ver­
äußerung nach den vorgelegten Informationen eine of­
fene, transparente und bedingungsfreie Ausschreibung 
vorausging. Nach Angaben Deutschlands wurde der Ver­
kaufswert der Vermögensgegenstände von einem Sach­
verständigen auf 10,7 Mio. EUR beziffert. Der von der 
Lone Star-Gruppe entrichtete Preis von 11,5 Mio. EUR 
lag somit über dem Schätzpreis. 

(80) Auf Grundlage der ihr vorliegenden Informationen 
kommt die Kommission zu dem Schluss, dass es keine 
Anhaltpunkte dafür gibt, dass die Lone Star-Gruppe in 
irgendeiner Weise durch die Beihilfen einen Vorteil erhal­
ten hätte und dass die Lone Star-Gruppe somit ein un­
mittelbarer oder mittelbarer Begünstigter der Biria und 
Bike Systems gewährten Beihilfen wäre. 

6.2. Maßnahme 1: Angeblich zu Marktkonditionen 
vorgenommene stille Einlage 

Staatliche Mittel und Zurechenbarkeit 

(81) Die stille Einlage (Maßnahme 1) wurde von der gbb ein­
gebracht. Nach Angaben Deutschlands wurde die Betei­
ligung im Rahmen des Eigenprogramms von gbb erwor­
ben, so dass sie nicht aus staatlichen Mittel stamme. Wie 
bereits im Einleitungsbeschluss dargelegt, nimmt die 
Kommission zur Kenntnis, dass die gbb zum Zeitpunkt 
des Erwerbs der Beteiligung eine 100 %ige Tochtergesell­
schaft der Deutschen Ausgleichsbank war, die wiederum 
zu 100 % Eigentum der Bundesrepublik Deutschland war. 
Die gbb ist deshalb ein Unternehmen des öffentlichen 
Rechts. Nach ständiger Rechtsprechung des Gerichtshofs 
handelt es sich bei den Ressourcen öffentlicher Unterneh­
men stets um staatliche Mittel ( 11 ).
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( 11 ) Siehe Urteil vom 16. Mai 2002 in der Rs. C-482/99, Frankreich/ 
Kommission (Stardust), Slg. 2002, S.I-4397, Randnummern 32 
bis 43.



(82) Daher ergibt sich für die Kommission zwingend, dass 
diese Maßnahme dem Staat zuzurechnen ist. Diesbezüg­
lich urteilte der Gerichtshof in der Rechtssache C — 
482/99 (Stardust) folgendermaßen (Randnummern 53- 
56): 

„53. Insoweit kann nicht verlangt werden, dass auf der 
Grundlage einer genauen Anweisung nachgewiesen wird, 
dass die Behörden das öffentliche Unternehmen konkret 
veranlasst haben, die fraglichen Beihilfemaßnahmen zu 
treffen. Zum einen besteht angesichts der engen Bezie­
hungen zwischen dem Staat und den öffentlichen Unter­
nehmen die tatsächliche Gefahr, dass staatliche Beihilfen 
über diese Unternehmen in wenig transparenter Weise 
und unter Verstoß gegen die im Vertrag vorgesehene 
Regelung über staatliche Beihilfen gewährt werden. 

54. Zum anderen wird es im Allgemeinen gerade we­
gen der privilegierten Beziehungen zwischen dem Staat 
und einem öffentlichen Unternehmen für einen Dritten 
sehr schwierig sein, in einem konkreten Fall nachzuwei­
sen, dass Beihilfemaßnahmen eines solchen Unterneh­
mens tatsächlich auf Anweisung der Behörden erlassen 
wurden. 

55. Aus diesen Gründen ist festzustellen, dass die Zu­
rechenbarkeit einer Beihilfemaßnahme eines öffentlichen 
Unternehmens an den Staat aus einem Komplex von 
Indizien abgeleitet werden kann, die sich aus den Um­
ständen des konkreten Falles und aus dem Kontext erge­
ben, in dem diese Maßnahme ergangen ist. Insoweit hat 
der Gerichtshof bereits berücksichtigt, dass die fragliche 
Einrichtung die beanstandete Entscheidung nicht treffen 
konnte, ohne den Anforderungen der öffentlichen Stellen 
Rechnung zu tragen (insbesondere Urteil Van der Kooy u. 
a./Kommission, Randnr. 37), oder dass, abgesehen von 
organisationsrechtlichen Faktoren, die die öffentlichen 
Unternehmen mit dem Staat verbunden haben, diese Un­
ternehmen, über die die Beihilfen gewährt worden waren, 
die Richtlinien eines Comitato Interministeriale per la 
Programmazione Economica (CIPE) zu beachten hatten 
(Urteile vom 21. März 1991 in der Rechtssache C- 
303/88, Italien/Kommission, Randnrn. 11 und 12, und 
in der Rechtssache C-305/89, Italien/Kommission, 
Randnrn. 13 und 14). 

56. Weitere Indizien sind gegebenenfalls von Bedeu­
tung, um auf die Zurechenbarkeit einer Beihilfemaß­
nahme eines öffentlichen Unternehmens an den Staat 
schließen zu können, wie insbesondere seine Einglie­
derung in die Strukturen der öffentlichen Verwaltung, 
die Art seiner Tätigkeit und deren Ausübung auf dem 
Markt unter normalen Bedingungen des Wettbewerbs 
mit privaten Wirtschaftsteilnehmern, der Rechtsstatus 
des Unternehmens, ob es also dem öffentlichen Recht 
oder dem allgemeinen Gesellschaftsrecht unterliegt, die 
Intensität der behördlichen Aufsicht über die Unterneh­
mensführung oder jedes andere Indiz, das im konkreten 
Fall auf eine Beteiligung der Behörden oder auf die Un­
wahrscheinlichkeit einer fehlenden Beteiligung am Erlass 
einer Maßnahme hinweist, wobei auch deren Umfang, ihr 
Inhalt oder ihre Bedingungen zu berücksichtigen sind.“ 

(83) Im vorliegenden Fall hat die Kommission solche Indizien 
gefunden, die den Schluss zulassen, dass der Beschluss 
von gbb dem Staat zuzurechnen ist. 

(84) So war gbb von der Bundesregierung mit Förderaufgaben 
betraut und beispielsweise für den Konsolidierungs- und 
Wachstumsfonds Ostdeutschland zuständig, dessen Auf­
gabe in der Bereitstellung von Eigenkapital für mittelstän­
dische Unternehmen in Ostdeutschland zur Stärkung ih­
rer Eigenkapitalbasis bestand. 

(85) Zweitens stellt die Kommission fest, dass die Geschichte 
der gbb auf eine starke Beteiligung des Staates an ihren 
Entscheidungen hinweist. Als Körperschaft des öffent­
lichen Rechts stand sie zuerst unter der Aufsicht des 
zuständigen Ministeriums, und in ihrem Aufsichtsrat sa­
ßen mehrheitlich Vertreter der Behörden. Seitdem sie 
Aktiengesellschaft ist, unterliegt ihre Muttergesellschaft, 
die Deutsche Ausgleichsbank, der Aufsicht des zuständi­
gen Ministeriums, und in ihrem Aufsichtsrat dominieren 
Vertreter der Behörden. 

(86) Drittens stellt die Kommission fest, dass die Muttergesell­
schaft, die Deutsche Ausgleichsbank, zum Zeitpunkt des 
Beschlusses über die Beteiligung eine Körperschaft des 
öffentlichen Rechts war, die unter der Aufsicht des Bun­
desministeriums des Inneren stand und deren Aufsichts­
rat sich mehrheitlich aus Vertretern von Bundes- und 
Landesministerien sowie aus Bundestagsabgeordneten zu­
sammensetzte. Der Deutschen Ausgleichsbank ist es nicht 
gestattet, Beteiligungen an anderen Unternehmen ohne 
vorherige Zustimmung des mit der Aufsicht betrauten 
Ministeriums und des Aufsichtsrats zu erwerben. Deshalb 
kontrollierte der Staat die Geschäftsentscheidungen der 
gbb auch noch nach deren Umwandlung von einer Kör­
perschaft des öffentlichen Rechts in eine Aktiengesell­
schaft über die Muttergesellschaft. 

(87) Viertens stellt die Kommission fest, dass Deutschland 
2002 zweckdienliche Maßnahmen in Bezug auf die deut­
schen Förderbanken akzeptierte ( 12 ). Diese zweckdienli­
chen Maßnahmen gelten auch für die Deutsche Aus­
gleichsbank. Nach den zweckdienlichen Maßnahmen 
müssen die Tätigkeiten der Deutschen Ausgleichsbank 
auf die Förderung von struktur-, wirtschafts- und sozial­
politischen Maßnahmen und die öffentlichen Aufgaben 
ihrer öffentlich-rechtlichen Eigentümer gemäß öffent­
lichem Auftrag beschränkt bleiben. Die Kommission ver­
tritt deshalb den Standpunkt, dass die Deutsche Aus­
gleichsbank dadurch zu einem Teil der öffentlichen Ver­
waltung wird und somit alle ihre Handlungen dem Staat 
zuzurechnen sind. 

(88) Fünftens stellt die Kommission fest, dass die stille Einlage 
unter die Förderaufgabe „Mittelstandsfinanzierung“ ( 13 ) zu 
fallen scheint. 

(89) Daher kommt die Kommission zu dem Schluss, dass 
diese Maßnahme dem Staat zuzurechnen ist.
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( 12 ) Vgl. Fußnote 9. In der Entscheidung wird festgestellt, dass die Deut­
sche Ausgleichsbank Teil der öffentlichen Verwaltung ist. 

( 13 ) Vgl. Fußnote 9 (S. 11, Buchstabe a der zweckdienlichen Maß­
nahme).



Einem Unternehmen gewährter selektiver Vorteil 

(90) Nach Auffassung Deutschlands erfolgte die stille Einlage 
von gbb in Bike Systems (Maßnahme 1) zu Marktbedin­
gungen. Das Risiko einer stillen Einlage entspricht dem 
eines nachrangigen Darlehens und ist somit als mit ei­
nem hohen Risiko behaftetes Darlehen zu behandeln. Im 
Falle der Insolvenz oder Liquidation wird die stille Betei­
ligung erst zurückgezahlt, nachdem alle anderen Verbind­
lichkeiten bedient worden sind. Das mit der stillen Betei­
ligung verbundene Risiko übersteigt somit das Risiko 
eines herkömmlichen Bankdarlehens für eine Investition, 
das normalerweise zu den Bedingungen der Bank abge­
sichert wird. Die Durchschnittshöhe der auf dem Markt 
angewandten Zinssätze für mittel- und langfristige mit 
den üblichen Sicherheiten versehene Darlehen belief 
sich zum Zeitpunkt der Gewährung der Maßnahme auf 
6,33 %. Die Vergütung für eine solche Einlage sollte so­
mit deutlich über diesem Zinssatz liegen. 

(91) Für die Beteiligung wurden eine feste Vergütung von 
8,75 % sowie eine variable, gewinnabhängige Vergütung 
von 3,5 % vereinbart ( 14 ). Die vereinbarte Vergütung liegt 
somit über dem genannten Referenzsatz. 

(92) Allerdings ist darauf hinzuweisen, dass diese Schlussfol­
gerung voraussetzt, dass Bike Systems seine Rentabilität 
wiederherstellen kann; Bike Systems war nun aber gerade 
erst durch einen Insolvenzplan aus der Insolvenz heraus­
geführt worden. Seine Zukunftsaussichten waren unge­
wiss, da es nur zu einer begrenzten betrieblichen Um­
strukturierung gekommen war. Nach der Jahresbilanz 
2001 erwirtschaftete das Unternehmen in jenem Jahr 
immer noch Verluste. Das Eigenkapital war weiterhin 
negativ, obwohl dies aufgrund stiller Reserven keine In­
solvenz auslöste. Bike Systems muss demnach zum da­
maligen Zeitpunkt als Unternehmen in Schwierigkeiten 
betrachtet werden. 

(93) Die Kommission stellt in Bezug auf die Patronatserklä­
rung (siehe Randnummer 62) zunächst fest, dass diese 
Information zum Zeitpunkt der ersten Entscheidung 
nicht vorlag. Der Text der Patronatserklärung wurde le­
diglich im Verlaufe des Gerichtsverfahrens eingereicht. 

(94) Laut Patronatserklärung vom 6. März 2001 nimmt Biria 
GmbH die stille Beteiligung zur Kenntnis und verpflichtet 
sich dazu, dass während deren Gültigkeit Bike Systems so 
geleitet und finanziert wird, dass diese ihren Verpflich­
tungen aus der stillen Beteiligung nachkommen kann. 

(95) Hierzu führt die Kommission Folgendes aus. 

(96) In Bezug auf die Finanzkraft der Muttergesellschaft (Pa­
tron) äußerte Deutschland, dass die Biria GmbH im Jahr 
2001 keinen nennenswerten Umsatz aufwies, sie agierte 
lediglich als Vertriebshändler für andere Teile der 

Unternehmensgruppe ( 15 ). Im Hinblick auf ihre finanzielle 
Leistungsfähigkeit ( 16 ) erzielte die Firma im Jahr 1999 
nach Abzug der Steuern einen bescheidenen Gewinn in 
Höhe von 205 000 DEM und im Jahr 2000 einen Netto­
verlust in Höhe von 473 000 DEM. 

(97) Aufgrund der erlittenen Verluste des Unternehmens war 
die Eigenkapitalausstattung im Jahr 1999 negativ. Sie 
wendete sich im Jahr 2000 ins Positive, was jedoch nicht 
auf die Leistung des Unternehmens zurückzuführen war, 
sondern auf einen Gewinntransfer von dem Tochter­
unternehmen Sachsen Zweirad ( 17 ). Die Kommission stellt 
fest, dass die Patronatserklärung nicht von einem Unter­
nehmen der gleichen Gruppe ausgestellt wurde, das sich 
in einer soliden Finanzlage befand, sondern von der 
schlechter abschneidenden Muttergesellschaft. 

(98) Aus diesen Gründen kommt die Kommission zu dem 
Schluss, dass die Biria GmbH — ungeachtet der Tatsache, 
ob sie formal als ein Unternehmen in Schwierigkeiten im 
Sinne der Leitlinien für Rettungs- und Umstrukturie­
rungsbeihilfen 1999 eingestuft werden kann — in der 
Lage gewesen wäre, mögliche Ansprüche aus der Patro­
natserklärung über die stille Beteiligung in Höhe von 
mehr als 2 Mio. EUR zu erfüllen. Wie bereits erwähnt, 
muss festgehalten werden, dass der buchmäßige Ertrag im 
Jahr 2000 (vor Ausstellung der Patronatserklärung) tat­
sächlich allein auf den Gewinntransfer des Tochterunter­
nehmens und nicht auf die Wirtschaftsleistung des Unter­
nehmens zurückzuführen ist und dass seine Eigenkapital­
ausstattung ohne diesen Gewinntransfer negativ gewesen 
wäre (einschließlich des gezeichneten Kapitals und ande­
rer Formen wie Reserven oder liquide Mittel in der Bi­
lanz). Es ist daher fraglich, wie die Biria GmbH die mög­
liche Insolvenz von Bike Systems hätte verhindern kön­
nen. Folglich ist die Kommission der Ansicht, dass die 
vorliegende Patronatserklärung keinen tatsächlichen wirt­
schaftlichen Wert besitzt, um die Schwierigkeiten von 
Bike Systems kompensieren zu können und daher keine 
werthaltige Sicherheit darstellt, mit der die Vergütung 
hätte verringert werden können, die ein Marktinvestor 
für die stille Beteiligung verlangt hätte. 

(99) Die Kommission kommt deswegen zu dem Schluss, dass 
die Vergütung dem Risiko nicht angemessen war und die 
stille Beteiligung nicht zu Marktkonditionen erfolgte. Die 
Beteiligung hat Bike Systems daher einen Vorteil ver­
schafft, den das Unternehmen nicht auf dem Markt er­
halten hätte. 

Wettbewerbsverfälschung und Handelsbeeinträchtigung 

(100) Sowohl Bike Systems als auch die Sachsen Zweirad 
GmbH und die Biria GmbH stellen Fahrräder her. Da 
dieses Produkt grenzüberschreitend gehandelt wird, dro­
hen die Maßnahmen den Wettbewerb zu verfälschen und 
beeinträchtigen den Handel zwischen Mitgliedstaaten.
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( 14 ) Verzeichnet ein Unternehmen Verluste, so wird diese Vergütung 
nicht gezahlt. Kommt es zu Verlusten oder ist der Gewinn nicht 
ausreichend, so wird die variable Vergütung im Folgejahr gezahlt. 

( 15 ) Darüber hinaus beschäftigte Biria GmbH laut der von Deutschland 
vorgelegten Unterlagen im Jahr 1999 13 und im Jahr 2000 21 
Arbeitnehmer. 

( 16 ) Da die Geschäfttsbedingungen der stillen Beteiligung zum Zeitpunkt 
ihrer Gewährung festgelegt wurden, sollte die Finanzlage der Mut­
tergesellschaft zu dem Moment der Patronatserklärung beurteilt 
werden, obwohl die Erklärung für die gesamte Dauer der stillen 
Beteiligung galt. 

( 17 ) Gewinntransfer von der Tochtergesellschaft Sachsen Zweirad GmbH 
(rund 2,4 Mio. DEM im Jahr 1999 und 3,4 Mio. DEM im Jahr 
2000).



6.3. Maßnahmen 2 und 3: Angeblich durch geneh­
migte Beihilferegelungen gedeckte Beihilfen 

Die Garantien fielen nicht unter die bestehenden Beihilfe­
regelungen 

(101) Die Bürgschaft zugunsten von Sachsen Zweirad GmbH 
für einen Betriebsmittelkredit von 5,6 Mio. EUR (Maß­
nahme 2) und diejenige zugunsten von Biria für einen 
Betriebsmittelkredit von 24,875 Mio. EUR (Maßnahme 3) 
waren auf der Grundlage der Bürgschaftsregelung des 
Freistaats Sachsen ( 18 ) gewährt worden. Nach diesem ge­
nehmigten Beihilfeprogramm sind Bürgschaften für Dar­
lehen von mehr als 5 Mio. DEM (2,6 Mio. EUR) für 
Neuinvestitionen und in besonderen Fällen für die Nach­
finanzierung von Investitionen und Beschaffung von Be­
triebsmitteln an gesunde Unternehmen zulässig. In Aus­
nahmefällen kann auch die Finanzierung von Konsolidie­
rung und Umstrukturierung zulässig sein. Die Bereitstel­
lung von Bürgschaften zur Umstrukturierung eines gro­
ßen Unternehmens ist jedoch bei der Kommission ein­
zeln anzumelden. 

(102) Deutschland zufolge wurden die Bedingungen der Rege­
lung eingehalten und die Bürgschaften stehen daher in 
Einklang mit der Regelung. Deutschland ist der Auffas­
sung, dass sich die Sachsen Zweirad GmbH und Biria 
zum Zeitpunkt der Bereitstellung der Bürgschaften nicht 
in Schwierigkeiten befunden hätten. Die Bürgschaften 
seien zur Absicherung von Betriebsmitteltilgungsdarlehen 
bereitgestellt worden, was nach der Beihilferegelung zu­
lässig sei. 

(103) Die Kommission verneint die Vereinbarkeit der Bürg­
schaften mit der Beihilferegelung, auf deren Grundlage 
sie angeblich bereitgestellt wurden. Entgegen der Auffas­
sung Deutschlands ist die Kommission, wie nachstehend 
näher erläutert, der Ansicht, dass es sich bei der Sachsen 
Zweirad GmbH zum Zeitpunkt der Bereitstellung der 
Bürgschaft im März 2003 um ein Unternehmen in 
Schwierigkeiten handelte und auch die Biria GmbH bei 
Bereitstellung der Bürgschaft im Dezember 2003 ein Un­
ternehmen in Schwierigkeiten war. Die Bereitstellung ei­
ner Bürgschaft zur Umstrukturierung eines Unterneh­
mens in Schwierigkeiten ist jedoch bei der Kommission 
einzeln anzumelden. 
Bürgschaft zugunsten der Sachsen Zweirad GmbH (Maßnahme 
2) 

(104) Nach Auffassung Deutschlands wies die Sachsen Zweirad 
GmbH keines der für ein Unternehmen in Schwierigkei­
ten typischen Merkmale im Sinne der Rettungs- und 
Umstrukturierungsleitlinien 1999 auf. Die Kommission 
weist darauf hin, dass die in Ziffer 6 der Rettungs- und 
Umstrukturierungsleitlinien 1999 aufgeführten typischen 
Symptome eines Unternehmens in Schwierigkeiten ledig­
lich Anhaltspunkte dafür bieten sollen, wann ein Unter­
nehmen als in Schwierigkeiten betrachtet werden kann, 
nicht jedoch als Bedingungen aufzufassen sind, die ku­
mulativ erfüllt sein müssen. Die Sachsen Zweirad GmbH 
verzeichnete 2001 beim Ergebnis der gewöhnlichen Ge­
schäftstätigkeit Verluste in Höhe von 1 274 000 EUR 
und 2002 in Höhe von 733 000 EUR. Die Verluste wur­
den von der Muttergesellschaft Biria entsprechend dem 
Ergebnisabführungsvertrag übernommen. Der Umsatz 
ging im Jahr 2002 gegenüber 2001 zurück. 

(105) Dem Geschäftsbericht 2002 zufolge sah sich die Sachsen 
Zweirad GmbH auch mit Liquiditätsproblemen konfron­
tiert. So heißt es im Geschäftsbericht ausdrücklich, die 
Liquiditätslage der Sachsen Zweirad GmbH sei aufgrund 
der hohen Aufwendungen für die Vorfinanzierung der 
Warenbestands und des Wachstums innerhalb der 
Gruppe angespannt gewesen. Nach dem Geschäftsbericht 
konnte das Überleben des Unternehmens nur gesichert 
werden, wenn die Banken bereit waren, die bestehenden 
Kreditlinien aufrecht zu erhalten oder umzustrukturieren. 

(106) Die Gefahr, dass die privaten Geldinstitute ihre Kredite 
nicht verlängern, hat nach Auffassung Deutschlands nie 
bestanden. Das ändert aber nichts an der Feststellung, 
dass die Liquiditätslage des Unternehmens angespannt 
war. Laut Geschäftsbericht hatten die meisten Kredite 
eine Restlaufzeit von weniger als fünf Jahren, was für 
die Finanzierung der Geschäftstätigkeit keineswegs opti­
mal ist und die Risiken für das Unternehmen erhöht. Die 
Kurzfristigkeit der Kredite führte überdies zu hohen 
(wenn auch 2002 gegenüber 2001 leicht rückläufigen) 
Zinszahlungen, welche die Liquidität des Unternehmens 
weiter belasteten. 

(107) Deshalb kommt die Kommission zu dem Schluss, dass 
die Sachsen Zweirad GmbH zum Zeitpunkt der Gewäh­
rung der Bürgschaft als Unternehmen in Schwierigkeiten 
und die Bürgschaft dementsprechend als Umstrukturie­
rungsbürgschaft zu betrachten ist. Da die Gewährung 
einer solchen Bürgschaft für große Unternehmen bei 
der Kommission einzeln anzumelden sind, waren die 
Voraussetzungen der genehmigten Beihilferegelung, auf 
deren Grundlage die Bürgschaft angeblich gewährt wor­
den war, nicht erfüllt, und die Bürgschaft fiel somit nicht 
unter diese Beihilferegelung. 

Bürgschaft zugunsten der Biria GmbH (Maßnahme 3) 

(108) Die Biria wurde mit Wirkung vom 1. Oktober 2003 
durch Verschmelzung der Biria AG (alt) mit dem Toch­
terunternehmen Sachsen Zweirad GmbH gegründet. 

(109) Nach Auffassung Deutschlands muss Biria klar von der 
Biria AG (alt) und der Sachsen Zweirad GmbH unter­
schieden werden, da durch die Verschmelzung ein neues 
Unternehmen entstanden sei. Daher müsse die Frage, ob 
sich dieses Unternehmen zum Zeitpunkt der Bereitstel­
lung der Bürgschaft am 9. Dezember 2004 in Schwierig­
keiten befand, anhand der Eröffnungsbilanz des neu ver­
schmolzenen Unternehmens beurteilt werden. Die Eröff­
nungsbilanz zeige, dass das die Biria GmbH nicht als 
Unternehmen in Schwierigkeiten betrachtet werden 
könne. 

(110) Die Kommission stimmt dieser Argumentation nicht zu. 
Das neu verschmolzene Unternehmen Biria GmbH kann 
nicht getrennt von der früheren Biria AG und der Sach­
sen Zweirad GmbH gesehen werden, weil es durch Ver­
schmelzung beider Unternehmen entstanden ist. Andern­
falls wäre es leicht, die Einstufung als Unternehmen in 
Schwierigkeiten durch die Fusion von Wirtschaftssubjek­
ten oder Gründung neuer Unternehmen zu umgehen. Die 
ehemalige Biria AG verzeichnete 2002 ebenfalls Verluste 
und hatte genauso Liquiditätsprobleme wie die Sachsen 
Zweirad GmbH. Biria GmbH übernahm alle Schulden 
und Verpflichtungen der Biria AG (alt) und der Sachsen 
Zweirad GmbH. Biria GmbH besitzt außerdem die selben 
Vermögensgegenstände und führt die gleiche Geschäfts­
tätigkeit aus wie Biria AG (alt) und Sachsen Zweirad
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( 18 ) Vgl. Fußnote 10.



GmbH. Die Kommission ist daher der Auffassung, dass 
die Biria GmbH die Schwierigkeiten der Biria AG (alt) 
und der Sachsen Zweirad GmbH übernommen hat. 

(111) Die Sachsen Zweirad GmbH hat laut Deutschland bei 
dem Zusammenschluss wirtschaftlich dominiert. Sachsen 
Zweirad GmbH sei nicht in Schwierigkeiten gewesen, 
weswegen nicht automatisch anzunehmen sei, dass sich 
die neue Biria GmbH in Schwierigkeiten befunden habe. 
Entgegen dem deutschen Vorbringen ist die Kommission 
sehr wohl der Ansicht, dass sich die Sachsen Zweirad 
GmbH in Schwierigkeiten befand. Die neue Biria GmbH 
hat folglich auch die Schwierigkeiten der Sachsen Zwei­
rad GmbH „geerbt“. 

(112) Dem Geschäftsbericht 2003 zufolge wurde die Umstruk­
turierung und Reorganisation der Biria-Gruppe 2003 
fortgesetzt. Dieser Prozess hatte bereits 2002 begonnen 
und schloss eine Neuordnung der Finanzierung der 
Gruppe ein. Auf Grundlage der Bürgschaft des Freistaats 
Sachsen für das Darlehen über 24,875 Mio. EUR erarbei­
tete die Biria-Gruppe ein neues Konzept für die mittel­
fristige Finanzierung ihrer Aktivitäten. Das neue Finanzie­
rungskonzept sah auch eine signifikante Anpassung der 
Zinssätze und somit eine Verringerung der hohen Zins­
last vor. 

(113) Gleichzeitig wurde der Bankenpool reorganisiert: Drei 
Banken erklärten sich bereit, auf Forderungen in Höhe 
von 8 567 000 EUR — das scheinen deutlich mehr als 
50 % ihrer Forderungen gewesen zu sein — im Gegenzug 
für eine unverzügliche Begleichung der verbleibenden 
Forderungen zu verzichten. Folglich besteht das Darlehen, 
das durch die 80 %ige Bürgschaft von Maßnahme 3 ge­
deckt ist, aus 8 Mio. EUR Betriebsmitteltilgungsdarlehen, 
7,45 Mio. EUR Kontokorrentlinie und einem Betrag von 
9,425 Mio. EUR Saisonfinanzierungslinie. 

(114) Biria hatte also zum Zeitpunkt der Gewährung der Bürg­
schaft gravierende Liquiditätsprobleme und war demnach 
ein Unternehmen in Schwierigkeiten. Diese Beurteilung 
wird dadurch untermauert, dass sich drei Banken aus 
der Finanzierung der Aktivitäten von Biria zurückzogen 
und sogar bereit waren, auf einen Großteil ihrer Forde­
rungen zu verzichten, wenn die Restforderungen unver­
züglich eingelöst werden. Dies zeigt, dass die Banken 
ernste Zweifel daran hatten, dass Biria seine Schulden 
bedienen kann und als rentables Unternehmen anzusehen 
ist. 

(115) Deutschland hält dem entgegen, dass die Banken sich 
lediglich wegen einer Umorientierung ihrer Geschäftsstra­
tegie aus der Finanzierung zurückgezogen hätten. Die 
Kommission stellt fest, dass die Banken auf wahrschein­
lich rund 50 % der ausstehenden Forderungen verzichtet 
haben. Dies ist selbst im Falle eines Rückzugs der Banken 
aufgrund einer geschäftsstrategischen Neuausrichtung ein 
Zeichen dafür, dass die Kreditinstitute einen vollständigen 
Rückfluss der Darlehen für sehr unwahrscheinlich hielten. 

(116) Deshalb kommt die Kommission zu dem Schluss, dass 
Biria zum Zeitpunkt der Gewährung der Bürgschaft als 
Unternehmen in Schwierigkeiten und die Bürgschaft 
dementsprechend als Umstrukturierungsbürgschaft zu be­
trachten ist. Da die Gewährung solcher Bürgschaften für 
Großunternehmen bei der Kommission einzeln anzumel­
den ist und Biria zum Zeitpunkt des Bewilligungs­
bescheids ein Großunternehmen war, waren die Voraus­
setzungen der genehmigten Beihilferegelung, auf deren 

Grundlage die Bürgschaft angeblich gewährt wurde, nicht 
erfüllt, und die Bürgschaft fiel somit nicht unter diese 
Beihilferegelung. 

Vorteilsgewährung durch die Bürgschaften 

(117) Die als Maßnahmen 2 und 3 aufgeführten Bürgschaften 
wurden vom Land Sachsen gewährt, stammen somit aus 
staatlichen Mitteln und sind dem Staat zuzuordnen. 

(118) Eine Maßnahme muss dem Begünstigten ferner einen 
Vorteil verschaffen. Die Kommission ist der Auffassung, 
dass die beiden in Rede stehenden Bürgschaften der Sach­
sen Zweirad GmbH und der Biria GmbH (jetzt Biria AG) 
einen ungerechtfertigten Vorteil verschafft haben. 

(119) Aus den in den Abschnitten 2.2 und 3.2d er Mitteilung 
der Kommission über die Anwendung der Artikel 87 und 
88 des EG-Vertrags auf staatliche Beihilfen in Form von 
Haftungsverpflichtungen und Bürgschaften ( 19 ) (nachste­
hend „Bürgschaftsmitteilung“ genannt), dargelegten Grün­
den, entsteht dem Kreditnehmer ein Vorteil, wenn er für 
die Bürgschaft nicht den Marktpreis zahlen muss. In be­
stimmten Fällen würde der Kreditnehmer als Unterneh­
men in finanziellen Schwierigkeiten kein Finanzinstitut 
finden, dass bereit wäre, ihm ohne staatliche Garantie 
ein Darlehen zu gewähren. 

(120) Im vorliegenden Fall wurden die Bürgschaften für Darle­
hen eines Unternehmens in Schwierigkeiten gestellt, wo­
bei für den Bürgen (Staat) kein marktübliches Entgelt 
vorgesehen war. 

(121) In Abschnitt 3.2 der Bürgschaftsmitteilung führt die 
Kommission folgende vier Voraussetzungen auf, die 
sämtlich erfüllt sein müssen, damit das Vorliegen einer 
staatlichen Beihilfe in Form einer Garantie ausgeschlossen 
werden kann: 

1. der Kreditnehmer befindet sich nicht in finanziellen 
Schwierigkeiten; 

2. der Umfang der Garantie kann zum Zeitpunkt ihrer 
Übernahme ermittelt werden; 

3. die Garantie deckt höchstens 80 % des ausstehenden 
Kreditbetrages;. 

4. für die Garantie wird ein marktübliches Entgelt ge­
zahlt. 

(122) Nach Anwendung dieser Voraussetzungen auf den vor­
liegenden Fall, stellt die Kommission zunächst fest, dass 
die Sachsen Zweirad GmbH und Biria zum Zeitpunkt der 
Gewährung der Bürgschaften Unternehmen in Schwierig­
keiten waren. 

(123) Für die Bürgschaften wurden keine Prämien gezahlt, und 
sie wurden für die Darlehen eines Unternehmens in 
Schwierigkeiten gestellt. Allein die Tatsache, dass kein 
marktübliches Entgelt für die Bürgschaften gezahlt wurde, 
weist darauf hin, dass der Sachsen Zweirad GmbH bzw. 
Biria durch die Maßnahmen ein Vorteil gewährt wurde. 
Bürgschaften, für die keine marktübliche Prämie zu zah­
len ist, gibt es auf dem Geschäftskundenmarkt nicht. Dies 
gilt umso mehr, wenn es sich um Bürgschaften für Un­
ternehmen in Schwierigkeiten handelt, die ihre Darlehen 
möglicherweise nicht zurückzahlen können.
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(124) Die Logik der Bürgschaftsmitteilung führt deshalb zu 
dem Schluss, dass es sich bei der Bürgschaft um eine 
staatliche Beihilfe handelt. 

(125) Die Kommission kommt deshalb zu dem Schluss, dass 
die Bürgschaften der Sachsen Zweirad GmbH und der 
Biria GmbH (jetzt Biria AG) einen Vorteil verschafften, 
da beide Unternehmen diese Bürgschaften auf dem Markt 
nicht zu denselben Konditionen erhalten hätten. 

Wettbewerbsverfälschung und Handelsbeeinträchtigung 

(126) Aus denselben Gründen, die bereits in Randnummer 100 
dargelegt wurden, sind die Maßnahmen 2 und 3 dazu 
geeignet, den Wettbewerb zu verfälschen und den Handel 
zu beeinträchtigen. 

6.4. Schlussfolgerung zum Vorliegen einer Beihilfe 

(127) Deshalb kommt die Kommission zu dem Schluss, dass 
die stille Einlage und die beiden Bürgschaften eine staat­
liche Beihilfe im Sinne von Artikel 107 Absatz 1 AEUV 
darstellen und beide Bürgschaften nicht im Einklang mit 
einer genehmigten Beihilferegelung bereitgestellt wurden. 
Die Maßnahmen 1, 3 und 3 stellen also eine neue Bei­
hilfe dar und sind entsprechend zu würdigen. 

6.5. Berechnung der Beihilfeelements 

(128) Laut Abschnitt 4.1 der Bürgschaftsmitteilung wird davon 
ausgegangen, dass eine Einzelgarantie oder eine Garan­
tieregelung eine staatliche Beihilfe beinhaltet, wenn sie 
nicht mit dem Grundsatz des marktwirtschaftlich han­
delnden Kapitalgebers im Einklang steht. Daher muss 
das Beihilfeelement berechnet werden, um prüfen zu 
können, ob die Beihilfe aufgrund bestimmter Freistel­
lungsbestimmungen als mit dem Binnenmarkt vereinbar 
angesehen werden kann. Die Kommission muss deshalb 
zunächst das Beihilfeelement berechnen, bevor sie die 
Vereinbarkeit der Beihilfe prüfen kann. 

(129) In der Bürgschaftsmitteilung hat die Kommission all­
gemeine Grundsätze für die Berechnung des Beihilfeele­
ments festgelegt. 

(130) Nach Auffassung der Kommission kann eine staatliche 
Garantie grundsätzlich bis zum Gesamtbetrag des zu­
grunde liegenden Darlehens eine Beihilfe darstellen, 
wenn der Begünstigte sich nicht aus eigener Kraft Zugang 
zu den Finanzmärkten verschaffen kann (siehe Abschnitte 
2.2 und 4.1 Buchstabe a der Bürgschaftsmitteilung). 

(131) Die Regeln für die Berechnung des Beihilfeelements sind 
in den Abschnitten 4.1 (Allgemeine Erwägungen), 4.2 
(Beihilfeelement von Einzelgarantien) und 4.4 (Beihilfeele­
ment von Garantieregelungen) der Bürgschaftsmitteilung 
niedergelegt. Die Kommission wendet diese Regeln im 
Folgenden auf den vorliegenden Fall an. 

(132) Laut Abschnitt 4.2 der Bürgschaftsmitteilung sind, wenn 
keine marktübliche Prämie zum Vergleich herangezogen 
werden kann, die Gesamtfinanzierungskosten eines Dar­
lehens auf dem Markt mit und ohne Garantie einander 

gegenüberzustellen (d. h. der Zinssatz für ein ähnliches 
Darlehen ohne Garantie muss mit dem Zinssatz zuzüg­
lich Garantieprämie für das Darlehen mit staatlicher Ga­
rantie verglichen werden). 

(133) In vielen Fällen ist ein solcher marktüblicher Zinssatz 
nicht verfügbar. Deshalb hat die Kommission in ihren 
Mitteilungen die über Methode zur Festsetzung der Refe­
renz- und Abzinsungssätze eine Methode entwickelt, die 
aus den in Abschnitt 4.2 der Bürgschaftsmitteilung erläu­
terten Gründen als Ersatzgröße für den marktüblichen 
Zinssatz herangezogen werden kann. 

(134) Nach der Referenzsatz-Mitteilung 1997 setzt die Kom­
mission Referenzsätze fest, die die Durchschnittshöhe 
der auf dem Markt angewandten Zinssätze für mittel- 
und langfristige mit den üblichen Sicherheiten versehene 
Darlehen widerspiegeln sollen. In der Referenzsatz-Mittei­
lung 1997 wird ferner darauf hingewiesen, dass es sich 
bei diesem Referenzsatz um einen Mindestsatz handelt, 
der in besonderen Risikofällen (z. B. Unternehmen in 
Schwierigkeiten, Mangel an üblicherweise von Banken 
geforderten Sicherheiten) erhöht werden kann. In solchen 
Fällen kann der Aufschlag bei 400 Basispunkten und 
mehr liegen. In der Referenzsatz-Mitteilung 1997 wird 
nicht erläutert, ob Risikoprämien zur Berücksichtigung 
verschiedener Risiken kumuliert werden dürfen. Eine Ku­
mulierung ist nicht ausgeschlossen, doch muss die Kom­
mission in ihrem Beschluss die angewandte Methode zur 
Kumulierung verschiedener Risikoprämien rechtfertigen 
und sich dazu auf eine Analyse der auf den Finanzmärk­
ten angewandten Methoden stützen ( 20 ). 

(135) 2004 hat die Deloitte&Touche Wirtschaftsprüfungsgesell­
schaft GmbH eine Studie (nachstehend „Studie“ genannt) 
für die Generaldirektion Wettbewerb der Europäischen 
Kommission durchgeführt. In der Studie ( 21 ) wurden an­
hand empirischer Forschungen u. a. Risikoprämien aus­
gewiesen, die auf dem Markt für Unternehmen unter­
schiedlicher Risikokategorien und Transaktionen mit un­
terschiedlichen Sicherheiten zu beobachten waren. Der 
Studie ist eindeutig zu entnehmen, dass sich die Kom­
bination verschiedener Risikoaspekte (Kreditwürdigkeit 
des Kreditnehmers, Sicherheiten) in unterschiedlichen 
Aufschlägen auf den Basissatz niederschlägt. 

(136) Die Kommission hat auf der Grundlage der Studie ihren 
Ansatz bei der Berechnung des Beihilfeelements von Dar­
lehen in ihrer Mitteilung über die Änderung der Methode 
zur Festsetzung der Referenz- und Abzinsungssätze ( 22 ) 
(nachstehend „Referenzsatz-Mitteilung 2008“ genannt) 
weiter verfeinert. Die Referenzsatz-Mitteilung 2008 spie­
gelt den in der Studie verfolgten Ansatz wieder: Auf 
einen Basiszinssatz werden nach Maßgabe der Kreditwür­
digkeit des Unternehmens und der gebotenen Sicherhei­
ten Aufschläge angewandt.
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(137) Die Kommission vertritt ferner die Auffassung, dass die 
Ermittlung des Beihilfeelements in den zu beurteilenden 
Maßnahmen mit dem Konzept der Beihilfe in Verbindung 
steht. Gemäß der Rechtsprechung des Gerichtshofs steht 
außer Zweifel, dass die Frage, ob es sich bei einer Beihilfe 
um eine staatliche Beihilfe im Sinne des Vertrags handelt, 
anhand objektiver Gegebenheiten zu beantworten ist, die 
zu dem Zeitpunkt zu beurteilen sind, zu dem die Kom­
mission ihre Entscheidung trifft ( 23 ). 

(138) Die Kommission ist folglich der Auffassung, dass die 
Referenzsatz-Mitteilung 2008 die angemessene Grund­
lage für die Berechung des Beihilfeelements ist; daher 
wird sie im Folgenden das Beihilfeelement der in Rede 
stehenden Maßnahmen anhand dieser Mitteilung beurtei­
len. 

Beihilfeelement der Maßnahme 1 

(139) Das Beihilfeelement der stillen Einlage ergibt sich nach 
Auffassung der Kommission aus der Differenz zwischen 
der Vergütung, die Bike Systems auf dem freien Markt für 
die stille Einlage hätte zahlen müssen, und der tatsächlich 
gezahlten Vergütung. Da Bike Systems sich in Schwierig­
keiten befand, als die stille Einlage vorgenommen wurde, 
und das mit dieser verbundene Risiko hoch war, kann 
das Beihilfeelement bis zu 100 % der stillen Einlage be­
tragen, da diese Einlage möglicherweise von einem 
marktwirtschaftlich handelnden Anleger überhaupt nicht 
getätigt worden wäre ( 24 ). 

(140) Nach Auffassung der Kommission ist eine stille Einlage 
kein Darlehen, kann aber mit einem besonders risikorei­
chen Darlehen verglichen werden, da sie im Insolvenzfall 
sämtlichen anderen Forderungen einschließlich nachran­
giger Darlehen nachgeordnet ist. 

(141) Wie in Randnummer 92 erläutert muss die Situation von 
Bike Systems, das gerade ein Insolvenzverfahren abge­
schlossen hatte, nach Auffassung der Kommission als 
unsicher gelten. Seine Zukunftsaussichten waren unge­
wiss, da es nur zu einer begrenzten betrieblichen Um­
strukturierung gekommen war. Wie in Randnummer 92 
erläutert, ist das Unternehmen daher als ein Unterneh­
men in Schwierigkeiten zu betrachten. Darüber hinaus 
wurden keine Sicherheiten für die stille Einlage bereit­
gestellt, was das Ausfallrisiko erhöht. Daher ist die Kom­
mission der Auffassung, dass die Bürgschaft als „gering“ 
besicherte Transaktion im Sinne der Referenzsatz-Mittei­
lung 2008 anzusehen ist. Zusätzlich zu den fehlenden 
Sicherheiten ist die stille Einlage auch gegenüber sämtli­
chen anderen Darlehen im Insolvenzfall nachrangig, was 
das Ausfallrisiko weiter erhöht. Nach Auffassung der 
Kommission muss der letztgenannte Umstand als zusätz­
licher Risikofaktor zum Fehlen ausreichender Sicherheiten 
betrachtet werden, denn die geringe Besicherung erhöht 
das Risiko, dass der Anspruch eines Gläubigers im Falle 
der Zahlungsunfähigkeit des Kreditnehmers im Rahmen 
der Verwertung der Sicherheiten nicht unmittelbar befrie­
digt werden kann, während die Nachrangigkeit des An­
spruches bedeutet, dass ein Gläubiger im Falle des Insol­
venz seine Ansprüche erst nach anderen Gläubigern be­
friedigen kann und damit wahrscheinlich nichts zurück­
erhält. 

(142) Nach Auffassung der Kommission muss Bike Systems, da 
es sich zum Zeitpunkt der Gewährung der Maßnahme in 
Schwierigkeiten befand, in die Kreditkategorie „schlecht“ 
eingeordnet werden. In der Referenzsatz-Mitteilung 2008 
ist festgelegt, dass für Unternehmen dieser Kreditkatego­
rie mit geringer Besicherung ein Aufschlag von bis zu 
1 000 Basispunkten erforderlich sein könnte, um das 
Vorliegen einer Beihilfe auszuschließen. Nach Auffassung 
der Kommission ist angesichts des Fehlens von Sicherhei­
ten sowie des niedrigen Rangs der stillen Einlage ein 
Aufschlag von 1 000 Basispunkten gerechtfertigt. 

(143) Damit ergibt sich das Beihilfeelement der stillen Einlage 
aus der Differenz zwischen dem Referenzzinssatz zuzüg­
lich 1 000 Basispunkten und der Vergütung, die für die 
stille Einlage zu zahlen war. 

(144) Bei der Berechnung des Beihilfeelements kann die varia­
ble Vergütung von 3,5 % nach Auffassung der Kommis­
sion ferner nur teilweise berücksichtigt werden, da sie 
gewinnabhängig war. Das Unternehmen befand sich je­
doch in einer schlechten Lage, und die Gewinnaussichten 
waren unklar. Deswegen hält es die Kommission für ge­
rechtfertigt, die variable Vergütung nur zur Hälfte, d. h. 
in Höhe von 1,75 %, zu berücksichtigen. Als tatsächliche 
Vergütung, die in die Berechnung des Beihilfeelements 
einfließt, sollte daher der feste Satz von 8,75 % sowie 
die Hälfte der variablen Vergütung von 3,5 % berücksich­
tigt werden, was einer Gesamtvergütung von 10,5 % ent­
spricht. Das Beihilfeelement entspricht folglich der Diffe­
renz zwischen dem Referenzzins zuzüglich 1 000 Basis­
punkten und der Vergütung von 10,5 %. 

Beihilfeelement der Maßnahme 2 und der Maßnahme 3 

(145) Dank der als Maßnahmen 2 und 3 aufgeführten Bürg­
schaften konnten Sachsen Zweirad GmbH und Biria 
GmbH günstigere finanzielle Konditionen für ihre Darle­
hen erhalten, als ansonsten auf den Finanzmärkten üb­
lich. Das Beihilfeelement der Bürgschaft der Maßnahme 2 
und der Bürgschaft der Maßnahme 3 entspricht der Dif­
ferenz zwischen dem Zins, den Sachsen Zweirad GmbH 
und Biria GmbH unter Marktbedingungen (d.h. ohne 
Bürgschaft) für ein Darlehen hätten zahlen müssen, und 
dem Zins, zu dem das verbürgte Darlehen tatsächlich 
vergeben wurde. Diese Differenz dürfte der Prämie ent­
sprechen, die ein marktwirtschaftlich handelnder Bürge 
für diese Bürgschaften verlangt hätte. Da sich Sachsen 
Zweirad GmbH und Biria GmbH in Schwierigkeiten be­
fanden, als die Bürgschaften und die entsprechenden Dar­
lehen gewährt wurden, kann das Beihilfeelement sogar 
bis zu 100 % der Bürgschaften betragen, da kein Geld­
geber die Darlehen ohne Bürgschaft überhaupt gewährt 
hätte ( 25 ). 

(146) Mit dem Darlehen und der Bürgschaft an die Sachsen 
Zweirad GmbH war wegen der besonders geringen an­
gebotenen Sicherheiten nach Auffassung der Kommission 
ein zusätzliches Risiko verbunden. Die Bürgschaft für das 
Darlehen an die Sachsen Zweirad GmbH war lediglich 
durch eine selbstschuldnerische Bürgschaft der Unterneh­
men der Gruppe besichert. Der wirtschaftliche Wert sol­
cher selbstschuldnerischen Bürgschaften ist sehr gering.
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Daher ist die Kommission der Auffassung, dass die Bürg­
schaft als „gering“ besicherte Transaktion im Sinne der 
Referenzsatz-Mitteilung 2008 anzusehen ist. 

(147) Was das Darlehen und die Bürgschaft an die Biria GmbH 
betrifft, so waren die hierfür bereitgestellten Sicherheiten 
von einem höheren wirtschaftlichen Wert als die für die 
Bürgschaft an die Sachsen Zweirad GmbH bereitgestellten 
Sicherheiten. Trotzdem waren die Sicherheiten immer 
noch geringer als die normalerweise geforderten Sicher­
heiten. Die Bürgschaft für die Biria GmbH ist mit einer 
erstrangigen Grundschuld auf Vermögen von Bike Sys­
tems in Höhe von 15 Mio. EUR besichert. Die Grund­
schuld ist jedoch nachrangig zu einem anderen Darlehen 
von 2 Mio. EUR. Diese erstrangige Grundschuld deckte 
folglich lediglich knapp über 50 % der gesamten Darle­
henssumme. Es gibt jedoch keine Hinweise dafür, wie 
hoch der ordnungsgemäße Liquidationswert der Grund­
schuld ausfallen würde. Die weiteren Sicherheiten — 
Grundschulden, Abtretungen von Forderungen, Siche­
rungsübereignung von im Besitz der Unternehmen der 
Gruppe befindlichen Waren und eine selbstschuldnerisch 
Bürgschaft des Eigentümers von Biria GmbH — waren 
von geringem wirtschaftlichem Wert. Trotz der gestellten 
Sicherheiten muss die Bürgschaft nach Auffassung der 
Kommission als „gering“ besicherte Transaktion im Sinne 
der Referenzsatzmitteilung 2008 angesehen werden. 

(148) Wie oben dargelegt, befanden sich die Biria GmbH und 
die Sachsen Zweirad GmbH zum Zeitpunkt der Gewäh­
rung der Bürgschaften in Schwierigkeiten, so dass sie in 
die Kreditkategorie „schlecht“ einzustufen sind. Gemäß 
der Referenzsatz-Mitteilung 2008 kann sich in dieser Ra­
tingkategorie, wenn das Vorliegen einer staatlichen Bei­
hilfe ausgeschlossen werden soll, der anzuwendende Auf­
schlag im Falle geringer Sicherheiten auf bis zu 1 000 
Basispunkte belaufen. Nach Auffassung der Kommission 
ist im Falle der Sachsen Zweirad GmbH angesichts der 
geringen Sicherheiten ein Aufschlag in Höhe von 800 
Basispunkten gerechtfertigt. Die Biria GmbH bot gering­
fügig bessere Sicherheiten. Daher ist ein Aufschlag in 
Höhe von 700 Basispunkten gerechtfertigt. Der bei bei­
den Unternehmen im Vergleich zur stillen Einlage nied­
rigere Aufschlag ist auf den niedrigeren Rang der Einlage 
zurückzuführen. 

(149) Das Beihilfeelement der Bürgschaft für die Sachsen Zwei­
rad GmbH (Maßnahme 2) ergibt sich aus der Differenz 
zwischen dem Referenzzinssatz zuzüglich 800 Basis­
punkten und den Gesamtfinanzierungskosten (Zinssatz 
für das Darlehen plus etwaige Prämien für die Bürg­
schaft), zu denen das abgesicherte Darlehen bereitgestellt 
wurde. 

(150) Das Beihilfeelement der Bürgschaft für die Biria GmbH 
(Maßnahme 3) ergibt sich entsprechend aus der Differenz 
zwischen dem Referenzzinssatz zuzüglich 700 Basis­
punkten und den Gesamtfinanzierungskosten (Zinssatz 
für das Darlehen plus etwaige Prämien für die Bürg­
schaft), zu denen das abgesicherte Darlehen bereitgestellt 
wurde. 

6.6. Ausnahmen nach Artikel 107 Absätze 2 und 3 
AEUV 

(151) In Artikel 107 Absätze 2 und 3 AEUV sind Ausnahmen 
vom allgemeinen Beihilfeverbot in dessen Absatz 1 vor­
gesehen. 

(152) Die Ausnahmen in Artikel 107 Absatz 2 AEUV sind in 
diesem Fall nicht anwendbar, da die Beihilfemaßnahmen 
weder sozialer Art sind noch einzelnen Verbrauchern 
gewährt werden; sie dienen auch nicht der Beseitigung 
von Schäden, die durch Naturkatastrophen oder außerge­
wöhnliche Ereignisse entstanden sind, und sie werden 
nicht für die Wirtschaft bestimmter, durch die Teilung 
Deutschlands betroffener Gebiete der Bundesrepublik 
Deutschland gewährt. 

(153) Auch die Ausnahmebestimmungen des Artikels 107 Ab­
satz 3 Buchstaben b und d AEUV greifen nicht. Sie be­
ziehen sich auf die Förderung wichtiger Vorhaben von 
gemeinsamem Interesse sowie die Förderung der Kultur 
und der Erhaltung des kulturellen Erbes. 

(154) Damit bleiben die Ausnahmebestimmungen des Artikels 
107 Absatz 3 Buchstaben a und c AEUV und der darauf 
gestützten der Gemeinschaftsleitlinien. 

Maßnahme 1 

(155) Zunächst stellt die Kommission fest, dass Bike System 
seinen Sitz in einem Fördergebiet gemäß Artikel 107 
Absatz 3 Buchstabe a AEUV hat, das für Regionalbei­
hilfen in Betracht kommt. Dennoch hat Deutschland 
trotz der von der Kommission in der Einleitung des 
förmlichen Prüfverfahrens vorgebrachten Zweifel, keine 
Informationen übermittelt, dass die Voraussetzungen für 
die Gewährung von Regionalbeihilfen, wie in den Leit­
linien für staatliche Beihilfen mit regionaler Zielset­
zung ( 26 ) festgelegt, erfüllt sind. 

(156) Weitere Ausnahmebestimmungen sind in den Gemein­
schaftsleitlinien enthalten. Da die Beihilfe im März 
2001 gewährt wurde, gelangen die Rettungs- und Um­
strukturierungsleitlinien 1999 zur Anwendung. Der 
Kommission liegen keine Informationen darüber vor, 
dass die Beihilfe auf Grundlage dieser Leitlinien als mit 
dem AEUV vereinbar angesehen werden kann. Die Ge­
währung einer Umstrukturierungsbeihilfe wird in den 
Rettungs- und Umstrukturierungsleitlinien 1999 von 
der Durchführung eines tragfähigen Umstrukturierungs­
plans abhängig gemacht, wobei unverhältnismäßige 
Wettbewerbsverzerrungen zu vermeiden und die Beihilfe 
auf das Mindestmaß zu begrenzen sind. Trotz der von 
der Kommission bei Einleitung des Verfahrens zum Aus­
druck gebrachten Zweifel hat Deutschland keinerlei In­
formationen vorgelegt, wonach diese Voraussetzungen 
erfüllt wären. Die Kommission gelangt daher zu dem 
Ergebnis, dass die Voraussetzungen der Rettungs- und 
Umstrukturierungsleitlinien 1999 nicht erfüllt sind. 

(157) Ferner kommt für die in Rede stehende Maßnahme keine 
der anderen Leitlinien und Verordnungen zur Anwen­
dung, die für Beihilfen u. a. in den Bereichen Forschung 
und Entwicklung, Umwelt, kleine und mittlere Unterneh­
men, Beschäftigung und Ausbildung oder Risikokapital 
gelten. Da die Maßnahme auf kein Ziel von gemein­
samem Interesse ausgerichtet ist, stellt die Beihilfe eine 
mit dem AEUV unvereinbare Betriebsbeihilfe dar.
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Maßnahmen 2 und 3 

(158) Die Kommission stellt fest, dass die Sachsen Zweirad 
GmbH und die Biria GmbH ihren Sitz in einem Förder­
gebiet gemäß Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe a AEUV 
haben. Dennoch greifen die Ausnahmebestimmungen in 
diesem Buchstaben und die Regionalbestimmungen in 
Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe c AEUV nicht, da sich 
die Sachsen Zweirad GmbH und die Biria GmbH in 
Schwierigkeiten befanden und die Beihilfemaßnahmen 
nicht auf die wirtschaftliche Entwicklung einer bestimm­
ten Region abgestellt waren. 

(159) Die Kommission kommt zu dem Schluss, dass nur die 
Leitlinien der Gemeinschaft für staatliche Beihilfen zur 
Rettung und Umstrukturierung von Unternehmen in 
Schwierigkeiten greifen könnten. Da die Beihilfe im 
März 2003 und Dezember 2003 gewährt wurde, gelan­
gen die Rettungs- und Umstrukturierungsleitlinien 1999 
zur Anwendung. 

(160) Die Gewährung einer Beihilfe wird von der Durchführung 
eines Umstrukturierungsplans abhängig gemacht, dessen 
Laufzeit möglichst begrenzt sein muss, und der die lang­
fristige Rentabilität des Unternehmens innerhalb einer 
angemessenen Frist auf Grundlage realistischer Annah­
men hinsichtlich der künftigen Betriebsbedingungen wie­
derherstellt. Trotz der von der Kommission bei Einleitung 
des Verfahrens zum Ausdruck gebrachten Zweifel hat 
Deutschland keinerlei Informationen vorgelegt, wonach 
die Bürgschaften aufgrund eines tragfähigen Umstruktu­
rierungsplans gewährt wurden, der die Rentabilität der 
Gruppe wiederhergestellt hätte. 

(161) Ferner müssen Maßnahmen getroffen werden, um nach­
teilige Auswirkungen der Beihilfe auf Konkurrenten nach 
Möglichkeit abzumildern. Meist bedeutet dies eine Be­
grenzung der Präsenz des Unternehmens auf seinem 
Markt oder seinen Märkten nach Abschluss der Umstruk­
turierungsphase. Der Kommission liegen keine Angaben 
zu dem relevanten Markt und dem Anteil der Biria- 
Gruppe an diesem relevanten Markt vor. Ebenso liegen 
keine Angaben über etwaige Ausgleichsmaßnahmen vor, 
um die Präsenz des Unternehmens auf dem Markt zu 
begrenzen. Vielmehr hat es den Anschein, dass die Bi­
ria-Gruppe mit der Übernahme von Checker Pig und Bike 
Systems im Jahr 2001 expandiert hat. 

(162) Die Höhe der Beihilfe muss sich nach den Rettungs- und 
Umstrukturierungsleitlinien 1999 auf das für die Um­
strukturierung unbedingt notwendige Mindestmaß unter 
Berücksichtigung der verfügbaren Finanzmittel des Unter­
nehmens und seiner Anteilseigner beschränken. Des Wei­
teren muss der Beihilfeempfänger aus eigenen Mitteln 
oder durch Fremdfinanzierung zu Marktbedingungen ei­
nen bedeutenden Beitrag zu dem Umstrukturierungsplan 
leisten. Da die Beihilfe nicht auf der Grundlage eines 
Umstrukturierungsplans gewährt wurde, liegen der Kom­
mission keine Angaben über den Beitrag des Beihilfeemp­
fängers und darüber vor, ob die Beihilfe auf das Mindest­
maß begrenzt war. 

(163) Nach den Rettungs- und Umstrukturierungsleitlinien 
1999 dürfen Umstrukturierungsbeihilfen nur einmal ge­
währt werden. Hat das betreffende Unternehmen bereits 

in der Vergangenheit eine Umstrukturierungsbeihilfe er­
halten und ist die Umstrukturierungsphase seit weniger 
als 10 Jahren abgeschlossen, genehmigt die Kommission 
in der Regel die Gewährung einer weiteren Umstruktu­
rierungsbeihilfe nur unter außergewöhnlichen und unvor­
hersehbaren Umständen. 

(164) Die Sachsen Zweirad GmbH hat im April 1996 und im 
März 1998 eine Umstrukturierungsbeihilfe in Form einer 
öffentlichen Beteiligung von insgesamt 1 278 200 EUR 
auf der Grundlage einer genehmigten Beihilferegelung 
erhalten. Da weniger als 10 Jahre vergangen sind, seit 
die Umstrukturierungsphase der Sachsen Zweirad 
GmbH abgeschlossen wurde, und der Kommission keine 
außergewöhnlichen und unvorhersehbaren Umstände be­
kannt sind, wurde der Grundsatz der einmaligen Beihilfe 
bei der Bereitstellung der beiden Bürgschaften nicht ein­
gehalten. 

(165) Die Kommission gelangt daher zu dem Ergebnis, dass die 
Voraussetzungen der Rettungs- und Umstrukturierungs­
leitlinien 1999 nicht erfüllt sind. 

(166) Ferner kommt nach Auffassung der Kommission für die 
Maßnahmen 2 und 3 keine der anderen Gemeinschafts­
leitlinien und -verordnungen zur Anwendung, die für 
Beihilfen u. a. in den Bereichen Forschung und Entwick­
lung, Umwelt, kleine und mittlere Unternehmen, Beschäf­
tigung und Ausbildung oder Risikokapital gelten. Da die 
Maßnahmen auf kein Ziel von gemeinsamem Interesse 
ausgerichtet sind, stellen die Beihilfen mit dem AEUV 
unvereinbare Betriebsbeihilfen dar. 

VII. SCHLUSSFOLGERUNG 

(167) Die Kommission gelangt daher zu dem Ergebnis, dass die 
Beteiligung von gbb an Bike Systems in Höhe von 
1 070 732 EUR, die 80 %ige Bürgschaft für ein Darlehen 
an die Sachsen Zweirad GmbH in Höhe von 5,6 Mio. 
EUR und die 80 %ige Bürgschaft für ein Darlehen an 
die Biria GmbH (später Biria AG) in Höhe von 
24 875 000 EUR staatliche Beihilfen darstellen und nicht 
die Voraussetzungen für eine Vereinbarkeit mit dem Bin­
nenmarkt erfüllen. 

(168) Gemäß Artikel 14 Absatz 1 der Verordnung (EG) 
Nr. 659/1999 ist die Kommission grundsätzlich ver­
pflichtet, die Rückforderung dieser mit dem Binnenmarkt 
unvereinbaren Beihilfe vom Beihilfeempfänger anzuord­
nen — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die staatliche Beihilfe Deutschlands zugunsten von Bike Systems 
GmbH & Co. Thüringer Zweiradwerk KG (derzeit MB System), 
Sachsen Zweirad GmbH und Biria GmbH (später Biria AG und 
derzeit MB Immobilien) ist mit dem Binnenmarkt unvereinbar. 
Die Beihilfe umfasste folgende Maßnahmen: 

a) Maßnahme 1: eine stille Einlage in der Bike Systems GmbH 
& Co. Thüringer Zweiradwerk KG (derzeit MB System) in 
Höhe von 2 070 732 EUR. Das Beihilfeelement entspricht 
der Differenz zwischen dem Referenzzins zuzüglich 1 000 
Basispunkten und der Vergütung der stillen Einlage (Festsatz 
plus 50 % der variablen Vergütung).
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b) Maßnahme 2: eine Bürgschaft in Höhe von 4 480 000 EUR 
zugunsten der Sachsen Zweirad GmbH (später Biria AG, 
derzeit MB Immobilien). Das Beihilfeelement entspricht der 
Differenz zwischen dem Referenzzins zuzüglich 800 Basis­
punkten und den Gesamtfinanzierungskosten (dem Zins für 
das Darlehen plus etwaige Prämien für die Bürgschaft), zu 
denen das verbürgte Darlehen bereitgestellt wurde. 

c) Maßnahme 3: eine Bürgschaft in Höhe von 19 900 000 EUR 
zugunsten der Biria GmbH (später Biria AG, derzeit MB 
Immobilien). Das Beihilfeelement entspricht der Differenz 
zwischen dem Referenzzins zuzüglich 700 Basispunkten 
und den Gesamtfinanzierungskosten (dem Zins für das Dar­
lehen plus etwaige Prämien für die Bürgschaft), zu denen das 
verbürgte Darlehen bereitgestellt wurde. 

Artikel 2 

(1) Deutschland fordert die in Artikel 1 genannte Beihilfe 
vom Begünstigten zurück. 

(2) Die Rückforderung erfolgt unverzüglich nach den natio­
nalen Verfahren, sofern diese die sofortige, tatsächliche Durch­
führung des Beschlusses ermöglichen. 

(3) Der Rückforderungsbetrag umfasst Zinsen, die von dem 
Zeitpunkt, ab dem die Beihilfe dem Begünstigten zur Verfügung 
stand, bis zu deren tatsächlicher Rückzahlung berechnet werden. 

(4) Die Zinsen werden gemäß Kapitel 5 der Verordnung (EG) 
Nr. 794/2004 der Kommission ( 27 ) nach der Zinseszinsformel 
berechnet. 

(5) Deutschland stellt mit Bekanntgabe dieses Beschlusses alle 
ausstehenden Zahlungen für die in Artikel 1 genannte Beihilfe 
ein. 

Artikel 3 

(1) Die in Artikel 1 genannte Beihilfe wird sofort und tat­
sächlich zurückgefordert. 

(2) Deutschland stellt sicher, dass dieser Beschluss binnen 
vier Monaten nach seiner Bekanntgabe umgesetzt wird. 

Artikel 4 

(1) Deutschland übermittelt der Kommission binnen zwei 
Monaten nach Bekanntgabe dieses Beschlusses die folgenden 
Informationen: 

a) Gesamtbetrag (Hauptforderung und Zinsen), der vom Be­
günstigten zurückzufordern ist; 

b) ausführliche Beschreibung der Maßnahmen, die ergriffen 
wurden bzw. beabsichtigt sind, um diesem Beschluss nach­
zukommen; 

c) Unterlagen, aus denen hervorgeht, dass an den Begünstigten 
eine Rückzahlungsanordnung ergangen ist. 

(2) Deutschland unterrichtet die Kommission über den Fort­
gang seiner Maßnahmen zur Umsetzung dieses Beschlusses, bis 
die Rückzahlung der in Artikel 1 genannten Beihilfe abgeschlos­
sen ist. Auf Anfrage der Kommission legt Deutschland unver­
züglich Informationen über die Maßnahmen vor, die ergriffen 
wurden bzw. beabsichtigt sind, um diesem Beschluss nach­
zukommen. Ferner übermittelt Deutschland ausführliche Anga­
ben über die Beihilfebeträge und die Zinsen, die vom Begüns­
tigten bereits zurückgezahlt wurden. 

Artikel 5 

Dieser Beschluss ist an die Bundesrepublik Deutschland gerich­
tet. 

Brüssel, den 14. Dezember 2010 

Für die Kommission 

Joaquín ALMUNIA 
Vizepräsident
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BESCHLUSS DES RATES 

vom 19. Juli 2011 

über die Aufnahme des automatisierten Austauschs von DNA-Daten mit Portugal 

(2011/472/EU) 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Beschluss 2008/615/JI des Rates vom 23. Juni 
2008 zur Vertiefung der grenzüberschreitenden Zusammen­
arbeit, insbesondere zur Bekämpfung des Terrorismus und der 
grenzüberschreitenden Kriminalität ( 1 ), insbesondere auf 
Artikel 2 Absatz 3 und Artikel 25, 

gestützt auf den Beschluss 2008/616/JI des Rates vom 23. Juni 
2008 zur Durchführung des Beschlusses 2008/615/JI ( 2 ), ins­
besondere auf Artikel 20 sowie auf Kapitel 4 des Anhangs, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Gemäß dem — dem Vertrag über die Europäischen 
Union, dem Vertrag über die Arbeitsweise der Europäi­
schen Union und dem Vertrag zur Gründung der Euro­
päischen Atomgemeinschaft angehängten — Protokoll 
über die Übergangsbestimmungen behalten die Rechts­
akte der Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen 
der Union, die vor dem Inkrafttreten des Vertrags von 
Lissabon angenommen wurden, so lange Rechtswirkung, 
bis sie in Anwendung der Verträge aufgehoben, für nich­
tig erklärt oder geändert werden. 

(2) Daher ist Artikel 25 des Beschlusses 2008/615/JI an­
wendbar und muss der Rat durch einstimmigen Beschluss 
feststellen, ob die Mitgliedstaaten die Bestimmungen des 
Kapitels 6 jenes Beschlusses umgesetzt haben. 

(3) Nach Artikel 20 des Beschlusses 2008/616/JI sind Be­
schlüsse gemäß Artikel 25 Absatz 2 des Beschlusses 
2008/615/JI auf der Grundlage eines Bewertungsberichts 
zu fassen, dem ein Fragebogen zugrunde liegt. Im Zu­
sammenhang mit dem automatisierten Datenaustausch 
gemäß Kapitel 2 des Beschlusses 2008/615/JI muss sich 
der Bewertungsbericht auf einen Bewertungsbesuch und 
einen Testlauf stützen. 

(4) Portugal hat das Generalsekretariat des Rates gemäß 
Artikel 36 Absatz 2 des Beschlusses 2008/615/JI über 
die nationalen DNA-Analyse-Dateien, auf die die 
Artikel 2 bis 6 des genannten Beschlusses Anwendung 
finden, sowie über die Bedingungen für den automatisier­
ten Abruf, wie er in Artikel 3 Absatz 1 desselben Be­
schlusses vorgesehen ist, unterrichtet. 

(5) Nach Kapitel 4 Punkt 1.1 des Anhangs des Beschlusses 
2008/616/JI betrifft der von der zuständigen Ratsarbeits­
gruppe erstellte Fragebogen alle Arten des automatisier­
ten Datenaustauschs und ist der Fragebogen von einem 
Mitgliedstaat zu beantworten, wenn dieser davon ausgeht, 
dass er die Voraussetzungen für einen Austausch von 
Daten der jeweiligen Kategorie erfüllt. 

(6) Portugal hat den Fragebogen zum Datenschutz und den 
Fragebogen zum DNA-Datenaustausch ausgefüllt. 

(7) Portugal hat einen Testlauf mit Deutschland erfolgreich 
durchgeführt. 

(8) Ein Bewertungsbesuch in Portugal hat stattgefunden, und 
ein Bericht über diesen Besuch wurde von dem deutschen 
Bewertungsteam erstellt und der zuständigen Ratsarbeits­
gruppe zugeleitet. 

(9) Dem Rat wurde ein Gesamtbericht mit einer umfassen­
den Evaluierung der Ergebnisse des Fragebogens, des Be­
wertungsbesuchs und des Testlaufs zum DNA-Datenaus­
tausch vorgelegt — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Für die Zwecke des automatisierten Abrufs und Abgleichs von 
DNA-Daten hat Portugal die allgemeinen Datenschutzbestim­
mungen des Kapitels 6 des Beschlusses 2008/615/JI vollständig 
umgesetzt und ist berechtigt, personenbezogene Daten nach den 
Artikeln 3 und 4 des genannten Beschlusses ab dem Zeitpunkt 
des Inkrafttretens des vorliegenden Beschlusses zu empfangen 
und zu übermitteln. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Annahme in Kraft. 

Geschehen zu Brüssel am 19. Juli 2011. 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 
M. SAWICKI

DE 27.7.2011 Amtsblatt der Europäischen Union L 195/71 

( 1 ) ABl. L 210 vom 6.8.2008, S. 1. 
( 2 ) ABl. L 210 vom 6.8.2008, S. 12.



BESCHLUSS 2011/473/GASP DES RATES 

vom 25. Juli 2011 

zur Änderung des Beschlusses 2010/279/GASP über die Polizeimission der Europäischen Union in 
Afghanistan (EUPOL AFGHANISTAN) 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Europäische Union, insbeson­
dere auf Artikel 28 und Artikel 43 Absatz 2, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Der Rat hat am 30. Mai 2007 die Gemeinsame Aktion 
2007/369/GASP ( 1 ) über die Einrichtung einer Polizeimis­
sion der Europäischen Union in Afghanistan (EUPOL AF­
GHANISTAN) angenommen. 

(2) Der Rat hat am 18. Mai 2010 den Beschluss 
2010/279/GASP ( 2 ) angenommen, mit dem die Mission 
EUPOL AFGHANISTAN bis zum 31. Mai 2013 verlän­
gert wurde. Gemäß dem Beschluss 2011/298/GASP zur 
Änderung des Beschlusses 2010/279/GASP ( 3 ) deckt der 
als finanzieller Bezugsrahmen dienende Betrag von 
54 600 000 EUR den Zeitraum bis zum 31. Juli 2011 
ab. 

(3) Nach Artikel 13 Absatz 2 des Beschlusses 
2010/279/GASP wird der als finanzieller Bezugsrahmen 
dienende Betrag für die darauf folgenden Zeiträume 
durch den Rat festgelegt. 

(4) Der Beschluss 2010/279/GASP sollte geändert werden, 
um den als finanziellen Bezugsrahmen dienenden Betrag 
für den Zeitraum vom 1. August 2011 bis zum 31. Juli 
2012 aufzunehmen — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

In Artikel 13 Absatz 1 des Beschlusses 2010/279/GASP wird 
folgender Unterabsatz angefügt: 

„Der als finanzieller Bezugsrahmen dienende Betrag zur De­
ckung der Kosten von EUPOL AFGHANISTAN für den Zeit­
raum vom 1. August 2011 bis zum 31. Juli 2012 beläuft 
sich auf 60 500 000 EUR.“ 

Artikel 2 

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Annahme in Kraft. 

Geschehen zu Brüssel am 25. Juli 2011. 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 

M. DOWGIELEWICZ
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Amtsblatt der EU, Reihen L + C, monatliche (kumulative) DVD 22 EU-Amtssprachen 400 EUR pro Jahr 

Supplement zum Amtsblatt (Reihe S), öffentliche Aufträge und 
Ausschreibungen, DVD, 1 Ausgabe pro Woche 

Mehrsprachig: 
23 EU-Amtssprachen 

300 EUR pro Jahr 

Amtsblatt der EU, Reihe C — Auswahlverfahren Sprache(n) gemäß Auswahl- 
verfahren 

50 EUR pro Jahr 

Das Amtsblatt der Europäischen Union, das in allen EU-Amtssprachen erscheint, kann in 22 Sprachfassungen 
abonniert werden. Es umfasst die Reihen L (Rechtsvorschriften) und C (Mitteilungen und Bekanntmachungen). 
Ein Abonnement gilt jeweils für eine Sprachfassung. 
In Übereinstimmung mit der Verordnung (EG) Nr. 920/2005 des Rates, veröffentlicht im Amtsblatt L 156 vom 
18. Juni 2005, die besagt, dass die Organe der Europäischen Union ausnahmsweise und vorübergehend von der 
Verpflichtung entbunden sind, alle Rechtsakte in irischer Sprache abzufassen und zu veröffentlichen, werden die 
Amtsblätter in irischer Sprache getrennt verkauft. 
Das Abonnement des Supplements zum Amtsblatt (Reihe S — Bekanntmachungen öffentlicher Aufträge) umfasst 
alle Ausgaben in den 23 Amtssprachen auf einer einzigen mehrsprachigen DVD. 
Das Abonnement des Amtsblatts der Europäischen Union berechtigt auf einfache Anfrage hin zu dem Bezug der 
verschiedenen Anhänge des Amtsblatts. Die Abonnenten werden durch einen im Amtsblatt veröffentlichten 
„Hinweis für den Leser“ über das Erscheinen der Anhänge informiert. 

Verkauf und Abonnements 

Abonnements von Periodika unterschiedlicher Preisgruppen, darunter auch Abonnements des Amtsblatts der 
Europäischen Union, können über die Vertriebsstellen bezogen werden. Die Liste der Vertriebsstellen findet 
sich im Internet unter: 
http://publications.europa.eu/others/agents/index_de.htm 

EUR-Lex (http://eur-lex.europa.eu) bietet einen direkten und kostenlosen Zugang zum EU-Recht. Die 
Site ermöglicht die Abfrage des Amtsblatts der Europäischen Union und enthält darüber hinaus die 

Rubriken Verträge, Gesetzgebung, Rechtsprechung und Vorschläge für Rechtsakte. 

Weitere Informationen über die Europäische Union finden Sie unter: http://europa.eu 
DE


